151 - 1920-02-24/25 1

Vertraulich !

Kabinettsprotokoll Nr. 151
vom 24. und 25. Februar 1920.

Anwesend:
Samtliche Kabinettsmitglieder, ferner die Unterstaatssekretdre Dr. Eisler, Gldckel,
Miklas,Dr.Resch undDr.Waiss.

Zugezogen:
zu Punkt 1: zu den einzelnen Steuervorlagen vom Staatsamt flir Finanzen die Sektionschefs
Dr.Joas und Dr. Gottlieb-Billroth, ferner die Ministerialrdte Dr. Salzer
und Dr.Griunwald.
zu Punkt 2: vom Staatsamt fur Finanzen Ministerialrat Dr. Wil fling.
zu Punkt 3: vom Staatsamt fur Finanzen Sektionschef Dr. Grim m und Ministerialrat Dr.

Redinger.

Vorsitz: Staatskanzler Dr.Renner.

Dauer der Verhandlungen
am 24. Februar: 10.00 — 13.00 und
von 16.00 — 20.00,
am 25. Februar: 10.00 — 13.30

Reinschrift (63 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO

Inhalt:
1. Steuervorlagen.
2. Entwurf eines Gesetzes wegen Bewilligung einer einmaligen, nicht wiederkehrenden
Aushilfe an die Staatsangestellten (Staatsangestelltenaushilfengesetz).

3. Pensionistengesetz.

Beilagen:
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Beilage zu Punkt 1 (Steuervorlagen) a betr. Studie des StA. f. Finanzen Uber die Belastung
durch Besitz- und Massensteuern vor dem Krieg, gegenwartig und nach Durchfiihrung des
vorgelegten Finanzprogramms (26 Seiten)

Beilage zu Punkt 1b betr. Gesetzesvorlage zur Ergdnzung der Einkommenssteuer um eine
Vermdgens- und Vermdgenszuwachssteuer mit Bemerkungen und einer Zusammenstellung
wichtiger auslandischer Gesetze (90 Seiten, gedruckt)

Beilage zu Punkt 1c betr. Gesetzesvorlage lber die allgemeine Erwerbsteuer (1918-20) und
die Grundsteuer fir 1920 (10 Seiten, gedruckt)

Beilage zu Punkt 1d betr. Gesetzesvorlage Uber die Gewéhrung und Dotation nebst
auBerordentlichen Zuschiissen an die Lander und an die Gemeinde Wien fir die Jahre 1919
und 1920 mit Bemerkungen (Landerdotationsgesetz, 12 Seiten, gedruckt)

Beilage zu Punkt 1e betr. Vorlage des Gemeindelberweisungsgesetzes mit Bemerkungen (9
Seiten, gedruckt)

Beilage zu Punkt 1f betr. Vorlage des Umsatzsteuergesetzes mit Begrindung, im Anhang
auslandische Gesetze (105 Seiten, gedruckt)

Beilage zu Punkt 1g betr. Vortrag des StA f. Finanzen Uber den Gesetzesentwurf wegen
Erhéhung einiger Verbrauchsabgaben (5 Seiten)

Beilage zu Punkt 1g betr. Vorlage des Gesetzesentwurfs wegen Erhohung einiger
Verbrauchsabgaben mit Bemerkungen (6 Seiten, gedruckt)

Beilage zu Punkt 1i betr. Vortrag des StA. f. Finanzen (ber die Abdanderung des
Personalsteuergesetzes (8 Seiten)

Beilage zu Punkt 1i betr. Entwurf der Personalsteuernovelle (58 Seiten, gedruckt)

Beilage zu Punkt 1k betr. Entwurf des Staatszuschlagsgesetzes 1920 mit Begrindung (3
Seiten, gedruckt)

Beilage zu Punkt 11 betr. Vorlage des Brotauflagengesetzes 1920 mit Bemerkungen (5 Seiten,
gedruckt)

Beilage zu Punkt 2 betr. Vorlage des Staatsangestelltenaushilfsgesetzes mit Begrindung (3

Seiten, gedruckt, Zweitexemplar maschingeschrieben)

1.
Steuerverlagen.
a) tabellarische Zusammenstellung tber die ziffernméRigen Wirkungen der beabsichtigten
Steuererh6hungen.

Staatssekretdr Dr. Reisch legt dem Kabinettsrate die in der Sitzung vom 29. Janner 1.J.
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verlangte tabellarische Zusammenstellung Uber die ziffernméBigen Wirkungen der
beabsichtigten Steuererhebungen vor. Er erldutert zun&chst das Wesen der Besitz- und der
Massensteuern, welche Einteilung in der Literatur nur mehr an Stelle der Scheidung der
Steuern nach der Einhebungsart in direkte und indirekte Steuern Ublich geworden sei. Eine
Mittelstellung zwischen den Besitz- und Massensteuern nehmen die Verkehrssteuern
(Stempel, Taxen und Gebuhren) ein, die je nach dem Objekt der einen oder anderen Gruppe,
vorwiegend jedoch den Besitzsteuern zuzurechnen seien. Die Vermdgenstbertragungsgebihr,
Aktienemissionsgebuhr, Versicherungsgebuhr u.s.w. ebenso ein groRer Teil der
Stempelgebihren seien typische Besitzsteuern, wirden in der Zusammenstellung jedoch nur
zu 3/4, die Eisenbahnverkehrssteuern sogar nur mit 1/4 den Besitzsteuern zugerechnet. VVon
der Umsatzsteuer sei die Halfte auf die Besitzsteuern in Anschlag gebracht worden, obwohl
hier ein hoéheres Verhaltnis gerechtfertigt wére; denn die Luxusumsatzsteuer, der Ertrag
voraussichtlich ungefahr 1/3 des Gesamtbetrages der Umsatzsteuer ausmachen werde, treffe
ausschlieBlich die Besitzenden und auch die allgemeine Umsatzsteuer werde vorwiegend von
diesen Kreisen getragen werden mdissen, da sie ofter Kéufe vornehmen, bessere Qualitaten
kaufen und zum Teil auch fir den Bedarf ihres Dienstpersonales aufzukommen haben. Die
vorgelegten Ubersichten stellen nun einerseits die Steuerergebnisse aus dem Jahre 1913, jenen
nach dem Staatsvoranschlage aus dem Jahre 1919/20 und den Ergebnissen nach diesem
Voranschlage vermehrt um die Mehreinnahmen aus dem zur Diskussion stehenden
Steuerprogramm gegeniiber und bringen andererseits einen Vergleich des Verhaltnisses der
Massensteuern zu den Besitzsteuern unter Zugrundelegung der rechnungsmaRigen Ergebnisse
des Jahres 1913, des Voranschlages 1919/20 und der beabsichtigten Steuererh6hung. Bei
Ermittlung des Verhéltnisses zwischen den Massen- und den Besitzsteuern sei zundchst eine
Vorfrage hinsichtlich der Behandlung der Vermdgensabgebe zu 16sen, namlich ob diese mit
der jéhrlichen Belastung bei der Aufteilung der Abgabe auf eine 30 jahrige Rente mit 6 %2 %
des Ertrages oder mit der flr das erste Jahr gesetzlich vorgeschriebenen Einzahlung von 10 %
oder schlief3lich mit der gesetzlich begiinstigten VVorauszahlung von 25 % eingestellt werden
solle. Die Ubersicht beriicksichtige alle drei Varianten und gelange dadurch zu folgenden
Verhéltnissatzen: Die Massensteuern verhalten sich zu den Besitzsteuern nach den
rechnungsmaRigen Ergebnissen des Jahres 1913 wie 1 : 1,062, nach dem Staatsvoranschlage
1919/20 wie 1 : 0,874 und nach Durchfihrung des Finanzprogrammes je nach der
Behandlung der Vermdgensabgabe nach den obigen Varianten wie 1 : 1,537 beziehungsweise
1:1,813 und 1:2,999. Das Wachstum der Massensteuern zu jenem der Besitzsteuern stehe

wieder bei Berlicksichtigung der drei Varianten bezlglich der Vermdgensabgabe wie 1 :
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1,644 beziehungsweise 1 : 1,963 und 1 : 3,437 . Die absolute Steigerung des Ergebnisses
gegenuber dem Jahre 1913 belaufe sich bei den Massensteuern auf 442,7 %, bei den
Besitzsteuern je nach der Einstellung der Quote fir die Vermdgensabgabe auf 683,7,
beziehungsweise 824,7 und 1.433,2 %. Das Steigerungsprozent der Massen- zu jenen der
Besitzsteuern verhalte sich je nach der Behandlung der Vermdgensabgabe wie 1 : 1,544
beziehungsweise 1 : 1,863 und 1 : 3,237. Die vorgeschlagenen Steuererhebungen verschieben
also das Verhaltnis sehr betrachtlich zu Gunsten der besitzlosen Massen und zu Lasten der
Besitzenden.

Staatssekretir Eldersch wendet gegen die Ubersicht ein, dass sie die
Einkommensteuer, welche jetzt vorwiegend die breiten Schichten belasten werde, bei den
Besitzsteuern einrechne, und weiters mit dem Anschlage der Umsatzsteuer zur Halfte auf die
Besitzsteuern zu weit gehe. Die Vermdgensabgabe konne, da es sich um die Ermittlung des
Verhaltnisses der dauernden Belastung handle, jedesfalls nur mit den Annuitdtenzahlungen
eingestellt werden. SchlieRlich komme bei den indirekten Steuern kein richtiges Bild hervor,
da ihr Ertrégnis infolge des eingeschrankten Konsums eine wesentliche Herabminderung
gegenliber dem Normalen erfahren habe.

Der Vorsitzende betont, dass die Einkommensteuer, die heute Uberwiegend eine
Lohnsteuer vorstelle, prozentuell auch den Massensteuern zugerechnet werden musse. Das
Verhaltnis zwischen Massen- und Besitzsteuern wiirde schon dann als befriedigend angesehen
werden konnen, wenn es sich nach dieser Umstellung hinsichtlich der Einkommensteuer auf 1
: 1 belaufen wiirde.

Staatssekretdar Dr. Reisch Dbezeichnet die Einwendungen bezlglich der
Einkommensteuer als unzutreffend. Die Ursache der Anfechtung der indirekten Steuern liege
darin, dass ihren Sétzen die Progression fehle und sie daher die Steuerpflichtigen proportional
ohne Ricksicht auf das Einkommen belasten. Die Einkommensteuer dagegen sei progressiv
und beriicksichtige damit in hohem Male die wirtschaftlichen Verhdltnisse des
Steuersubjektes. Daher wadre die Zuweisung eines Teiles ihrer Ertragnisse zu den
Massensteuern ungerechtfertigt, mindestens aber misste dann auch jener Teil der
Massensteuern ermittelt werden, welcher auf die Besitzenden entfallt.

Vizekanzler Fink bemerkt, dass sich das richtige Verhéltnis zwischen den Besitz- und den
Massensteuern nur bei Berticksichtigung der Landes- und Gemeindezuschlége ermitteln lasse,

da erst diese die grol3e Belastung der Besitzenden ergeben.

b) Vermdgens- und Vermogenszuwachssteuer.
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Zur Begrindung des Entwurfes fiir ein Gesetz Uber eine die Einkommensteuer erganzende
Vermdgenssteuer und eine Vermodgenszuwachssteuer (Vermogenssteuergesetz) beruft sich
Staatssekretar Dr. R e i s ¢ h auf seine Ausfuihrungen in der Sitzung des Kabinettsrates am 29.
Janner 1.J.

Der Vorsitzende bemerkt, dass die Steuersdtze des Entwurfes den stirksten
Einwendungen begegnen. Nach seiner Meinung werde Uber die Sétze endgiltig erst bestimmt
werden kdnnen, bis einerseits das finanzielle Erfordernis des Staates bekannt sein werde und
andererseits die Steuersdtze der verschiedenen neuen Steuern in ihrem gegenseitigen
Verhaltnisse werden beurteilt werden kénnen.

Vizekanzler Fink halt es fur notwendig, neben diesen Momenten euch noch auf die
Leistungsfahigkeit der Volkswirtschaft Bedacht zu nehmen, um nicht durch eine iberméaRige
Belastung im Ganzen das Wirtschaftsleben und die Konkurrenzfahigkeit zu vernichten.
Weiters mussten Ausnahmebestimmungen flr Vorarlberg getroffen werden, um den Umstand
zu berticksichtigen, dass dort von den Gemeinden seit dem Jahre 1837 eine Vermdgenssteuer
mit einem Satze von 10 % eingehoben werde.

Staatssekretdr Dr. D eutsch erachtet die Ansétze der Vorlage als zu niedrig und bringt
deren jahrliche Neubemessung in Vorschlag.

Staatssekretdar Dr. Reisch verweist darauf, dass die Vermodgenssteuer nur eine
Ergdnzung des Ertragssteuersystemes darstelle, und die Bestimmung habe, die
Kriegszuschldge zu diesen zu ersetzen. Unter diesem Gesichtspunkte missten die
vorgesehenen Ansétze als ausreichend bezeichnet werden, zumal sie umgerechnet auf den
Ertrag eine sehr empfindliche Belastung darstellen. Die alljahrliche Neufestsetzung der Satze
kdnne, da es sich um eine Ertragsteuer handelt, nicht in Frage kommen.

Unterstaatssekretar Dr. Eisler glaubt, dass die Beurteilung der Sétze durch die vorherige
Kenntnis bedingt sei, in welcher Héhe und in welchem Tempo die Vermdgensabgabe
eingehoben wird, und davon abhange, ob auch bezlglich der Erbsteuer eine Neuregelung
geplant werde. Wesentlich dagegen scheine ihm zu sein, die Bestimmungen des Gesetzes
nach der Seite zu diskutieren, ob es eine rasche Veranlagung und Einhebung der Steuern
ermogliche. In dieser Hinsicht misse Redner die allgemeine Bemerkung machen, dass die
Bestimmung der Frist fur die Einbringung der Steuerbekenntnisse bis zum 31. J&nner viel zu
kurz sei und eine Strafsanktion auch auf die Einbringung von offenkundig unzulénglichen
Bekenntnissen gesetzt werden misse.

Staatssekretdar Dr. Deutsch wiederholt, dass ihm die Einflhrung fester Satze nicht

zweckméRig erscheine, er sich aber der Anschauung des Staatssekretdrs Dr. Reisch
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unterordne. Dagegen miisse er nach wie vor das AusmaR der Steuer nach § 15 und mehr noch
das Ausmal} der Vermdgenszuwachssteuer nach 8 40 als unzulénglich bezeichnen.

Staatssekretdar Dr. Reisch erklart zu den Ausfihrungen des Unterstaatssekretérs Dr.
Eisler, dass eine Erhohung der Erbsteuer nicht in Aussicht genommen sei, da sie erst
kirzlich auf solche Betrédge erhéht wurde, dass eine weitere Steigerung nicht mehr in Frage
komme.

Die Erlassung von Sonderbestimmungen fur Vorarlberg scheine nicht am Platze, da die
dortige Vermdgenssteuer einfach andere Gemeindesteuern ersetze und es den Gemeinden
gestatte, dafur ihre sonstigen Steuerquellen schwécher heranzuziehen.

Der Kabinettsrat genehmigt sohin die Einbringung des vom Staatssekretér fir Finanzen

vorgelegten Gesetzentwurfes in der Nationalversammlung.

c) Erwerbsteuer und Grundsteuer.

Staatssekretdar Dr. Reisch fihrt aus, dass infolge Unmdglichkeit der Festsetzung und
Repartition der Erwerbsteuerhauptsumme wegen Unkenntnis der Staatsgrenzen die
Erwerbsteuer flr die Jahre 1918/19 noch nicht endgiltig bemessen werden konnte, vielmehr
fiir diese Zeit nur eine Zuweisung der Erwerbsteuersatze nach § 32 des Personalsteuergesetzes
maoglich gewesen sei. Fir diese Jahre und fir das Jahr 1920 solle nun an die Stelle des
Kontingentsystems die Besteuerung nach der Ertragsfahigkeit des Unternehmens gesetzt
werden, sodass die vorlaufig zugewiesenen Steuersatze nunmehr die endgiltige Steuerleistung
darzustellen hatten. Berufungen gegen die HOhe des Steuersatzes wiirden in der VVorlage nur
insoweit als zul&ssig erklart, als nachgewiesen wird, dass der vorgeschriebene Steuersatz 5 %
des Reinertrages in den vorangegangenen Kalenderjahren ubersteige. Die Kriegszuschlége zur
Erwerbsteuer blieben aufrecht.

Bei der Grundsteuer werde entsprechend der Geldentwertung und der Ertragssteigerung
der landwirtschaftlichen Betriebe eine Erhohung von 25 % auf 35 % des Katastralreinertrages
vorgeschlagen; dieser Prozentsatz habe auch als Grundlage fir die Berechnung der
Kriegszuschldge und Umlagen zu gelten.

Unterstaatssekretar Dr. E i sler tritt dafiir ein, der Erwerbsteuer endgiltig den Charakter
einer Kontingentsteuer zu nehmen und diese Anderung in der Vorlage klar durchzufiihren,
damit in den Kreisen der Steuertrdger nicht der Eindruck hervorgerufen werde, dass die
auBerhalb des Kontingentes erfolgende Bemessung eine Ubervorteilung darstelle und die
Steuerpflichtigen eigentlich Anspruch auf einen niedrigeren Satz hatten. Das Gesetz hétte

daher ausdriicklich die Besteuerung der Unternehmungen nach Umfang und Ertrag der
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Betriebe vorzuschreiben und den Unternehmern eine weitgehende Auskunftspflicht in dieser
Hinsicht aufzuerlegen; dabei soll wenn moglich zum System der o6ffentlichen
Rechnungslegung gegriffen, zum mindesten aber der Steuerbehdrde ein weitgehendes
Einsichtsrecht in die Geschaftsbicher eingeraumt werden.

Staatssekretdr Dr. Reisch erwidert, dass an eine Riickkehr zum Kontingentsystem nicht
gedacht sei, andererseits aber noch nicht feststehe, ob an dem fiir die Jahre 1918 bis 1920
gewahlten System festgehalten wiirde. Die Schwierigkeit bei der Neuregelung liege in der
Ermittlung einer verlasslichen Grundlage fir die Steuerbemessung, die sich bei der
Mangelhaftigkeit der Buchfiihrung in den kleineren Betrieben auch durch Einfiihrung der
offentlichen Rechnungslegung nicht erreichen lieRe. Eine Reform der Steuer sei unerldsslich,
doch solle sie jenem Zeitpunkte vorbehalten bleiben, bis entschieden sein werde, ob die
Erwerbsteuer nicht an die Lander als Steuerquelle tiberzugehen hatte.

Staatssekretdar Stoéckler billigt im Allgemeinen die Erh6hung der Grundsteuer,
widerspricht aber der Auffassung, dass die Landwirtschaft auch derzeit noch héhere Betrége
abwerfe. Das hemmungslose Ansteigen der Preise aller Industrieartikel auf der einen Seite
und die kinstliche Niederhaltung der Preise der landwirtschaftlichen Produkte durch die
staatliche Regelung auf der anderen Seite habe bewirkt, dass die Landwirtschaft schon langst
mit Verlust arbeite und das in den Kriegsjahren eventuell angesammelte Kapital binnen
kurzem zugesetzt haben werde.

Der Kabinettsrat erklart sich mit der Einbringung der Vorlage in der

Nationalversammlung einverstanden.

d) Landerdotationsgesetz.

Staatssekretdr Dr. R eisch beruft sich beziglich des Entwurfes des Gesetzes Uber die
Gewdéhrung von Dotationen nebst aufRerordentlichen Zuschilissen aus Staatsmitteln an die
Lander und an die Gemeinde Wien fir die Jahre 1919 und 1920 auf die bei den
Landerkonferenzen getroffenen Vereinbarungen, welche durch die Vorlage gesetzliche Form
erhalten sollen. Der Entwurf setze an die Stelle der bisherigen Uberweisungen aus den
direkten Steuern, dann der Branntwein- und der Biersteuer feste, vom Ertrage staatlicher
Abgaben unabhéngige Dotationen und nehme die endgiltige Bestimmung der Uberweisungen
fur das Jahr 1919, auf welche bisher nur Vorschisse erteilt worden seien, sowie die
Festsetzung der Betrége fiir das Jahr 1920 vor. Die Grundlage der Bemessung bilden die
Uberweisungen fir das Jahr 1918 mit gewissen Abstrichen und Vorbehalten beziiglich jener

Lander, die aus dem Friedensvertrage eine Verminderung der Bevoélkerung erfahren oder zu
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erwarten haben. Der urspringlich vorgesehene Gesetzestext hétte jedoch in doppelter
Beziehung Abanderung zu erfahren:

Im Hinblick auf den Umstand, dass sich in jenen Lé&ndern, welche durch den
Friedensvertrag Gebiet verlieren, die Verwaltungskosten und Auslagen fiir die
Landesanstalten nicht in jenem Ausmalie verringern, als der Zahl der in Wegfall kommenden
Bevolkerung entspricht, wéhrend die Abschldge nicht im einfachen Verhéltnis zur
Verringerung der Bevolkerung zu bemessen, sondern im umgekehrten Verhaltnis zu der
verbleibenden Bevolkerungszahl abzustufen. Danach hatte also Tirol, das nur 1/3 seiner
friheren Einwohnerzahl behalt, zu der auf ein Drittel der Berechnungsgrundlage gekurzten
Uberweisung einen Zuschuss von 50 %, Steiermark, dem zwei Dritteile der Bevélkerung
verbleiben, einen Zuschuss von 25 % und Karnten, je nach dem ihm bei gunstigem Ausfall
der Volksabstimmung 3/4 oder bei unglnstigem Ausfall der Abstimmung 3/5 der
Bevolkerung verbleiben, einen Zuschuss von 15 oder 30 % zur ermittelten Dotationssumme
zu bekommen.

Ferner reiche die bei der Landerkonferenz vereinbarte Verdreifachung der friiheren
Uberweisungsbetrage fir die Bedirfnisse der Lander heute nicht mehr aus. Redner schlage
daher vor, die Uberweisungen statt auf den dreifachen auf den fiinffachen Betrag zu bringen.
Der daraus erwachsende Mehraufwand von 112 - 114 Millionen Kronen stelle im Wesen nur
eine Verschiebung innerhalb der 6ffentlichen Haushaltungen dar, indem dadurch den Landern
die stérkere Ausnltzung ihrer eigenen Steuerquellen erspart bleibe. Gleichzeitig werde einer
noch weitergehenden Dezentralisierung der Steuergesetzgebung, Steuerveranlagung und
Steuereinhebung entgegengewirkt und erreicht, dass diese Funktionen dem hoher
organisierten Korper vorbehalten bleiben. Eine Uberdeckung der Landeserfordernisse trete
auch bei der Verflinffachung nirgends ein.

Eine Neueinfiihrung des Gesetzentwurfes liege darin, dass Wien zum erstenmal mit
Uberweisungen bedacht werde. Die Betrage seien gedacht als Bedeckung jener besonderen
Lasten, welche der Gemeinde durch die wirtschaftlichen Nachwirkungen des Krieges
erwuchsen. An der nunmehr beantragten Erhohung der Uberweisungen hitte Wien in der
gleichen Weise wie die Lander teilzunehmen.

Vizekanzler Fink bemerkt, die auBerordentliche Dotation fur Wien kdnne nur unter der
Voraussetzung hingenommen werden, als es sich darum handle, den der Gemeinde zur
Ausgleichung gewisser Kriegslasten bereits gewéhrten Vorschiissen eine gesetzliche
Unterlage zu geben, und sie nicht bloR deswegen gewahrt werde, um der Gemeinde staatliche

Mittel zur Bedeckung des Mehraufwandes fir ihre Beamten zur Verfiigung zu stellen. Dazu
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muisste Wien, das die geringsten Gemeindeumlagen einhebe, erst den Nachweis erbringen,
dass es seine eigenen Steuerquellen bereits bis zum duf3ersten angespannt habe, mindestens
aber die gleiche steuerliche Belastung wie die Ubrigen Lander trage.

Die Hohe der fir Wien und Niederosterreich in Aussicht genommenen Uberweisungen sei
fir die Landervertreter nicht annehmbar; denn Niederdsterreich und Wien wirden nach den
neuen Ansdtzen 411 Millionen Kronen beziehungsweise Niederdsterreich fur sich allein 249
Millionen Kronen, alle Ubrigen Lénder aber zusammen nur 166 Millionen Kronen erhalten.
Der Fehler liege nicht so sehr in der fir Wien ausgesetzten Dotation, sondern darin, dass
Niederosterreich in § 2 trotz der selbstandigen Beruicksichtigung Wiens die aufl3erordentliche
Dotation nach dem Betrage jener Uberweisung berechnet erhilt, welche fir das Land
zusammen mit der Gemeinde Wien bestimmt ist.

Staatssekretar Dr. Deutsch rechtfertigt die Uberweisungen an die Gemeinde Wien
durch den Hinweis darauf, dass Wien die starkste Steuerquelle des Staates darstelle und es
vollkommen billig sei, die Zuweisungen im Verhdltnisse zu den Steuereingidngen
vorzunehmen. Eine Erhéhung der Gemeindezuschldge in Wien wirde wegen der
verschwindend geringen Bemessungsgrundlage nur ein fur das Gesamterfordernis nicht weiter
in die Wagschale fallendes Ertragnis bringen und komme daher fur die Herstellung des
Gleichgewichtes im Gemeindehaushalt nicht weiter in Betracht.

Staatssekretdar E1dersch leitet die Notwendigkeit einer Beteilung Wiens besonders aus
dem Umstande ab, dass Wien die Geschafte der politischen Behorde 1. Instanz zu versehen
und daher in seinen Beamten eine enorme Last an Stelle des Staates zu tragen habe, die
infolge der GroRe des Verwaltungskorpers unvergleichlich hoher sei, als jene der Lander oder
gar anderer Gemeinden. In der Frage der Erhéhung der Gemeindeumlage ware zu
beruicksichtigen, dass dadurch zahlreiche Unternehmungen in die Lander oder gar in die
Nachfolgestaaten verscheucht wirden, was unbedingt vermieden bleiben misse.

Der Vorsitzende verweist darauf, dass sowohl Nieder6sterreich wie die Gemeinde
Wien durch die Erscheinungen des Krieges zu ganz besonderen Aufwendungen in einer Hohe
genotigt worden seien, die die anderen Léander nicht getroffen habe, und beide fur diesen
Mehraufwand vom Staate eine Deckung bekommen miissen. Die Zuwendung solle allerdings
kein Prajudiz fur die Bemessung der Uberweisungen in den spateren Jahren schaffen und es
ware daher zweckmaRig sie in eine Summe zu zerlegen, welche die eigentliche Uberweisung
darstellt, und einen weiteren Betrag, welcher zur Deckung der auf3erordentlichen Kriegslasten
bestimmt ist. Sonst entstiinde der falsche Anschein, dass Wien zu Unrecht begunstigt werde,

was im Interesse aller umsomehr zu vermeiden ware, als die Gemeinde das erstemal mit einer
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Uberweisung bedacht werden soll.

Unterstaatssekretdr M ik las schlagt, um nicht durch eine anscheinende Bevorzugung
Niederosterreichs AnstoR zu erregen, die Losung vor, in der Gesamtsumme der
Uberweisungen einen Betrag von etwa 250 Millionen Kronen mit der Bestimmung
vorzusehen, daraus alle Lander unter Berlcksichtigung des hoheren Verwaltungsbedurfnisses
von Niederdsterreich und Wien und unter Berticksichtigung des hoheren Wertes der Krone in
den Ubrigen L&ndern zu beteilen.

Staatssekretar St ckler bringt vor, dass die Uberweisungen an Niederosterreich den
Abgang im Landeshaushalte nicht decken und trotz der Einhebung von Umlagen
einschlieBlich der Bezirksumlagen in einer H6he von 188,5 bis zu 200,7 % im Budget des
Jahres 1920 noch immer ein unbedeckter Rest von 206 Millionen Kronen verbleibe. Durch
die Verfunffachung der Uberweisungsbetrage habe sich allerdings eine weitgehende
Bevorzugung Niederosterreichs im Vergleiche zu den ibrigen L&ndern ergeben und es wirde
Redner als ein Akt der politischen Klugheit erscheinen, hier ein richtigeres Verhéltnis
herzustellen.

Staatssekretdr Dr. R e isch erklart, dass Wien unter der Geldentwertung hinsichtlich der
Ausgaben von allen Gebieten Osterreichs am meisten u leiden habe, sich ihr aber hinsichtlich
der Einnahmen nicht anzupassen vermoge, da der Gemeinde durch die
Mieterschutzbestimmungen die Ausnltzung der Haupteinnahmequelle, namlich der
Hauszinssteuer, versperrt sei. Von der Uberweisung an Niederosterreich erhalte Wien nach
einem Ubereinkommen zwischen Land und Gemeinde einen bestimmten Anteil, nach dessen
Abzug fir das Land nur ein effektiver Rest von 14 Millionen Kronen erubrige. Wiirde dieser
Rest allein der Bemessung der auf3erordentlichen Dotation zu Grunde liegen, so kédme
Niederosterreich auf einen unzuldnglichen Betrag und es misste fir das Land eine

Sonderbestimmung getroffen werden.

Der Kabinettsrat beschliefl3t, der Einbringung des Entwurfes des L&nderdotationsgesetzes in
der Nationalversammlung grundsatzlich zuzustimmen, jedoch eine Kabinettskonferenz,
bestehend aus dem Vorsitzenden, Vizekanzler Fink, Staatssekretdar Dr. Reisch
und Staatssekretdr St0 c k1 er mit der Aufgabe zu betrauen, in den Ansatzen fur das Land
Niederosterreich und die Gemeinde Wien die vom Vorsitzenden angeregte Zerlegung in
eigentliche Uberweisungsbetrage und auRerordentliche Zuwendungen zur Deckung der
hoheren Kriegslasten vorzunehmen und fir die letzteren auch im Motivenbericht eine

entsprechende Begriindung zu geben.
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e) Gemeindelberweisungsgesetz.

Staatssekretdar Dr. Reisch legt dar, dass den Gemeinden einzelne bisher staatliche
Einnahmen, namlich die Linienverzehrungssteuer einschlieBlich des staatlichen
Biersteuerzuschlages in den geschlossenen Stédten Wien, Linz und Graz, dann die
Fleischsteuer in allen Gemeinden sowie jener Teil der Hauszinssteuer tberlassen werden soll,
um welche sie in den Landeshauptstadten das Ausmal} in den Gbrigen Gemeinden Ubersteigt.
Der vorliegende Gesetzentwurf im Zusammenhange mit der Beteiligung der Gemeinden an
dem Ertrage der Umsatzsteuer stelle den ersten wichtigen Schritt zur Sanierung der

Gemeindefinanzen durch Er6ffnung neuer Einnahmsquellen dar.

Der Kabinettsrat genehmigt den Entwurf des Gesetzes iiber die Uberweisung eines
Teilertrages der Hauszinssteuer sowie der Ertrdgnisse der Linienverzehrungssteuer
einschliellich des staatlichen Biersteuerzuschlages und der Fleischsteuer an die Gemeinden

(Gemeindetiberweisungsgesetz) zur Einbringung in die Nationalversammlung.

f) Umsatzsteuer.

Staatssekretdr Dr. Reisch begrindet die Einfuhrung der Umsatzsteuer damit, dass sie
das klassische Mittel darstelle, zerrutteten Staatsfinanzen wieder aufzuhelfen, und in einer
Reihe von Staaten mit den besten Erfolgen fir den Staatsschatz in Anwendung stehe. Die
Tschechoslowakei habe mit 1. Jénner 1.J. gleichfalls eine Umsatzsteuer eingefiihrt,
Deutschland und Frankreich denken an die weitere Ausgestaltung ihrer beztiglichen Gesetze.
Die Umsatzsteuer bilde eine notwendige Erganzung des Verkehrssteuersystemes beztglich
des Warenumsatzes und werfe ohne allzu empfindliche Belastung des Konsums erhebliche
Ertragnisse ab. Fiir Osterreich seien aus der Umsatzsteuer unter normalen Verhaltnissen 400 -
450 Millionen Kronen, flr die Dauer des jetzigen Warenmangels etwa 300 Millionen Kronen
zu erwarten. Wie eingangs der Verhandlungen erwéhnt, sei die Umsatzsteuer mindestens zur
Halfte den Besitzsteuern zuzurechnen.

Staatssekretdr Eldersch bezeichnet die Umsatzsteuer im Gegensatze zum Vorredner
als Konsumsteuer und will ihr die Eigenschaft einer Besitzsteuer nur hinsichtlich der
Luxusartikel zubilligen. Aus der Einflihrung der Umsatzsteuer befiirchte der sprechende
Staatssekretdr eine schwere Schadigung der Volkswirtschaft durch die empfindliche
Verteuerung der Waren, die sich namentlich daraus ergeben werde, dass die Waren auf ihrem

normalen Wege vom Erzeuger zum Verbraucher einen mehrmaligen Umsatz haben und
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darum auch mehrmals der Steuer unterliegen. Bedenklich sei es auch, dass die Umsatzsteuer
Lebensmittel nur insoweit nicht treffen solle, als sie der staatlichen Bewirtschaftung
unterliegen. Es ware notwendig, wenigstens die wichtigsten Nahrungsmittel von der Steuer
auszunehmen.

Uber die Liste der Luxusartikel musste eine Enquéte mit den Interessenten abgehalten
werden, da sonst die Gefahr bestlinde, dass die Exportindustrie in ihrer Konkurrenzfahigkeit
lahmgelegt wird.

Redner misse auch die praktische Einhebungsmaoglichkeit der Steuer bezweifeln. Es wirde
von ihr hochstens der legitime Handel getroffen, der illegitime dagegen ginge frei aus, was
eine nur partielle und ganz willkirliche Verteilung der Steuer auf die Bevolkerung zur Folge
hatte.

Vizekanzler Fink stimmt mit dem Vorredner hinsichtlich der Ausscheidung der
Lebensmittel aus der Umsatzsteuer uberein. Die Preisansatze hinsichtlich der Luxuswaren
bezeichnet er als durch die eingetretene Preisentwicklung dberholt und einer neuen
Festsetzung bedurftig. Die Einflhrung einer Warenumsatzsteuer bedinge auch eine Reform
der Effektenumsatzsteuer, um die Ansatze beider miteinander in Einklang zu bringen.

Ungerechtfertigt sei die Besteuerung des Urproduzenten, da sie bei diesem zum gréf3ten
Teile Arbeitseinkommen treffe, ebenso die Besteuerung jener Félle, wo den Produzenten
Artikel zwangsweise um einen behordlich bestimmten Preis abgenommen werden, der
niedriger als im freien Verkehr ist.

Staatssekretdar Dr. Deutsch verlangt Ausnahmebestimmungen fir die wirklichen
Lebensmittel des Massenkonsums, eventuell durch Anfiihrung jener Lebensmittel, welche
unter die Steuer zu fallen haben.

Den Steuerbefreiungen nach 8 9 konnte Redner dort, wo die Befreiung aus dem Grunde
erfolgt, weil die betreffenden Verkehrsakte einer eigenen Besteuerung oder Vergebiihrung
unterliegen, nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die daflr in Betracht kommenden
Steuer- oder Skalensétze hoher sind, als die Warenumsatzsteuer.

Die Liste Uber die Luxusartikel nach § 12 sei zu dehnbar gefasst und bedirfe einer
scharferen Stilisierung.

Staatssekretar St 0 c k1 er bezeichnet es als einen Widersinn, die Lebensmittel staatlich
zu bewirtschaften, um sie im Preise niedrig zu halten, sie hier aber durch Steuerbelastung zu
verteuern.

Beziiglich der Durchfuhrungsmdglichkeit der Umsatzsteuer &duRert Redner die gleichen

Bedenken wie Staatssekretar Eldersc h.
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Unterstaatssekretdr Dr. E11enbogen empfiehlt die Aufzdhlung einer gewissen Anzahl
von Hauptnahrungsmitteln auflRerhalb des Kreises der staatlich bewirtschafteten Artikel,
welche der Besteuerung nicht zu unterliegen hatten. Im Ubrigen aber sei die Einbeziehung der
Lebensmittel unter die Steuer mehr des Eindruckes nach auBenhin, als der praktischen
Wirkungen wegen bedenklich.

Eine Korrektur der Liste hinsichtlich der Luxusartikel werde wenig Ergebnis haben, da der
Betriff Luxus ganz unbestimmt und schwankenden Grenzen unterliege. Die Bedenken, dass
sie der illegitime Handel der Steuer entziehen werde, treffen gewiss zu, doch mdisste hier
durch entsprechende Handhabung der Strafbestimmungen ein wirksames Gegengewicht
geschaffen werden.

Weitergehende Anderungen an dem Entwurfe vorzunehmen, sei nicht mehr die Zeit, da die
Umsatzsteuer gleichzeitig mit den Ubrigen Steuervorlagen in der Nationalversammlung
eingebracht werden und das rasch geschehen misse, damit der Finanzplan seine Wirkungen
gegenuber den Beamtenforderungen tue.

Staatssekretdar Dr. Loewenfeld-Russ halt eine taxative Aufzéhlung der
Lebensmittel oder auch nur gewisser der Steuer nicht unterliegender Artikel flr praktisch
unmoglich, so dass es wohl bei der Unterwerfung der Lebensmittel unter die Umsatzsteuer
werde sein Bewenden haben mussen. Bei den gegenwaértigen hohen Preisen falle der
Steuerzuschlag von 1 %2 % an Umsatzsteuer wenig in’s Gewicht und der Luxussteuer
unterlagen von den Lebensmitteln ja nur die Zuckerbackerwaren sowie die Speisen und
Getranke in einem Bekostigungsunternehmen, dem von der Behdrde das Recht eingerdumt ist,
in offentlichen Ankiindigungen die Bezeichnung als Luxusunternehmen oder &hnlich zu
fihren. Letztere Einschrankung werde wahrscheinlich bewirken, dass kein Unternehmen die
Erklarung als Luxusunternehmen ansprechen werde. Die Bestimmungen der Absétze 3 und 4
des 8 10 lassen nicht klar entnehmen, welche Arten von Lieferungen unter die Befreiung
fallen, und seien in einer Art gefasst, dass ihre Durchfihrung technischen Schwierigkeiten
begegnen misse. Hier wéren also entsprechende Abanderungen vorzunehmen.

Vizekanzler Fink erklart es als notwendig, samtliche Vorlagen in der
Nationalversammlung gemeinsam einzubringen, bei der Einbringung jedoch darauf
hinzuweisen, dass im Kabinettsrat von einzelnen Mitgliedern verschiedene Punkte bezeichnet
worden seien, in welcher gelegentlich der parlamentarischen Verhandlungen Verbesserungen
vorzunehmen waren.

Staatssekretdr Dr. Reisch verweist gegeniiber den vorgebrachten Bedenken neuerlich

darauf, dass sich die Umsatzsteuer in allen Staaten, in welchen sie besteht, ungeachtet sie
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auch die Lebensmittel umfasse, auRRerordentlich bewéhrt habe und dort vielfach noch weiter
ausgestaltet werden solle. In Osterreich mache die fortgesetzte Bewilligung neuer Auslagen
auch die energische Ausnitzung der vorhandenen Einnahmequellen notwendig und unter
diesen nehme die Umsatzsteuer sowohl hinsichtlich der Ergiebigkeit, wie der
ZweckmaRigkeit, einen hervorragenden Platz ein.

Den Wunsch nach Ausgestaltung der Effektenumsatzsteuer nehme Redner zur Kenntnis,
bemerke dazu aber, dass nach der Natur der hiebei in Betracht kommenden Verkehrsakte und
Vermdgensobjekte eine Gleichstellung in den Sdtzen mit der Warenumsatzsteuer nicht ins
Auge gefasst werden konne.

Die Ausnahmen nach 8 9 betreffen Verkehrsakte, beziehungsweise Objekte, die anderen
Verkehrssteuern unterliegen, soweit Skalagebuhren in Betracht kommen, sei nicht die
Befreiung von der Umsatzsteuer, sondern nach 8 11 lediglich die Einrechnung der
Skalengebihren in den Steuerbetrag vorgesehen.

Die Aufstellung einer besonderen Liste fiir Lebensmittel, die befreit sein sollen, musste die
Durchfiihrung der Steuer berhaupt unmdoglich machen, weil sich bei Abweichung von dem
Grundsatze, dass jeder Umsatz der Steuer unterliegt, bei einem Warengeschéfte niemals
feststellen lieRBe, welcher Teil des Umsatzes auf befreite Artikel entfallt.

Schédigungen des Exporthandels wirden durch die fiur den Handel nach dem Auslande,
besonders fur den Veredlungsverkehr vorgesehenen Ausnahmen hintangehalten.

Die Aufzahlung der Luxusgegenstidnde sei den Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes
des Deutschen Reiches nachgebildet, jedoch viel ausfuhrlicher gehalten als dort. Eriibrigende
Zweifelsfalle mussten der Losung durch die Praxis tiberlassen bleiben. Im allgemeinen stelle
die Scheidung der Luxusartikel nach den Preisen jedenfalls ein richtiges Prinzip dar.

Auf die Abanderungsbedirftigkeit der Preisansatze fur Luxusartikel angesichts der
eingetretenen Preisentwicklung gedenke Redner bei Einbringung der Vorlage in der
Nationalversammlung hinzuweisen. Fir die weitere Zukunft sei in dieser Einsicht die
Ermachtigung des Staatssekretdrs fiir Finanzen im Gesetz vorgesehen, die Betragsgrenzen,
von deren Uberschreitung die Pflicht zur Entrichtung der Luxussteuern abhangt, den
jeweiligen Preisverhaltnissen entsprechend, durch Vollzugsanweisung abzuandern.

Mit Ricksicht auf die groRe finanzielle Bedeutung der Umsatzsteuer fir den Staat bitte
Redner dringlich, der Kabinettsrat moge die Einbringung der Vorlage in der

Nationalversammlung genehmigen.

Der Kabinettsrat beschlief3t, da grundsatzliche Einwendungen gegen die Einfuhrung einer
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Umsatzteuer nicht vorgebracht wurden, die Einbringung des Gesetzentwurfes in der vom
Staatsekretdr flir Finanzen vorgeschlagenen Fassung in der Nationalversammlung, bei
welcher Gelegenheit jedoch dem Hause jene Punkte bekanntzugeben sein werden, hinsichtlich
deren einzelne Kabinettsmitglieder sich fir eine Abanderung der Vorlage ausgesprochen
haben.

Gleichzeitig wird der Staatssekretdr fur Finanzen beauftragt, eine Novelle zu § 12 des
Gesetzes Uber die Effektenumsatzsteuer ausarbeiten zu lassen und diese Reform bereits
gelegentlich der Einbringung der jetzigen Steuervorlagen in der Nationalversammlung

anzukindigen.

g) Erhéhung einiger Verbrauchsabgaben.

Staatssekretar Dr. Reisch bezeichnet als Zweck des Gesetzentwurfes, betreffend die
Erhohung einiger Verbrauchsabgaben, die Wiederherstellung des durch die eingetretenen
Preiserh6hungen zu ungunsten des Fiskus verschobenen fritheren Verhaltnisses zwischen dem
Preise der den Abgaben unterworfenen Artikel und der Abgabenhéhe.

Sektionschef Dr. Joas fihrt dazu aus, dass mit Rucksicht auf das weitere Fortschreiten
der Preissteigerung seit Ausarbeitung des Entwurfes eine stdrkere Erhohung einzelner
Abgabensdétze eintreten musse, als urspriinglich vorgesehen, und zwar: bei Branntwein von 36
K auf 50 K vom Liter Alkohol, bei Bier von 6 auf 10 K von jedem Hektolitergrad Extrakt und
bei Wein von 120 K auf 200 K vom Hektoliter.

Entsprechend dem Aufschube in der Erlassung des Gesetzes wére im § 3 als der fur die
Vergleichung der Preise malgebende Zeitpunkt statt des 1. Janner, der 1. Méarz 1920

einzusetzen.

Der Kabinettsrat erteilt dem Gesetzentwurfe mit den vorgeschlagenen Erhéhungen der

Abgabensatze fur Branntwein, Bier und Wein, die Zustimmung.

h) Salzverschleil3preise.

Zu dem Gesetzentwurf (ber die Neuregelung der staatlichen SalzverschleiRpreise und der
bei der Einfiihrung von Salz zu entrichtenden Lizenzgebuhren bemerkt Staatssekretar Dr.
Reisch, dass die Salzpreise Uber das in der Kabinettssitzung vom 29. Janner |.J.
beschlossene Mal} erhoht werden mudissten, einerseits wegen der Einfiihrung der gleitenden
Zulagen und sonstigen Lohnaufbesserungen fir die Arbeiterschaft, besonders aber aus dem

Grunde, weil das Viehsalz, auf dessen Bezug aus Deutschland wir angewiesen seien, dort mit
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1. Februar eine Erhohung auf 40 Mark erfahren habe und nun verhindert werden misse, dass
etwa die Landwirtschaft das nach dem urspriinglich beschlossenen Tarife im Vergleiche hiezu
billigere Speisesalz, an dem gleichfalls groRer Mangel herrsche, an das Vieh verfiittere. Mit
Ricksicht auf die bevorstehende Neuregelung, nach welcher die Bestimmung der
Monopolpreise kinftig dem Gesetzgebungswege vorbehalten bleibe, hatte weiters auch das
Viehsalz in die Vorlage einbezogen werden mussen. Redner beantrage daher nunmehr
folgende Preisansatze: Fir Luxussalz 700 K, Tafelsalz 400 K, geformtes Sudsalz 260 K, loses
Sudsalz 250 K, Viehsalz 50 K und Viehsalz-Lecksteine 55 K.

Der Kabinettsrat genehmigt die VVorlage mit den ge&nderten Preisansatzen.

i) Personalsteuernovelle.

Staatssekretdar Dr. Reisch erwdhnt als wesentlichstes Merkmal der beabsichtigten
Novellierung des Personalsteuergesetzes die Anderungen im AusmaRe der Steuer. Der neue §
172 bringe entsprechend dem ungeheuren Steuerbedarf eine sehr erhebliche Steigerung der
Satze in einem solchen AusmaRe, als sie ohne unmittelbare Gefahrdung der Steuerkraft
uberhaupt noch ins Auge gefasst werden konnte. Hiebei werde die Moglichkeit eines spateren
Abbaues der auf die Dauer kaum ertraglichen Steuerbelastung in formaler Beziehung durch
eine Teilung der Steuerlast zur Halfte im die eigentliche Steuer, zur anderen Halfte in einen
auflerordentlichen Zuschlag von 100 % gekennzeichnet. Dadurch erscheinen die bisherigen
Kriegszuschlage flr kinftig in die Steuer selbst einbezogen. Die Steuer schliele sich unter
Zugrundelegung eines Wertverhaltnisses von 3 K fur 1 Mark im allgemeinen an die Sétze des
Deutschen Reiches an, beginne jedoch nicht wie dort mit 5, beziehungsweise 6 %, sondern
nur mit 3 %. Das steuerfreie Existenzminimum werde tbereinstimmend mit Deutschland auf
3.000 K, entsprechend 1.000 M festgesetzt.

In den Steuererleichterungen aus dem Titel des Familienstandes bringe die Novelle
gegenuiber dem geltenden Rechtszustande eine wesentliche Ausgestaltung und Vereinfachung.
Wahrend jetzt fir minderbelastete Haushalte Aufschléage und flr starkere belastete Haushalte
Abschlége bestehen, gehe die neue Steuer von einem einheitlichen Satze aus und gewahre
davon bis einschlieBlich der 41. Einkommenstufe den starker belasteten Haushalten dergestalt
Abschlége, dass als vollbelastet nur die Einzelpersonen erlibrigen. Die Abschldge belaufen
sich bei Haushaltungen von 2 Personen bis zur 23. Stufe auf 1/6 der Steuer, von da an auf 16
% mit einer Degression bis zu ¥2 % in der 41. Stufe; bei Haushaltungen mit 3 oder 4 Personen

werde der Nachlass um 3/5 und bei Haushaltungen von 5, oder mehr Personen, um das
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Doppelte erhdht. Von der 42. Stufe an fanden Abschléage tberhaupt nicht mehr statt.

Eine weitere durchgreifende Anderung und Vereinfachung des Verfahrens liege in dem
Aufgeben der sogenannten Quellentheorie. Bisher seien unter Annahme des
Vorjahresergebnisses als Besteuerungsgrundlage doch nur solche Einkommen besteuert
worden, deren Quellen zu Beginn des Steuerjahres noch bestanden. Soweit diese
Voraussetzung nicht zutraf, wurde ein mutmaRliches Einkommen aus neu entstandenen oder
wechselnden Einnahmsquellen durch Schatzung ermittelt. Diese fiir die Behorden und die
Parteien nachteilige VVorgangsweise solle nun in der Weise abgeédndert werden, dass die
Besteuerung auf Grund der tatsdchlichen Ergebnisse des Steuerjahres bis nach dessen Schluss
aufgeschoben bleibe und bis dahin Voreinzahlungen auf Grund der letzten Steuerveranlagung
zu entrichten sind. Die néchste Veranlagung solle darnach also erst Anfang 1921 im
Nachhinein flr das Steuerjahr 1920 erfolgen. Die Verschiebung der Veranlagung bringe im
gegenwadrtigen Moment auch noch den Vorteil, dass die Steuerbehdrden die Zeit gewinnen,
ihre  Bemessungsrickstdande aufzuarbeiten und sich mit der Vermdgensabgabe zu
beschéftigen. Um aber die Einkommensverhaltnisse des Jahres 1919 nicht géanzlich aul3er
Betracht zu lassen, werde fir 1920 ausnahmsweise und mit gewissen Beschrankungen der
Durchschnitt aus den Einkommensverhaltnissen der Jahre 1919/20 als Bemessungsgrundlage
genommen, wobei jedoch im Interesse der sofortigen Ausniitzung der erhdhten Steuerskala
die Voreinzahlung fir das Jahr 1920 schon nach dieser zu erfolgen haben werde.

Eine dritte wesentliche Anderung bringe der § 234 beziiglich der Behandlung des
Einkommens aus Dienstbeziigen. Diese sollen kiinftig in der Weise besteuert werden, dass
nach Maligabe ihrer Auszahlung die auf die ausgezahlten Dienst- oder Lohnbezige
entfallende Steuer allgemein vom Dienstgeber abgezogen und unter Anschluss der Lohnliste
monatlich oder vierteljahrlich an das Steueramt abgefuhrt werde. Diese Einrichtung
ermogliche eine weitere Erleichterung fur die Steuerbehdrden, darin bestehend, dass jene
Steuersubjekte, welche Uber kein anderes Einkommen als aus einem Dienst- oder
Arbeitsverhaltnis verfugen, Gberhaupt nicht mehr veranlagt werden, sondern bei ihnen der
Abzug der Steuern durch den Dienstgeber die Steuerzahlung endgiltig erledigt. Die
Verwendung von Steuermerken oder Steuerkarten bei diesen Abzligen nach reichsdeutschem
Muster solle dem Verordnungswege vorbehalten bleiben. Bei dieser Gelegenheit werde auch
die steuerpolitisch ungerechtfertigte Besoldungssteuer abgeschafft.

Im Zusammenhange mit dem Steuerabzug beim Dienstgeber stehen die Bestimmungen
des § 238, welcher das Verbot der Uberwalzung der Steuerleistung von den Angestellten auf

den Arbeitsgeber ausspricht und dessen Ubertretung unter Strafe stellt. Vom Standpunkte der
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staatsbirgerlichen Moral sei es anzustreben, dass jedermann seine Steuern selbst zahle und in
ihn dadurch das Bewusstsein wachgehalten werde, dass jede staatliche Mehrausgabe mit einer
stirkeren Steuerbelastung verknipft sei. Das Verbot habe aber auch noch das Ziel,
Lohnkampfe Uber die Frage der Steuertragung zwischen Unternehmer und Arbeiter
auszuschlieBen. Ubertretungen des Verbotes unterliegen nach § 347 a, ZI. 2 einer Geldstrafe
bis zu 50.000 K. Auf die Staatsangestellten habe das Uberweisungsverbot mit Riicksicht auf
die Sonderregelung im Besoldungstibergangsgesetz keine Anwendung.

Eine Neueinfiihrung bedeute die steuerrechtliche Behandlung der Konjunkturgewinne in
den 88 159 a und 175. Bisher seien Gewinne aus der Verdaufl3erung von Vermodgensobjekten
nur dann dem Einkommen zuzurechnen gewesen, wenn die VerduRerung im Betriebe einer
Erwerbsunternehmung oder in Ausfiihrung eines Spekulationsgeschéftes erfolgte. Der
gegenwartige Vorschlag gehe einen Schritt weiter und unterwerfe die Konjunkturgewinne
ganz allgemein der Besteuerung mit Ausnahme einiger weniger im Gesetz ber die
Vermdgenszuwachssteuer vorgesehenen Falle, die sich im Wesentlichen auf Mobel und
Hausgerate  beschréanken. Im  Zusammenhange  mit  der  Einfuhrung  der
Vermdgenszuwachssteuer, welche die nicht realisierten Vermdgenszuwdachse mit maRigen
Séatzen belege, bedeute die Erfassung nun auch der realisierten Vermdgenszuwachse mit der
wesentlich hoheren Einkommensteuer das letzte Glied des neuen Steuersystems in diesem
Belange.

Die Bestimmungen uber die Konjunktur passen sich jenen (ber die Ermittlung des
Wertzuwachses fur die Vermodgenszuwachssteuer an. Der 8 175 gehe von der Absicht aus
hintanzuhalten, dass durch die Anrechnung eines in Jahren angesammelten Gewinnes, zum
Beispiel aus dem Verkaufe eines in mehrjéhriger Arbeit entstandenen Werkes eines Kunstlers
oder dem Verkaufe des herangewachsenen Holzes, auf das Einkommen jenes Jahres, in
welchem der Gewinn realisiert wird, eine unwillige Steigerung der Progression und damit
eine ungerechte Steuerbelastung eintrete. Dabei werde der Konjunkturgewinn fur die
Ermittlung der Progression nur mit einem Flnftel in Anschlag gebracht und sodann die Steuer
fir das Gesamteinkommen mit dem Prozentsatz jener Einkommenstufe bemessen, die sich
aus der Zusammenrechnung des sonstigen Einkommens mit dem Finftel des
Konjunkturgewinnes ergibt.

Der Ertrag der neuen Steuersétze lasse sich nur mit geringer Verlasslichkeit beurteilen. Die
letztvorliegenden statistischen Nachweisungen Uber die Vorschreibungen des ersten
Halbjahres 1916 geben den Betrag der Einkommensteuer einschlie3lich der Kriegszuschlage

in den der oOsterreichischen Republik verbliebenen Gebieten mit ungefdhr 230 Millionen
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Kronen an. Bei Berlcksichtigung der Verschiebung in in den absoluten Einkommensziffern
infolge der Valutaumwaélzung dirften sich die Eingdnge an Einkommensteuer samt
Zuschlagen im Steuerjahre 1919 auf Gber 500 Millionen Kronen belaufen, eingerechnet
allerdings sehr betrachtliche Einzahlungen auf Rickstande aus friiheren Jahren. Der Ertrag
der Einkommensteuer nach der neuen Skala konne aber immerhin ann&hernd mit 400
Millionen Kronen eingeschatzt werden.

Ubereinstimmend mit der Verschiebung der Veranlagungstermine im § 156 soll auch bei
der besonderen Erwerbsteuer und bei der Rentensteuer die Anderung eintreten, dass der
Ertrag des Steuerjahres die Steuergrundlage zu bilden habe. Bei der besonderen Erwerbsteuer
ergebe sieh aus dieser Neuregelung neben gewissen verwaltungstechnischen Vereinfachungen
auch die Moglichkeit zur Beseitigung der Unbilligkeit des jetzigen Systems, dass bei neu
entstehenden Unternehmungen die erste Betriebsperiode steuerlich mehrfach erfasst, beim
Erléschen von Unternehmungen hingegen der letzte Gewinn von der Gesteuerung
freigelassen wird. Die Bemessung werde nunmehr im Nachhinein nach den tatsachlichen
Ertragnissen erfolgen, wobei Voreinzahlungen nach der Gebihr des Vorjahres, bei
Aktiengesellschaften mit mindestens 4 % des Aktienkapitals vorgesehen seien.

Eine besondere Ausgestaltung erfahren durch den Entwurf die Strafbestimmungen. Hier
musse eine wesentliche Verschéarfung Platz greifen, um dem durch die Erh6hung der Satze
gesteigerten Anreiz zu Steuerhinterziehungen entsprechend entgegenzuwirken. Als
Strafverscharfung werde fir vorsatzliche Steuervergehen bei Vorliegen besonders
erschwerender Umstédnde, wie Fuhrung unrichtiger Bucher oder Aufzeichnungen, Vorlage
unrichtiger Buchabschliisse und dgl. der Verlust der Gewerbeberechtigung zugelassen. Ferner
werde angeordnet, dass bei einer 100.000 K tbersteigenden Steuerverkiirzung auch Arrest bis
zu zwei Jahren, anstatt bisher einem Jahr verhdngt werden kénne und die Straferkenntnisse
mit Ausnahme jener wegen blof3er Ordnungswidrigkeiten in der amtlichen Zeitung verlautbart
werden. Die mit festen Hochstgrenzen angeordneten Geldstrafen wiirden entsprechend der
Geldentwertung erhoht.

Die Machtmittel der Steuerbehdrden zur Durchfuhrung von Strafverhandlungen erfahren
eine Verstarkung, indem die Zwangsvorfiihrung des Beschuldigten im Falle ungerechtfertigter
Nichtfolgeleistung einer VVorladung, weiters die Bucheinsicht ohne vorherige Verstandigung
des Steuerpflichtigen und in Féallen der vorsétzlichen Steuerhinterziehung oder
Verheimlichung auch Haus- und Personendurchsuchungen als zul&ssig erklart werden. Zur
Gewadhrleistung der Einbringlichkeit der Geldstrafen werde bestimmt, dass ihre Sicherstellung

bereits im Zuge des Strafverfahrens vorgenommen werden dirfe.
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SchlieRlich erfolge noch ein bedeutsamer Schritt in Bezug auf die Auskunftspflicht, die
nunmehr insbesondere auch den Geldinstituten hinsichtlich ihrer Kunden auferlegt werden
solle. Derzeit sei es der Steuerbehorde verwehrt, zur Wahrheitsermittlung in die Biicher des
Steuerpflichtigen Einsicht zu nehmen oder bei den Unternehmungen, die sich gewerbsméRig
mit der Verwaltung fremder Kapitalien befassen, nach dem Stande und der Bewegung der bei
ihnen verwalteten Kapitalien anzufragen. Schon die Personalsteuernovelle von 1914 habe
diesem Zustande gegenuber die Vorlage der Geschaftsblcher eingefuhrt; das wichtigste
Hilfsmittel, die Auskunftspflicht der Verwahrer fremden Vermdgens, sei damals jedoch
ausgeblieben, weil man sich scheute, in das besondere Vertrauensverhaltnis zwischen den
Banken und ihren Auftraggebern durch Luftung des Geschaftsgeheimnisses einzugreifen Die
Wahrung des Bankgeheimnisses besitze gewiss eine Berechtigung und die Einfihrung der
Auskunftspflicht der Banken konne leicht die Folge haben, dass die Kapitalien abgehoben
und zur grolReren Sicherheit in auslandische Verwahrung gegeben werden. Der dringende
Geldbedarf aller Staaten mache es jedoch wahrscheinlich, dass Uber diese Frage internationale
Abmachungen zustandekommen und die dafiir von Frankreich bereits im Frieden gegebenen
Anregungen wieder aufgegriffen werden. Jedenfalls sei die Finanzlage des Staates zu ernst,
als dass solchen Bedenken noch Raum gewahrt werden kénne und der Entwurf sehe daher in
seinem 8§ 269, ahnlich wie der Entwurf, betreffend die groe Vermodgensabgabe, die
Einfihrung einer weitgehenden Auskunft- und unter Umstdnden sogar Anzeigepflicht der
Banken und verwandten Institute vor.

Den besprochenen Verscharfungen der Personalsteuer im Interesse des Staates stehen aber
auch gewisse Beginstigungen gegeniber, welche dem augenblicklichen wirtschaftlichen
Tiefstand Rechnung tragen sollen. Namentlich handle es sich darum, gewisse
Beschrankungen zeitlich zu beseitigen oder abzuandern, durch die eine Hemmung der
Produktion oder des Zustromens fremder Kapitalien und damit eine Behinderung des
Wiederaufbaues bewirkt werden koénnte. In dieser Absicht werden die Zinsen der vom
Auslande her in fremder Wahrung eingelegten Gelder von der Rentensteuer befreit, weil sich
das Ausland einen solchen Abzug nicht gefallen lieRe und seine Kapitalien zum Schaden
unserer valutarischen Interessen aus Osterreich abberufen wiirde. Ferner solle eine
Beglinstigung der Passivzinsen von Industrieunternehmungen hinsichtlich ihrer Einbeziehung
in die Bemessungsgrundlage fir die Erwerbsteuer Platz greifen. Des Weiteren sei eine
Bericksichtigung der Portefeuilleaktien von Gesellschaften, die sich auf von ihnen wahrend
der Jahre 1920 - 1924 neu gegriindeten Industrieunternehmungen beziehen, vorgesehen,

indem deren Dividenden, weil sie bereits einmal besteuert wurden, unter gewissen
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Voraussetzungen aus der Besteuerungsgrundlage ausgeschieden werden. Eine ahnliche
Beginstigung werde jenen hierlandischen Unternehmungen eingerdumt, welche durch die
Umsténde genotigt sind, ihre in den Nachfolgestaaten liegenden Zweigniederlassungen in
selbstandige Aktiengesellschaften umzuwandeln. Es soll dadurch im Interesse der
Aufrechterhaltung  Osterreichischen Einflusses auf diese Unternehmungen in den
Nachfolgestaaten den Grindern erméglicht werden, weiter daran durch Aktienbesitz beteiligt
zu bleiben, ohne deswegen einer Doppelbesteuerung zu verfallen.

In der anschlieBenden Debatte Uber die Personalsteuernovelle begegnete sowohl die
Festsetzung des Existenzminimums auf blof3 3.000 K wie die Hohe der Satze der Steuerskala
Bedenken von Seite des Vizekanzlers Fink und der Staatssekretare Eldersch,
Hanusch und Dr.Ramek.

Vizekanzler Fin k halt eine Beurteilung der Steuersatze nur im Zusammenhalte mit dem
gesamtem Steuerprogramm moglich, bis Gberblickt werden konne, ob die Steuersubjekte die
ihnen durch die verschiedenen Steuern zugemutete Belastung auch wirklich zu ertragen im
Stande sind.

Staatssekretdar Han us ch empfiehlt, die Satze statt mit 3 % bloR mit 1 % beginnen zu
lassen und Uberhaupt in den unteren Stufen niedriger zu halten, dafur aber die hoheren Stufen
verhaltnismaRig zu steigern.

Staatssekretdr Dr. Reisch erwidert, dass bei Aufstellung der Steuerskala im Hinblicke
auf die engen wirtschaftlichen Beziehungen zu Deutschland die dortigen Ansédtze gewahlt
worden seien und berdies berticksichtigt werden misse, dass nach den Bestimmungen des
Friedensvertrages von St. Germain Osterreich keine niedrigeren Sitze haben diirfe, als irgend
einer der Ententestaaten. Da die Einkommensteuer aber nicht mehr so wie friiher das
Rickgrat des ganzen Steuersystems bilde, habe Redner gegen eine ErméRigung der
Steuerskala keine grundsétzlichen Einwendungen. Nur musste eine solche gleichmalig in
allen Stufen erfolgen und es ginge nicht an, etwa nur die unteren Stufen herabzusetzen, die
oberen dafur aber noch weiter zu erhéhen. Ein solcher Vorgang muisste zu einer
unertraglichen Verscharfung der ohnedies bis zum AuRersten angespannten Progression

fuhren.

Nach dem Vorschlage des Vorsitzenden beschliel3t der Kabinettsrat, die Bestimmung der
Hohe des Existenzminimums sowie der Steuerskala der Nationalversammlung zu Gberlassen.
In der Frage der Einfihrung des Steuerabzuges aus Dienstbezligen durch den Arbeitsgeber

erklart sich Staatssekretir Hanusch mit der Regelung des Gesetzes durchaus
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einverstanden. Er macht jedoch aufmerksam, dass damit die gesamte Veranlagung von den
Steuerbehorden auf die einzelnen Betriebskanzleien tbergehe und sich Schwierigkeiten bei
Ermittlung der Abschldage aus dem Titel des Familienstandes ergeben durften, ob sich die
Unternehmer einer derartigen Arbeitsbelastung ohne weiteres unterziehen werden, scheine
ihm fraglich und es wére daher am Platze, sich zunédchst der Bereitwilligkeit der Unternehmer
zur Durchfuhrung des Steuerabzuges zu vergewissern.

Die Freihaltung der Staatsangestellten von der Steuerleistung sei vom Standpunkte der
Steuermoral nicht forderlich. Es waére daher der Vorgang zu erwdégen, die Staatsangestellten
der Steuerzahlung zu unterwerfen, ihnen die Steuerbetrdge aber von staatswegen
rickzuersetzen.

Unterstaatssekretair Dr. Ellenbogen hélt bezuglich der Steuerabziige beim
Unternehmer besondere Bestimmungen fir jene Félle nétig, dass ein Arbeiter, dem wéhrend
einiger Monate des Jahres bereits Steuerabzlige gemacht wurden, spater arbeitslos wird oder
in einem niedriger bezahlten Arbeitsverhéltnisse steht, daher nach der Gesamtsumme seines
Einkommens unter einen niedrigeren Satz zu fallen hatte, als den Steuerzahlungen wéhrend
der ersten Monate entspricht.

Unterstaatssekretdr G 10 c kel bezeichnet die Wiedereinfuhrung der Selbstzahlung der
Steuern bei den Staatsangestellten als eine unnoétige Belastung der Behdrden, zumal ja durch
den Riickersatz der Steuerbetrédge der angestrebte moralische Effekt zunichte gedacht wiirde.

Unterstaatssekretar M ik las empfiehlt die Frage der Steuerzahlung der Beamten als
einen Bestandteil der gleitenden Zulage bei der bevorstehenden parlamentarischen Enquéte
uber die Besoldungsfrage der offentlichen Angestellten zur Sprache zu bringen.

Staatssekretdar Eldersch erwartet aus der Einfiihrung der Steuerpflicht der Beamten
sofort Gehaltsforderungen, die sich wahrscheinlich nicht bloR auf die Steuerbetréage
beschrénken, sondern auch auf alle sonst noch eingetretenen Verteuerungen erstrecken
wirden. Eine Bewegung unter den Offentlichen Angestellten ware zugleich das Signal fur alle
privaten Arbeiter und Angestellten, auch ihrerseits das gleiche zu verlangen.

Unterstaatssekretdar Dr. Resch erachtet die Durchfihrung des Steuerabzuges beim
Unternehmer als unmdglich. Der jetzt zwischen Steuerbehdrden und Steuerpflichtigen
spielende Streit wirde kunftighin zwischen Unternehmer und Arbeiter vor sich gehen und zur
Vermeidung von Unzukoémmlichkeiten daraus musste durch eine Steuervorschreibung die
Hohe des Abzuges fur beide Teile verbindlich festgestellt werden.

Unterstaatssekretar Dr. E i sler wendet sich gegen die Festsetzung von Ordnungsstrafen

im 8 234 auf mutwillige Ansuchen um Feststellungserkenntnisse, da von dem Unternehmer
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die Mitwirkung bei Durchfiihrung des Steuerabzuges nur dann erwartet werden kdnne, wenn
ihm die Freiheit, Feststellungsbekenntnisse zu begehren, voll gewahrt bleibt.

Staatssekretdr Dr. Reisch verweist darauf, dass das Gesetz die Verpflichtung des
Unternehmers zur VVornahme des Steuerabzuges durch die Bestimmung des Absatzes 6 von §
234 unter Zwang stelle, wonach der Arbeitgeber fir die nicht zum Abzug gebrachten
Steuerbetrage selbst haftet. Die Bemessung des Steuerabzuges werde flr die Unternehmer
dadurch erleichtert, dass die Arbeitnehmer in § 234, Abs. 4 verpflichtet werden, den
Dienstgeber allen fir die Steuerpflicht belangreichen Angaben zu machen. Es handle sich
dabei um rein duRerliche Momente und das Staatsamt flr Finanzen beabsichtige fur die
Unternehmer besondere Tabellen auszuarbeiten, welche eine schematische Ubersicht der
Steuerabziige nach Lohnhéhe und Familienstand bieten. AulRerdem sei zur Erleichterung des
Verfahrens die Einfiihrung von Steuermarken beziehungsweise Steuerkarten in Aussicht
genommen.

Die Festsetzung vom Strafen auf mutwillige Begehren vom Feststellungserkenntnisse sei
notwendig, um unnotige Belastigungen der Steuerbehdrden durch chikandse Unternehmer zu
verhuten. Da gegen die Verhdngung einer solchen Strafe ein Beschwerderecht an die
Rekursinstanz offen stehe, seien Willkirsakte der Behdrden nicht zu befiirchten.

Bei den Staatsbeamten ware es gewiss erwinscht, sie die Steuern selbst zahlen zu lassen,
doch scheine der gegenwartige Augenblick nicht geeignet, an dem bestehenden
Rechtszustande eine Anderung vorzunehmen. Die Mdglichkeit hiefir misse vielmehr
gelegentlich der Durchfuhrung der definitiven Besoldungsreform wahrgenommen werden.

Die Frage der Behandlung von Arbeitern im Falle ihres Ubertrittes in ein niedriger
bezahltes Arbeitsverhéltnis erfahre durch den § 236 a ihre Regelung, wonach der
Arbeitnehmer das Recht habe, ein Steuerbekenntnis einzubringen, und darnach die
Richtigstellung der Steuerleistung sowie die Ruckvergiutung eventuell geleisteter
Mehrzahlungen zu verlangen.

Unterstaatssekretdar Dr. Eisler nimmt gegen das Verbot der Steueriiberwalzung vom
Arbeitnehmer auf den Arbeitgeber mit dem Hinweise darauf Stellung, dass die gleichen
Begiinstigungen, welche die Staatsangestellten haben, auch den Privatangestellten offen
gehalten werden mussten und aullerdem gegenwaértig noch zahlreiche Kollektivvertréage
laufen, nach welchen der Unternehmer die Einkommensteuer seiner Angestellten zu tragen
hat. Eine Anderung hierin hatte den sofortigen Ausbruch neuer Lohnkampfe zur Folge und es
sollte deshalb das Uberweisungsverbot aus der Vorlage noch vor deren Einbringung in der

Nationalversammlung gestrichen werden.
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Staatssekretair Eldersch erblickt in diesem Uberwalzungsverbot und der darauf
gelegten Strafe eine einseitige Stellungnahme zu Gunsten gewisser Unternehmer und
bezeichnet es als unzuléssig, durch eine solche Bestimmung in privatrechtliche Abkommen
zwischen Arbeitern und Unternehmern einzugreifen.

Unterstaatssekretar G 1 6 ¢ ke | meint, das Uberwélzungsverbot beinhalte nichts anderes,
als eine Verscharfung des Bureaukratismus, indem es die Steuerentrichtungen, die sich jetzt in
einem einzigen Akte vollzog, in eine Unzahl von Einzelakten fir jeden Angestellten zerlege.

Staatssekretdar Hanusch fihrt aus, dass nach der derzeitigen Auffassung der
Gewerkschaften die Einkommensteuer allerdings von den Arbeitern zu tragen sei, sich aber
noch &ltere Kollektivvertrage, die das Gegenteil versehen, in Geltung befinden. Es wére daher
durch Ubergangsbestimmungen vorzusorgen, dass die Wirksamkeit der vom Gesetze
beabsichtigten Neuregelung bis zum Erléschen dieser Kollektivvertrage aufgeschoben bleibe.

Der Vorsitzende erkennt an, dass dem Uberwalzungsverbot ein sozial richtiger
Gedanke zugrunde liege, bezweifelt aber die Moglichkeit, ihn im gegenwartigen Momente
durchfiihren zu kénnen.

Unterstaatssekretdar M i k | as tritt dafiir ein, die Regelung so lange aufzuschieben, bis
eine gleichmaRige Behandlang der Staatsangestellten und der Privatangestellten in der Frage
der Steuerzahlung madglich sein werde.

Vizekanzler Fink schlagt eine Ubergangsbestimmung vor, welche die Geltung des 1.
Absatzes des § 238 auf die laufenden Kollektivvertrédge ausschlief3t.

Staatssekretdar Eldersch stellt den Antrag, unter die Ausnahmen vom
Uberwalzungsverbote nach Absatz 3 des § 238 die Kollektivvertrige im allgemeinen
einzubeziehen.

Staatssekretar Dr. Reisch erlautert, dass § 238 nicht so sehr den Zweck verfolge,
Steuerhinterziehungen von Dienstbeziigen zu verhindern, sondern den Charakter der
Einkommensteuer als einer direkten Steuer dadurch wahren wolle, dass derjenige, welcher das
Einkommen bezieht, auch die Steuer davon tragt. Die Einkommensteuer soll fir jeden
Einzelnen den beweglichen MaRstab fiir das Ansteigen der Lasten bei Vermehrung der
Staatsausgaben bilden. Eine Verschérfung des Bureaukratismus trete nicht ein, im Gegenteil
musse jetzt jeder Steuerpflichtige ein Einbekenntnis einbringen, wogegen kinftighin bei jenen
Steuerpflichtigen, die nur ein Arbeitseinkommen beziehen, die Veranlagung Uberhaupt
unterbleibe.

Allerdings sei es fraglich, ob das Verbot werde wirklich durchgesetzt werden kénnen. Die

Festsetzung einer allgemeinen Ausnahme fiir Kollektivvertrage vom Uberwalzungsverbot sei
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nicht moglich. Redner nehme jedoch in Aussicht, den wegen des Bestandes von
Kollektivvertragen mit gegenteiligen Bestimmungen geduRerten Bedenken durch Anfligung
eines Art. VI im Entwiirfe Rechnung zu tragen, welcher den Beginn der Rechtswirksamkeit
des § 238 auf den 1. Janner 1922 aufschiebt. Bis dahin sei die Mdglichkeit entsprechender
Ricksichtnahme auf das gesetzliche Uberwalzungsverbot bei  Erneuerung der
Kollektivvertrage gegeben.

Die Anderungen der Novelle hinsichtlich der Einfiihrung des tatsachlichen Einkommens
im Steuerjahre als Bemessungsgrundlage, die Bestimmungen Uber die Konjunktursteuer, dann
die Verschiebung der Termine fur die Veranlagung der Renten- und Erwerbsteuer sowie die
Vorschriften hinsichtlich der Begiinstigung der Dividenden von Portefeuilleaktien der
wahrend der Jahre 1920 bis 1924 neugegriindeten industriellen Unternehmungen, dann der
Aktien der in selbstdndige Gesellschaften umgewandelten oder an solche angegliederten
Filialen hierlandischer Gesellschaften in den Nachfolgestaaten sowie der Zinsen industrieller
Schuldkapitalien geben dem Kabinettsrate zu keinen Bemerkungen Anlass.

Bei Besprechung der Strafbestimmungen der Novelle wendet sich Staatssekretar Dr.
R amek gegen die Neuerung im § 260, nach welcher der Steuerbehdrde das Recht zustehen
soll, schon im Laufe des Strafverfahrens die Sicherstellung der Geldstrafe mittelst sofort
vollstreckbaren Auftrages zu verordnen. Dia Sicherstellungsmanahmen koénnten wohl
bezlglich des hinterzogenen Steuerbetrages oder seines Multiplums eintreten, stlinden aber in
der Anwendung auf den voraussichtlichen Strafbetrag in Widerspruch mit allen
strafprozessualen Grundsatzen. Die Vornahme einer vorlaufigen Sicherstellung misse
wenigstens an die Bedingung gekniipft werden, dass bereits das Straferkenntnis der 1. Instanz
vorliege.

Staatssekretdar Dr. Reisch wendet dagegen ein, dass die vorlaufige Sicherstellung
notwendig sei um einer Verschleppung des Exekutionsobjektes nach dem Auslande
vorzubeugen. Die Vorlage flhre Ubrigens nur eine Bestimmung wieder ein, die in dem
Personaleinkommensteuergesetz vom Jahre 1896 bis zu seiner Novellierung im Jahre 1914
enthalten war und sich seit jeher im Geféllsstrafgesetz vorfinde.

Unterstaatssekretdar Dr. Eisler hélt es fir zuweitgehend, dass Absatz 2 des § 2 von Aurt.
I11 die Verhdngung des Verlustes der Berechtigung zur Auslbung einer selbstandigen
Unternehmung und Beschaftigung nur an unbestimmt gehaltene VVoraussetzungen knipfe, zu
diesem Strafmittel daher auch bei an sieh geringfiigigen Delikten werde gegriffen werden
konnen.

Staatssekretdar Dr. Reisch gibt hiezu die Aufklarung, dass wie bei allen
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Strafbestimmungen auch hier die Hohe des hinterzogenen Steuerbetrages von Ausschlag sein
werde.

Der Kabinetterat beschlieRt, die Austragung der von einzelnen Kabinettsmitgliedern
vorgebrachten Einwendungen und Bemerkungen den parlamentarischen Beratungen zu
uberlassen und erteilt die Genehmigung zur Einbringung der Vorlage in der
Nationalversammlung mit der Mal3gabe, dass dem Entwurf am Schlusse noch ein Artikel 6
anzuflgen ist,welcher den Beginn der Wirksamkeit des Uberwilzungsvorbotes nach § 238 bis

zum 1.Janner 1922 aufschiebt.

k) Staatszuschlagsgesetz.

Staatssekretar Dr. Reisch fihrt aus, dass die Staatsfinanzen nach wie vor auf die
wahrend des Krieges eingefiihrten Steuerzuschldge angewiesen seien und durch den
Gesetzentwurf diese Zuschldge unter der Bezeichnung als Staatszuschldge weiter
aufrechterhalten werden sollen. Ausgeschieden werde nur der bisherige Zuschlag zur
Einkommensteuer, da er in der Personalsteuernovelle bereits in die Steuerskala eingerechnet
wurde.

8 2 der Vorlage beziehe in die Frist, wéhrend welcher die Verjahrung des Rechtes zur
Bemessung und Einforderung von Abgaben nicht lauft, auch die Jahre 1919 und 1920 ein, da
sich herausgestellt habe, dass auch derzeit noch zahlreiche Steueramtshandlungen wegen
Abwesenheit der Steuerpflichtigen nicht vorgenommen werden kénnen.

Der Kabinettsrat stimmt der Einbringung der VVorlage in der Nationalversammlung zu.

I) Brotauflage.

Staatssekretdar Dr. Reisch begrindet die Notwendigkeit der Ausdehnung der
Brotauflage auf das Jahr 1920 damit, dass die bei Einfihrung der Brotauflage fur 1919
gehegte Erwartung einer Verbilligung des Getreides bis zum Herbst d.J. sich in ihr Gegenteil
verkehrt hatte. Der Staat muisse in erhohtem AusmaRe auf die Brot- und Mehlpreise
Zuschusse leisten und daher trachten, zu deren Deckung in der Form der Brotauflage die
besitzenden Klassen und besonders die landwirtschaftlichen Kreise, welche als
Selbstversorger unter der Brot- und Mehlverteuerung weniger zu leiden haben,
heranzuziehen.

Staatssekretdr St ckler bezeichnet es als eine Unbilligkeit, die Landwirtschaft mit
einer Brotauflage zu belasten, solange nicht der Ubernahmspreis fiir das Inlandsgetreide auf

eine den Gestehungskosten entsprechende Hoéhe gebracht worden sei. Bei dem krassen
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Missverhaltnis zwischen den Preisen fiir landwirtschaftliche Produkte und den Preisen,
welche der Landwirt fur die von ihm bendtigten Industrieartikel zu zahlen habe, entbehre die
Brotauflage ricksichtlich der b&uerlichen Bevdlkerung jeder Berechtigung und es mdisse
verlangt werden, dass zundchst eine Entscheidung Uber das System der
Getreidebewirtschaftung im heurigen Jahr erfolge.

Staatssekretdar Dr. Loewenfeld-Russ beflirchtet aus der Einfuhrung einer
Brotauflage mit gleich hohen Sétzen wie im Vorjahre eine zu starke Belastung der durch die
Verschiebung der Wertverhéltnisse und tberdies durch die in Verhandlung stehenden neuen
Steuern an und fur sich erschopften Bevolkerung. Zudem sei in vielen Féllen die Brotauflage
vom Jahre 1919 noch nicht eingehoben worden und die doppelten Jahresbetrége,die jetzt auf
einmal zur Vorschreibung kommen sollen, wiirden von den meisten nicht aufgebracht werden
konnen.

In der Frage der Getreidebewirtschaftung fir das heurige Jahr werde in der néchsten Zeit
die  Regelung erfolgen, wobei auch eine entsprechende  Erhéhung  des
Getreidelibernahmspreises in Aussicht genommen sei. Fir den Landwirt bilde die Brotauflage
lange nicht jene Belastung, wie fur die stadtische Bevolkerung, da er von der Fechsung
hochstens ein Drittel abliefere und von dem Rest unvergleichlich billiger lebe, als die
Nichtselbstversorger. Das Ertragnis aus der Brotauflage stehe aber in keinem Verhaltnis zu
den Erschwernissen, die sie flr die stadtischen Haushalte bringe, weshalb Redner der Ansicht
sei, dass fur das heurige Jahr von der Fortfuhrung der Brotauflage Abstand genommen
werden sollte.

Staatssekretdar Eldersch meint, dass die Brotauflage insoferne ihre Berechtigung
verloren habe, als das friher verfolgte Prinzip der verbilligten Lebensmittelabgabe in der
Zwischenzeit allmahlich verlassen worden sei. Bei der bevorstehenden Erhéhung der
Personaleinkommensteuersatze konne die Erlassung einer besonderen Brotauflage kaum mehr
im Betracht gezogen werden.

Vizekanzler Fink rat gleichfalls von der Einfihrung der Brotauflage fir 1920 ab und
gibt die Anregung, auf einen vermehrten Anbau von Kartoffeln hinzuwirken, damit ein Teil
des Abganges der Inlandsproduktion an Brot und Mehl mit Kartoffeln ausgeglichen werden
konne.

Staatssekretdr Dr. Reisch bemerkt, dass aus der Brotauflage ein Ertrag von 105
Millionen Kronen erwartet werde, wovon 65 Millionen auf die landwirtschaftlichen
Selbstversorger zum Ausgleich dafir entfallen sollten, dass sie das Brot und Mehl bedeutend

billiger zu stehen komme, als fiir die Nichtselbstversorger. Dass die Brotauflage nicht als zu
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drickend empfunden werde, beweise die Tatsache, dass die Tiroler Landesregierung um
Genehmigung zur Einhebung eines 100 %igen Zuschlages hiezu eingeschritten sei.

Nach einer Bemerkung des Vorsitzenden, dass angesichts der bevorstehenden
wesentlichen Erhéhung der Séatze der Einkommensteuer und der Ungewissheit ihrer
Rickwirkungen auf das Wirtschaftsleben von der Einfuhrung einer Spezialsteuer auf Brot
vorderhand Abstand genommen werden sollte, macht Staatssekretdr Dr. Reisch den
Vermittlungsvorschlag, wenigstens den von der Landwirtschaft erwarteten Teilertrag der
Brotauflage von 65 Millionen Kronen in der Gestalt einer weitergehenden Steigerung der
Grundsteuer hereinzubringen, sodass diese nicht wie beschlossen auf 35 % sondern auf 45 %
des Katastralreinertrages zu erhthen waére.

Der Kabinettsrat beschliet, die Brotauflage aus dem Kreise der jetzt zur Verhandlung
stehenden Steuervorlagen auszuscheiden und anstatt dessen in dem Entwurfe des Gesetzes
uber die allgemeine Erwerbsteuer fur die Steuerjahre 1918, 1919 und 1920 und die
Grundsteuer im Steuerjahre 1920 die Grundsteuer mit 40 % statt mit 35 % des

Katastralreinertrages einzusetzen.

2.
Entwurf eines Gesetzes wegen Bewilligung einer einmaligen, nicht wiederkehrenden Aushilfe
an die Staatsangestellten (Staatsangestelltenaushilfsgesetz).

Staatssekretdr Dr. Reisch teilt mit, dass die als Unterhdndler der Regierung bestellten
Staatssekretdre bei den Verhandlungen am 23. Februar d.J. mit den der paritatischen
Lohnkommission angehdrenden Vertretern der Organisationen der Angestellten des Staates,
des Landes Niederosterreich und der Gemeinde Wien Uber die Forderungen nach Erhdhung
der Gehaltsbeziige und der Teuerungszuwendungen die Gewéhrung einer einmaligen nicht
wiederkehrenden Aushilfe zugesagt haben, um auf diese Weise unter den Angestellten wieder
Beruhigung herzustellen und den Boden flr weitere Beratungen zu schaffen. Die Aushilfen
sollen folgende Betrdge umfassen:

a) fur ledige und kinderlose, verwitwete Staatsangestellte, sowie fur verheiratete weibliche
Staatsangestellte in Wien 500 K, in der zweiten Bezugsklasse 350 K und in der dritten
Bezugsklasse 300 K.

b) fur verheiratete mannliche Angestellte in Wien 600 K, in der zweiten Bezugsklasse 450
K und in der dritten Bezugsklasse 400 K aul3erdem

c) fur jedes Kind, fur das der maéannliche Staatsangestellte nach & 8 des

Besoldungsiibergangsgesetzes oder nach sonstigen allgemeinen Vorschriften Anspruch auf
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eine Teuerungszulage hat, in Wien 100 K, in der zweiten Bezugsklasse 90 K, in der dritten
Bezugsklasse 80 K.

Wegen der Kiirze der Zeit mussten die Zusagen ohne vorherige Erméchtigung von Seite
der Nationalversammlung erteilt werden; Redner erbitte daher die Zustimmung des
Kabinettsrates zur Einbringung des vorliegenden Gesetzentwurfes, durch welchen die
nachtragliche Ermé&chtigung der Nationalversammlung zur Bewilligung dieser Aushilfen
eingeholt werden solle.

Unterstaatssekretdar M i k | as bezeichnet es als notwendig, eine &hnliche VVorsorge wie fur
die Staatsangestellten auch fur die Seelsorgegeistlichkeit zu treffen und beantragt, in die
Vorlage noch einen Paragraphen aufzunehmen, welcher das Staatsamt fur Inneres und
Unterricht erméchtigt, in berticksichtigungswirdigen Fallen angepasste Aushilfen auch an die
Geistlichen der katholischen, evangelischen und altkatholischen Kirche zu gewahren.

Der Kabinettsrat erteilt die Zustimmung zur Einbringung der um einen neuen Paragraphen
im Sinne des Antrages des Unterstaatssekretdrs Miklas zu erweiternden Vorlage in der
Nationalversammlung. Weiters beschlieit der Kabinettsrat im Motivenberichte zu dem
Gesetzentwurf einen Beschluss der Nationalversammlung anzuregen, durch welchen der
Hauptausschuss beauftragt wird, die in der paritadtischen Lohnkommission vertretenen
Angestelltenorganisationen in  Gegenwart von Vertretern des Staates, des Landes
Niederosterreich  und der Gemeinde Wien (ber deren Forderungen nach
Bezugsaufbesserungen zu vernehmen und die Entscheidung darlber unter Riicksichtnahme
auf die finanzielle Lage der offentlichen Haushaltungen vorzubereiten. Intern wird in
Aussicht genommen, bei dieser Enquéte auch die Regelung des Dienstrechtes der
Angestellten zur Herbeiftihrung einer strafferen Arbeitsdisziplin und die Frage des Abbaues
der Beamtenschaft zur Erdrterung zu bringen. Die Grundlagen flr die Enquéte sowie das
Ausmal, in welchem die Gewahrung von Zugestandnissen in Betracht gezogen werden kann,
werden vom Kabinettsrate festzustellen und dem Hauptausschusse als Richtlinien fir die
Fuhrung der Verhandlungen bekannt zu geben sein.

3.
Pensionistengesetz.
Sektionschef Dr. Grimm berichtet, dass das Subkomitee des Finanz- und
Budgetausschusses zur Vorbereitung des Pensionistengesetzes in seiner letzten Sitzung von
der Regierung unter anderen die Bericksichtigung folgender Wiinsche verlangt habe:

1.) Verdopplung der Teuerungszulagen fir die Pensionisten
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b) GleichméRige Behandlung aller Pensionsparteien der altdsterreichischen wie der
deutschosterreichischen, nach dem Besoldungstibergangsgesetz.

Redner erbitte sich die Weisung des Kabinettsrates flir seine Stellungnahme gegeniiber
diesen Forderungen.

Nach einer langeren Debatte Uber diesen Gegenstand erteilt der Kabinettsrat dem Vertreter
des Staatsamtes fur Finanzen im Subkomitee zur Vorberatung des Pensionistengesetzes die
Instruktion, das Verlangen nach Verdopplung der Teuerungszulage abzulehnen, in der Frage
der Angleichung der Pensionsparteien aber bis zu dem Zugestdndnis zu gehen, dass die
altosterreichischen Pensionsparteien die Ruhegentisse mit dem Betrage von 80 % der
Bemessungsgrundlage nach dem Besoldungsiibergangsgesetz zugebilligt erhalten und die
Pensionsparteien der Republik Osterreich soweit sie nicht unter giinstigere Bestimmungen des
Pensionsbeguinstigungsgesetzes fallen, mit dem im 8§ 4 des Pensionistengesetzes vorgesehenen
Einschrankungen einheitlich nach den Ansatzen des Besoldungsiibergangsgesetzes behandelt

werden.
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[KRP 151, 24. und 25. Februar 1920, Stenogramm GroR3]
151. Sitzung, 24. Februar.

1.

Reisch: Kokst[ein], Vizeprasident der Finanzlandesdirektion wére nach dem Gesetz, 8 17, in
den dauernden Ruhestand zu versetzen aulRer wenn die Staatsregierung das Belassen
im Dienst bewilligt. Ich beurteile die Dienstleistung K[oksteins] nicht [als] so
ersprielilich, daf? ich [einen] Antrag auf Belassung stellen konnte. [Ich] beabsichtige
daher die Pensionierung. [Ich] mache hiervon vorher Mitteilung.

Miklas: Die Frage geht nur das Finanzressort an, wer ist der Nachfolger?

Reisch: Den Nachfolger weif3 ich noch nicht, eventuell wiirde ich [nach] weiterer Erwagung
den Prasidenten Pentsch aus Innsbruck in Aussicht nehmen. [Er ist ein] erprobter
Finanzmann auf dem Gebiet des direkten Steuerwesens, der auch mit den
Beamtenorganisationen gut auskommt ohne sich vollstandig ins Schlepptau nehmen zu
lassen.

Eldersch: [Ich] mochte darauf hinweisen, ob der Herr aus Innsbruck die notige
Groligeschafts-Kenntnis hat. Ich habe Bedenken an und fir sich und glaube, dal es
besser ware, jemanden zu berufen, der in Wien tatig war.

Renner: Der Vorschlag des neuen Finanzlandesdirektors wird vorbehalten. Gegen die
Pensionierung K.[oksteins] wird kein Einwand erhoben.

2.

Renner: [Ich] bitte um - [uns eine] kurze Einfilhrung zu den ausgegebenen Ubersichten zu
geben.

Reisch: Die-Ubersicht-Hegt-vor-aber -. Ebenso fehlen ja noch andere Steuern, die
Verlangerung der Kriegszuschlage fiir '20 und der Brotauflage. Die liegen auch vor,
sind aber noch nicht verteilt, die Personaleinkommensteuer hat sich nicht das
Imprimatur.

Die mod[erne] Steuerpolitik hat den Gegensatz von i.[ndirekt] und d.[irekt] schon
lange fallen gelangen - [gelassen], weil er sich an auf3eren Merkmalen, der Form der
Steuerzahlung anklammert. Die Hauszinssteuer ist eine direkte Steuer, wahrend es ihm
selbst Uberlassen [bleibt], inwieweit er sie selbst tragt, Gberwalzt, kompensiert sie im
verminderten Kaufpreis und muf} sie nur nach der [...] selbst tragen.

In der L.[iteratur] der letzten Jahre ist [statt dessen] der Gegensatz von Besitz- und
Massensteuern getreten. Besitzsteuern sind jene, welche vorwiegend die Bemittelten
treffen und Massensteuern jene, welche von den breiten Schichten der Bevolkerung
getragen werden mussen, welche also die friheren indirekten Kosumsteuern mit
umfassen. Die Scheidung hélt nicht durch, weil Besitzsteuern auch von
Minderbemittelten von einem Besitz gezahlt werden, wogegen die Bemittelten die
Massensteuern gleich oder gar in erhohtem Male wegen der besseren Qualitaten und
hoheren Bedurfnisse tragen, Aufwand flr das Dienstpersonal.

Dazwischen stehen eine Reihe von Verkehrssteuern, welche man je nach dem
Objekt, welches in Frage steht, der einen oder anderen Gruppe zuweist. Die grofiere
Quote wird den Besitzsteuern zuzuweisen sein, [da die besitzende Klasse] die grofiere
Anzahl von Verkehrsakten durchfiihrt. Das bezieht sich besonders auf die
Umsatzsteuer, weil der Umsatz bei den Bemittelten ein viel gro3erer sein wird als bei
den Unbemittelten. Sie kaufen ofter, bessere Qualitaten zu héheren Preisen, werden
daher von der prozentuellen Steigerung mehr getroffen. Besonders eklatant wird das
bei der Umsatzsteuer durch die Luxussteuer, welche von vornherein ganz die
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besitzenden Klassen trifft. Wir haben diese Luxussteuer aufgeteilt, indem wir ebenso
wie die Gebuhren - indem bestimmte Quoten den Besitz- und andere den
Massensteuern zugerechnet wurden. Auf Seite 5 wird dargestellt, dal3 die
Verkehrssteuern nur mit 3/4 den Besitzsteuern zurechnen, die Eisenbahnsteuer mit 1/4,
die Umsatzsteuer zur Halfte. Diese Ansatze sind sehr vorsichtig ermittelt.

Wenn wir nun diese Gruppierung durchfiihren, so sehen Sie in der Ubersicht A das
Verhaltnis der Steuern des Jahres 1913 und auf der anderen Seite die Steuern nach
dem Staatsvoranschlag '19/'20 und endlich die Steuern des Staatsvoranschlages
'19/'20 vermehrt um die Ertragnisse aus den vorliegenden Steuergesetzen.

Danach ergibt sich aus der Ubersicht B das Verhéltnis der Massensteuern zu den
Besitzsteuern. Unter Punkt 5 ist die Verhéaltniszahl der Besitzsteuern zu den
Massensteuern angefiihrt.

Nach dem Ergebnis von '13 hat sich die Masse -.

Nach dem Staatsvoranschlag ohne Ricksicht auf die Steuererhéhung [ergibt sich
ein Verhaltnis von] 1:0,87.

Unter Berticksichtigung der Steuererhéhung -. Die einmalige Vermdgensabgabe ist
eine Besitzsteuer. Sie ist so aufgebaut, daR wir sie in 30-jahrige A[nnuitaten] auflésen,
10 % aber sofort einzuzahlen [sind] und Vorauszahlungen begunstigt [werden]. Es
sind drei Moglichkeiten: Entweder rechnen wir nur die A.[nnuitaten] bei 30-jahriger
Laufzeit; oder wir rechnen die unbedingt im ersten Jahr zu leistenden 10 % der
Vermogensabgabe zu den Besitzsteuern dieses Jahres; oder wir berticksichtigen, daf3
etwa ein Viertel der Vermoégenssteuer sofort eingezahlt werden wird. Ich abstrahiere
von den Abanderungsantragen des Ausschusses und beschranke mich auf die Vorlage
des Staatsamtes fur Finanzen.

Bei Einrechnung der A.[nnuitaten] stehen die Besitzsteuern zu den Massensteuern
[richtig: die Massensteuern zu den Besitzsteuern] 1:1,537 - um ein halbes Prozent
wird das Verhaltnis zwischen Massensteuern und Besitzsteuern zu Ungunsten der
Besitzsteuern verschoben. Wird berechnet die 10 %[ige] Quote, so [ergibt sich ein
Verhaltnis von] 1:1,813; bei Annahme der 25 % Voraussetzung [das Verhaltnis]
1:2,99. Sie sehen also, dal der finanzielle Effekt der vorgeschlagenen Steuern sehr zu
Gunsten der besitzlosen Massen und zu Lasten der Besitzenden ist, da das Verhéltnis
der Steuern in diesem Mafe verschoben wird.

In der Rubrik 6 ist das Wachstum der Massensteuern zu jenem der Besitzsteuern
dargestellt. Das Wachstum ist 1:1,14 [sic]; 1,98; 3,43. Die absolute Steigerung nach
der Durchflihrung des Finanzprogramme sehen Sie in Rubrik 7. Die Massensteuern
steigen um 242 % [sic], die Besitzsteuern bei Beachtung der A.[nnuitaten] um 683
[%], 824 % bzw. 1.433 %.

Renner: Ist es gut, dall man die einmalige Vermdgensabgabe einrechnet in die normale
Steuerlastenverteilung?

Reisch: Ich kann doch unmdglich von einer Abgabe absehen, welche 12-13 Milliarden
einbringen soll. Bei Einrechnung der A.[nnuitaten] wird gewil3 nicht zu weit
gegangen. Ich glaube, wir miRten weiter gehen, weil von jedem Besitzenden die
Zahlung von 10 % verlangt wird.

Renner: Es ist nicht unterschieden nach der Einhebungsart, sondern nach der
Belastungsweise. Der Schlussel auf Seite 5 flr die Umrechnung der Verkehrssteuern
auf die Besitz- und Massensteuern - nach diesen Grundsatzen ergibt sich die Ubersicht
B. Dabei ist in Betracht zu ziehen, dal3 nicht die Steigerung der Satze eingesetzt ist,
sondern das vermutete Steuerertragnis. Es kommt auch die verminderte Kaufkraft der
Bevdlkerung zum Ausdruck.

Eldersch: Durch diese Gruppierung laRt sich ein klares Bild der Belastung der Massen nicht
gewinnen. Die direkten Steuern wirken als indirekte Steuern. Die Personalsteuer wird
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bei dem gesteigerten Satz auch von den Massen getragen werden. Sie ist ganz zu den
Besitzsteuern gerechnet. Dazu kommt, dal der Geschaftsmann die Steuererh6hung
abwalzt (umgekehrt Uberwalzt der Arbeiter auf den Lohn).

Renner: Die Einkommensteuer, welche heute tiberwiegend eine Lohnsteuer ist, mif3te zu
einem bestimmten Prozent[satz] auch zu den Massensteuern gerechnet werden.
Eldersch: Die Darstellung des richtigen Verhaltnisses ist unmdglich. Die Umsatzsteuer ist zur

Halfte eingerechnet, sie wird aber vielmehr ausmachen. Gegen die Umsatzsteuer
mussen die starksten Bedenken gedufRert werden. Bei den jetzigen Preisen wird es
weniger flhlbar werden, aber wie wir sie spater werden ertragen konnen, ist eine
andere Frage. Die Vermdgensabgabe kann nur in den A.[nnuitaten] nach der Dauer
der Abzahlungsfrist bertcksichtigt werden, es ist nur vorubergehend. Die 25 %
?Anhebung wirkt nur fur das Jahr, der anderen Steuern wirken fort. Wird sie heuer
eingerechnet, so ergibt sich fur das nachste Jahr eine Verschiebung. Man kann nur die
Ann.[uitaten] nehmen. Wir wollen nicht wissen, wie im nachsten Jahr die Verteilung
zwischen den Steuern ist, wir wollen die dauernde Verteilung kennen lernen.

Reisch: Wenn er tausend Kronen bekommt, so kann er tausend Kronen Kriegsanleihe
zuriickzahlen und Zinsen ersparen. Fir den Steuerzahler ist das Verhaltnis dasselbe.

Eldersch: Die Erwerbsverhaltnisse sind fur eine gewisse Art von Besitzenden so giinstig, dal}
die Abzahlungen leicht hereingebracht werden konnen. Werden die Einzahlungen so
langfristig gestellt, werde sie wie eine Umsatzsteuer wirken. Die indirekten Steuern
erscheinen deswegen geringer, weil der Konsum geringer ist. Zucker, Bier, [...]
werden in viel geringerem Malie gebraucht als friiher. Die Mdglichkeit, sich diese
Artikel zu verschaffen ist so eingeschrankt, daf? sich das in den néchsten Jahren
wieder verschieben wird. Man kann also schwer einen Uberblick gewinnen. Jedenfalls
muf aber die Vermdgensabgabe nur nach den A.[nnuitaten] eingerechnet werden.

Deutsch: [Eine] Generaldebatte bei den Steuervorlagen hat keinen grof3en Wert. Wir sollen
die Ziffern beurteilen und daruber kann man verschiedener Meinung sein. Die
Personalsteuer ist eine direkte Steuer jetzt und verschiebt das ganze Bild. Es handelt
sich nur um eine Illustration, eine Klarheit kann nur aus der Spezialdebatte
herauskommen. Die Einreihung ist eine Sache der Darstellung. Ich hielte es fur
vorteilhaft, die Generaldebatte zu schlieRen und in die Spezialdebatte einzugehen.

Reiseh: -.

Renner: Die Frage der Steuerverteilung wird gestellt [werden] und von Reisch beantwortet
werden mussen. Die Berechnung wird vorgelegt werden missen oder von der Presse
gemacht werden. Dabei empfiehlt sich eine Umarbeitung, dafl man von der
personlichen Einkommensteuer auch einen bestimmten Teil auf die Massensteuern
rechnet. Ich méchte dabei denken, wenn es nur ein Verhaltnis 1:1 ergibt, so wird die
Befriedigung schon grol? sein, es muR nicht unbedingt fur die Besitzsteuern ein Plus
herauskommen.

Reisch: Ich halte die Einwendungen beztiglich der Einkommensteuer nicht [fur] zutreffend.
Diese Unterscheidung tragt den alten Einwanden Rechnung, daR die Konsumsteuern
insofern ungerecht sind, als [sie] die Steuerpflichtigen proportional ohne Riicksicht
auf das Einkommen belasten. Es wird als ungerecht bezeichnet, dal’ der Arbeiter fur
Bier usw. ebenso viel zahlen mul} als der Besitzende oder Reiche. Diesen
proportionalen Steuern hat man die direkten progressiven Steuern gegentiber gestellt,
welche die Unterschiede in den Einkommensverhaltnissen bertcksichtigen durch eine
hohere Belastung der héheren Einkommen. Die Einkommensteuer berucksichtigt
progressiv die wirtschaftlichen Verhaltnisse der Steuerpflichtigen. Es hat keinen Sinn,
eine Quote flr eine bestimmte Gruppe von Leuten auszuscheiden. Dann mufite weiter
gegangen werden und bei den Massensteuern der Anteil der Besitzenden ermittelt
werden. Es soll nicht ermittelt werden, was die Reichen und die Armen zahlen, es soll
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nur das Verhaltnis der beiden Steuern erhoben werden.

Fink: Ich gebe auf das ganze gar nichts. Wenn [eine] andere Grundlage genommen werden
soll, so mufte auch die Bezahlung fir die Lander und Gemeinden berucksichtigt
werden. Dort kommen erst die groRRen Lasten heraus. Wir mussen die einzelnen
Steuern durchgehen und dabei wird sich zeigen, was zu andern ist.

Ohne Einkommensteuer und Brotauflage und Kriegszuschlage kénnen wir die
Vorlagen nicht einbringen.

Reisch: Bei der Einkommensteuer ist nur noch eine Entscheidung zu treffen, im Gbrigen liegt
sie schon vor. Ich glaube, sie kann bis Nachmittag eingebracht werden. Die
Verlangerung der Kriegszuschlage bringt eine kleine Anderung - bezliglich der
Brotauflage entsprechend der Erhéhung des Existenzm[inimums] eine kleine
Verscharfung bei den Grundbesitzern und Pachtern.

Renner: Ich mdchte, daR alle diese Vorlagen gemeinsam eingebracht und begriindet werden.
Die Sitzung ist nachmittag 4 Uhr. Ich bitte Uber diesen Teil der einleitenden
Ausfiihrungen ist die Debatte geschlossen.

Reisch: Dauernde Vermdgenssteuer. Ich habe dariiber bereits einmal dem Kabinettsrat
Vortrag gehalten.

Fink: Es sind wieder dieselben Grundlage wie bei der groRen Vermdgensabgabe. So geht der
8§ 14 bezlglich der - den § 19-25, 32 des Gesetzes Uber -. Wir haben einen
KabinettsratsbeschluR® gefalit Giber diese Grundlagen der Bewertung. Es fragt sich, ob
wir néher darauf eingehen wollen oder ob es wie bei der Vermégensabgabe behandelt
werden soll.

Eldersch: Da die grofRe Vermdgensabgabe schon bei den Parteien beraten ist, kann man die
Besprechungen ja lassen.

Reisch: Die Paragraphen der Vermdgensabgabe werden entsprechend den Wiinschen der
Parteien geandert werden und diese Anderungen finden dann sinngemaR Anwendung.

Renner: Bezliglich der Satze sind die starksten Einwendungen erhoben worden. Ich méchte
dazu bemerken, alles was wir in den Satzen beschlieRRen ist eigentlich mehr
problematisch. Erstens haben wir gar keine Vorstellung von der Entwicklung des
Geldwertes in drei, vier Monaten. Dann miissen wir mit allen diesen Vorlagen einen
bestimmten finanziellen Effekt zu bewirken suchen. Wir werden erst spater wissen, wie
das nachste Budget ausschaut und wieviel wir durch laufende Einnahmen zu decken
haben. Der Finanzausschul® wird zu sagen haben, von dem was ich brauche, bringe
ich soviel auf und danach werden diese Satze bestimmt werden mussen. Wir kdnnen
uns die Sache so vorstellen, dal3 die Sache, welche jetzt bestimmt wird, nur bezlglich
der Verhaltnismaligkeit, nicht bezlglich der H6he eine Bedeutung hat. Wenn die
Vermdgensabgabe so hoch sein wird, dal’ die Grundsteuer so ist, dann finden wir eine
Vermdgenssteuer von der Hohe angemessen.

Fink: Ich stimme dem zu, was der Kanzler sagt. Wenn man sich ein Bild macht, was nicht
bloR [zeigt, wie] die einzelnen Steuern zu einander stehen, sondern was einer zu
zahlen hat - man wird Beispiele hernehmen miissen und fragen, was ist an einzelnen
Steuern zu zahlen. Dann wird man beurteilen kdnnen, was noch mdglich ist,
einzuheben. [...] wir in der Sache nicht weiter, als die Fortfihrung der Wirtschaft und
eines Aufkommens noch méglich macht. Das kommt auch bei den héchsten Satzen in
Betracht. Man braucht jetzt Gber die Satze nichts zu sagen.

Deutsch: Beide Herren meinen, dal} man sich tber die S&tze nicht entscheiden kann, weil sie
sich ja andern kdnnen. Man miifite im Gesetz sagen, die Steuersatze werden jedes Jahr
neu bemessen.

Fink: Eine alljahrliche Anderung der Gesetze ist wohl nicht zu denken.
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Renner: Es kann kein Mensch auf diese abrupte Weise sagen, eine Vermdgensteuer von ... ist

Reisch

gerecht. Das kann nur im Zusammenhang mit der Hohe der Ubrigen Steuern
geschehen. Es muf3 dann auch die Probe gemacht werden auf die Fahigkeit des
Betriebes, das noch zu leisten. Es muf3 aber auRerdem noch eine Probe gemacht
werden, wenn alle Vorlagen beschlossen sind, was mit den Vorlagen bewirkt wird. Es
muf der Bedarf eines Jahres beurteilt werden: Ich brauche Einnahmen von [einer]
bestimmten Hohe, also mul} ich bei der allgemeinen VerhaltnismaBigkeit bei allen
Satzen hoher gehen als sie im Entwurf stehen oder ich kann sie niedriger halten. Es
wirde sich von selbst ergeben, dal? man die Steuersatze alljahrlich neu bestimmt. Das
ist die englische Methode, welche flr uns sehr zweckmal3ig ware. Diese Frage mdéchte
ich nicht aufgeworfen haben. Ich meine nur, wir sollen bei den S&tzen von vornherein
absehen, sie sind nur zunéchst ex[...] und werden erst definitiv festgesetzt, wenn ein
Uberblick tiber Bedarf und -.

: Ein Steuergesetz mit exig. Satzen [am Rand: exemplikative Satze] ist [nicht] moglich,

auch kann man die Satze nicht alljahrlich andern. Jedes Budget hat feste und labile
Posten. Die labilen kdnnen geandert werden, aber bei einer Ertragsteuer ist es
ausgeschlossen, den Tarif alljahrlich zu &ndern. Der Tarif ist auch als absolut
bleibend gedacht.

Wenn Deutsch sagt, man stot sich an dem 0,5 °/ooo [wohl: Promille] - dazu ist zu
bemerken, dal? sie eine Erganzung des Ertragssteuersystems [ist] und soll die
Erhdhung der Kriegszuschlage zu den Ertragsteuern ersetzen. Das Vermogen wird
nach seiner Art bereits in einer Form der Ertragsteuer belastet und nur als
Zusatzsteuer wird eine Vermogensteuer eingehoben. Das Vermoégen tragt 5% im Jahr
- dieser hat ein halbes Promille von 1.000 Kronen zu zahlen, das gibt [...], daB [eine]
Zusatzsteuer von 1-4% ermittelt wird und das ist eine sehr empfindliche Belastung des
Kapitalertrags, welcher einer Abstimmung gar nicht mehr zuganglich ist.

Die Vermogensabgabe mul auf den Ertrag umgerechnet werden und [wir missen]
uns vergegenwartigen, daf dieser Ertrag schon von der Steuer getroffen ist und es
sich nur um einen Zusatz handelt.

Fink: Vorarlberg hat sich - [seit] mehr als 80 Jahre eine Vermdgen - 1837 - Steuer, welche

Eisler:

sehr bedeutend ist, bis 10 Promille [sic]. Ich zweifle, daB es mdglich sein kdnnte, in
Vorarlberg daneben noch eine staatliche Vermogensteuer einzuheben. Sonst wird auf
die besonderen Steuern in den Landern Rucksicht genommen, hier ist das nicht
geschehen.

Ich méchte empfehlen, vornehmlich die Frage der Veranlagung und der Einhebung zu
diskutieren und zu sorgen, dal? die Bestimmungen der Steuergesetze so ausfallen, daf3
sie rasch veranlagt und wirksam eingehoben werden kénnen. Eine Erérterung der
Steuersatze halte ich flr zwecklos, weil die Gesetze so zusammenhangen, dall man
ohne Basis diskutiert. Es wird wesentlich sein, was das Parlament iber die
Vermdgensabgabe beschlief3t, weil man wissen mul} wieviel vom Vermdgen
eingehoben wird und in welchem Tempo geschieht das. Bevor das nicht bekannt ist,
kann man Uber das gerechte Mal3 der Vermdgensteuer kein Bild haben. Das wirkt
auch auf die Erbsteuer. Dagegen sind im Kabinettsrat Beschwerden erhoben worden
bezuglich der Steuerveranlagung und -einhebung. Dartber wird [sich] die Beratung
im Parlament wenig niitzlich zeigen. Darauf hétte sich die Vorberatung der Vorlagen
in erster Linie zu erstrecken.

Deutsch: Die Diskussion der Steuerséatze wird unfruchtbar sein. Es scheint mir, daR - die

Einfihrung fester Satze nicht zweckméalig zu sein, aber ich ordne mich Reisch unter.
Das MaR der Steuer (§ 40 15) und das MaR der Zuwachssteuer ([§] 40) scheint mir
noch weniger entsprechend zu sein. [Ich] mache diesen Vorbehalt, halte aber
Diskussion flir nicht zweckmaRig.
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Uber die Veranlagung muR man diskutieren, nur bietet die Vorlage wenig
Mdoglichkeit dazu, weil in der Vorlage keine Vorlagen enthalten sind. § 57 verweist auf
eine Vollzugsanweisung und man muB sich darauf verlassen, dal} das Staatsamt fur
Finanzen Malinahmen trifft, welche die richtige Bemessung und Einhebung
gewahrleisten.

Bezliglich der Einkommensteuer scheint es mir, als ob man in der Einhebung einen
Schritt machen konnte, indem man die Einhebung der Einkommensteuer als Abzug
beim Unternehmer behandelt.

Renner: [Zur] Einhebung der Einkommensteuer in diesem Jahr: Es ist geklagt worden von
einzelnen Unternehmungen, daR sie nicht in der Lage sind, die Steuer in Abzug zu
bringen, weil die Steuer noch nicht vorgeschrieben ist. Die Unternehmer kénnen nicht
hinterher die Einkommensteuer in Abzug bringen, sie kdnnen sie, wenn sie noch nicht
vorgeschrieben sind, [nicht] abziehen. Die meisten Steuern aus hohen
Lohneinkommen werden so verloren gehen.

Reisch: Soweit Lohnzahlungen in Frage kommen, ist bisher ein Abzug nicht vorgeschrieben,
jedoch in der neuen Vorlage vorgesehen. Diese Frage ist nicht einfach, sie dirfte
lebhaften Widerspruch erwecken und es wird die Frage zu I0sen sein, wieweit eine
Uberwalzung der Einkommensteuer zugelassen werden soll oder nicht. Lassen wir die
Uberwalzung zu, so wird das ein ewiger Kampf um die Ubernahme der Steuer. Schon
'96 ist die Uberwélzung der Einkommensteuer verboten [worden] und ich will dieses
Verbot in der Novelle aufrecht erhalten und die Ubertretung unter Strafe stellen, um
es wirksam zu machen.

Renner: Die Gewerkschaften dringen darauf, dal’ die Unternehmen nicht die Steuer zahlen,
sondern die Arbeiter selbst. Die Einkommensteuer wird nicht als Teil des Lohnes
behandelt, aber der Unternehmer kann es abziehen und abftihren.

Reisch: Das Veranlagungsverfahren ist sehr schleppend und durch die Kriegsverhéltnisse
sehr riickstandig. Wenn ich warten mul3, bis der Arbeiter sein Bekenntnis einbringt,
dann hat - kommt die kommissionelle Veranlagung der Steuer, so vergehen dariber
Monate. Damit soll [dadurch] aufgerdaumt werden, daR bei Leuten mit Lohn- und
Gehaltsbeziigen von einer Veranlagung abgesehen wird und man sich mit dem Abzug
der Steuer von den jeweils ausgezahlten Bezligen begnligt.

Eisler: Meine Bemerkung bezieht sich auf alle Vorlagen, denn sie machen zur Grundlage der
Bemessung das Bekenntnis. Ich meine, daB die Einholung und Verwertung der
Steuerbekenntnisse dringend einer Reform bedarf. Mit der jetzigen Methode geht es
nicht.

Die Steuerbekenntnisse werden eingehoben im ersten Monat des Jahres. Diese
Frist ist unmoglich und es gibt keinen ernsten Steuerzahler, welcher das
Steuerbekenntnis rechtzeitig einbringt. Das erste Verlangen wére also eine
entsprechende Regelung der Frist.

Das zweite ist die seit Jahren eingerissene Praxis, jedem Fristgesuch statt zu geben.
Wird eine Frist gesetzt bis 31. Méarz, so kann verlangt werden, daf3 bis dahin die [...]
eingebracht [wird] und Gesuche um [eine] weitere Fristverlangerung kénnen
abgelehnt und nur in Ausnahmen bewilligt werden.

Die heutige Strafsanktion, [die] auf die Einbringung unzul&nglicher oder die Nicht-
Einbringung von Steuerbekenntnissen bestehen, [sollten] auch angewendet werden.
Die Art, wie die Bekenntnisse gehandhabt werden, ist nichts als eine bewufte
Pflanzerei der staatlichen Behdrden. Jeder wartet auf Vorhalte und richtet danach
sein Bekenntnis ein. Zu verlangen ware, dal’ schon das Bekenntnis ein wirkliches
Bekenntnis ist. Es ist nicht so, dalR wenn ein absolut unzulangliches Bekenntnis
vorliegt, die Steuerbehdrde zu einem Vorhalt verpflichtet wéare. In dieser Richtung
bedarf es dringend einer anderen Praxis der Steuerbehorden, sonst ist in die
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Veranlagung und Einhebung keine Ordnung zu bringen.

Ich méchte wiinschen, dal in die Vollzugsanweisungen auf diese Dinge
entsprechend Riicksicht genommen wird.

Hanusch: Renner hat darauf hingewiesen, dal die Arbeiter in eine unangenehme Lage
kommen, wenn ihnen die Steuer fir mehrere Jahre vorgeschrieben wird. Diese hohen
Loéhne sind in der Bestimmung nicht zum Ausdruck gekommen. Durch die
Kranken[kassen]novelle von '17 haben wir ein System der Lohnlisten. Das
Einkommensteuersystem kann auf der Lohnliste aufgebaut werden und [ich] ersuche
[das Staatsamt fur] Finanzen, sich mit den Unternehmern dardiber ins Einvernehmen
zu setzen. Der Arbeiter wirde den - [die] Betrage gern bezahlen, wenn sie ihm
monatlich abgezogen werden; es macht ihm aber Schwierigkeiten, wenn er sie auf
einmal zahlen muli.

Eldersch: Reisch hat im Personalsteuergesetz die Bestimmung in Aussicht gestellt, daB [eine]
Uberwalzung der Steuer mit Strafe belangt wird. Diese Bestimmung wird heftigen
Widerspruch bei den Angestellten hervorrufen und als einseitig parteiische
Stellungnahme zugunsten des Unternehmers gewertet werden. Bei den Angestellten ist
es Ublich, dal} der Unternehmer freiwillig diese Steuer bezahlt. Ob es in einer Zeit, wo
die Nachzahlung der Steuern fur Jahre unmaoglich ist, klug ist, einen solchen Zwang zu
uben, ist fraglich. Es erschiene nur als einseitige Stellungnahme zugunsten des
Unternehmers und ich wirde vor einer solchen Bestimmung warnen. Ich bitte, sich
nur die Lohne der Arbeiter vorzustellen und dann wird man sehen, daf es sich um
Tausende von Kronen an Steuern handelt. Ich wiirde gegen eine solche
Strafbestimmung, welche eine solche Vereinbarung hindert und den Unternehmer
schutzt gegen vielfach erworbene Rechte - [das] ist unmdglich.

Renner: Die Ubernahme der Einkommensteuer durch die Unternehmer ist bei den letzten
Kollektivvertragen auch abgelehnt worden. Man braucht daher die Strafbestimmung
nicht. Da die Krankenkassen schon Hebestellen sind, [ware es mdglich, dall man]
auch die Steuereinhebung ihnen Gberweist. Diese Anstalten werden die Grundlage der
Arbeiterkammern, sie heben die Kammerbeitrage ein, sie konnen auch die Hebestelle
fir den Staat werden.

Reisch: Die Krankenkassen sind keine Hebestelle, sondern an diese fiihrt der Unternehmer
die Betrage nach der Lohnliste ab. Es ware richtiger, daB er diese Betrage einfach
dem Steueramt auf das gemeinsame Konto abflihrt. Was das Verzichten auf das Verbot
der Uberwalzung betrifft, so wird [es] nach den Erfahrungen zweifellos zu
Uberwalzungen bei der Steuer kommen und das ist unerwiinscht. Insbesondere fehlt
bei den Massen das Bewul3tsein, daR man Steuern zahlen muf3. Es ist im
staatsbirgerlichen Interesse erwiinscht, dal es zum BewuRtsein kommt, daf bei
Erhdhung der Auslagen auch die Steuern steigen mussen. Das platonische
Uberwalzungsverbot niitzt gar nichts. Dieser Vorgang wiirde dann fortgesetzt. Ich
glaube, daR das Verbot in der Vorlage bleiben wird und die Entscheidung dem
Parlament iberlassen werden soll.

[Zum] Einkommensteuerbekenntnis: [Ich] begriRe die Anregungen Eislers sehr
dankbar. Es leidet niemand mehr als die Finanzbehdrde unter der Abneigung der
Bevolkerung, die gesetzlich vorgeschriebenen Bekenntnisse zu machen. Es ist in der
Novelle in Aussicht genommen eine Verscharfung der Bestimmung insofern, als eine
Bestrafung flr nichtentsprechende ?Detaillierung der Bekenntnisse vorgesehen wird.
Die Fristerstreckung ist auch vorgesehen, bis 31. Janner liegen die Unterlagen fiir das
Bekenntnis wirklich noch nicht vor. Nur dirfen wir nicht Gibersehen, daf durch die
Hinausschiebung der Bekenntnistermine auch eine Verschiebung der
Bemessungstermine eintritt.

[Zur] Erbsteuer: Eine Reform der Erbsteuer, welche erst vor wenigen Monaten
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erfolgt ist, nehmen wir nicht in Aussicht und halten den mdglichen Hochstsatz als
bereits erreicht. Ein weiteres Steigen wirde eine tiefe ?Bewegung des Erwerbs- und
Wirtschaftslebens bedeuten.

[Zur] Vermdgensteuer in Vorarlberg: Dem Staatsamt ist der Bestand dieser
Vermogenssteuer in Vorarlberg bekannt. Es handelt sich um eine ?Modalitét des
Landes Vorarlberg, welche dadurch kompensiert erscheint, daR das Land wegen
dieser Steuer auf andere Steuern verzichten konnte. Die Vorarlberger
Vermdgenssteuer kann daher auf die staatliche Steuergesetzgebung keinen Einfluf3
nehmen. Ebensowenig kann eine Ablésung in Frage kommen, weil die Steuertrager in
anderer Beziehung eine Entlastung erfahren. In Vorarlberg ist das Muster der Schweiz
nachgeahmt worden, dagegen Gemeindezuschlége zu den direkten Steuern in einem
niedrigen MaRe eingehoben [werden]. Es wird also eine Konkurrenz eintreten missen
beider Steuern, oder eine andere Bedeckungsart gesucht werden.

Renner: Das Gesetz ist mit den vorgedruckten Anderungen verabschiedet.

Reisch

Eisler:

: Erwerbsteuer und Grundsteuer. In dem ersten Vortrag habe ich darauf hingewiesen,

daR wir bei der Erwerbsteuer mit dem [...] infolge der Repartition der Hauptsumme -
nicht durchgefthrt werden konnte, weil die Grenzen lange nicht feststanden. Es wirde
sich nach dem Vorschlag Schuller [empfehlen], fiir [die Jahre] '18 und '19, die noch
rickstandig sind, von einer Kontingentierung abzusehen und die zugewiesenen
Steuersatze, welche die Ertragsfahigkeit des Unternehmens zu berticksichtigen hatten,
als definitive Steuer zu erklaren. Dadurch kénnte sofort mit der Einhebung der
Erwerbsteuer fur '18 und '19 vorgegangen werden.

Denselben Vorgang schlagen wir fir '20 vor, weil nicht anzunehmen ist, daR grofRe
Veranderungen gegenuber den Vorjahren bei der Erwerbsteuer Platz greifen kdnnen.
Eine Sicherheit fur solche Ausnahmsfalle wird [dadurch] vorgesehen, dal ein Rekurs
Platz greifen kdnne, so die Erwerbsteuer mehr als 5 % des erzielten Ertrages
ausmacht. Dadurch ist der Willkiir bei der Vorschreibung der Steuer [ein Riegel]
vorgeschoben.

Die Kriegszuschlage bleiben unverandert, weil die Erwerbsteuersétze schon
zugewiesen sind.

Bezuglich der Grundsteuer ist beabsichtigt, der eingetretenen Geldentwertung und
der Ertragssteigerung dadurch Rechnung zu tragen, daf sie von 25 auf 35 % erhdht
wird. Diese Steuer wird auch als Berechnungsunterlage fur die Kriegszuschlage und
Umlagen zu dienen haben. Die Grundsteuer spielt bei den héheren Ertragen der
landwirtschaftlichen Grundsteuer nur eine nebenséchliche Rolle, so daR die
Steigerung ernstlich kaum angefochten werden kann.

[Es ist] die Frage, ob nicht der Augenblick gekommen ist, um in der Entwicklung der
Erwerbsteuer einen Schluf3punkt zu setzen. Die Vorlage bringt die Aufhebung des
Charakters der Erwerbsteuer als Kontingentsteuer. Im Krieg hat es damit begonnen,
dal die ertragsfahigen Firmen ausgeschlossen werden und jetzt werden alle
ausgeschlossen. Ich halte es fur ausgeschlossen, in absehbarer Zeit, wenn-man-sich -
zum Kontingent zurtickzukehren. Ich kann mir nicht vorstellen, da man zu einem
Kontingent, das den jetzigen Verhaltnissen entspricht, den Weg zurick fuhren kénnte.

Die Berufung auf das Kontingent sieht so aus, als habe der Steuertrager [ein]
Recht auf die niedrigere Steuer und er wird zum SchluR kommen, daR er viel mehr
Steuer zahlt, [als] er es sollte. Das Kontingent war auf Verhaltnisse eingerichtet,
welche heute nicht mehr bestehen. Von der materiellen Anderung der Verhaltnisse
abgesehen ist auch formal eine gewaltige Anderung eingetreten durch die Entwicklung
jener Geschéftsform, welche sich seit der Personalsteuer entwickelt hat. Wir haben
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neue Geschaftsformen bekommen und leicht die Mdglichkeit, von einer Form zur
anderen Uberzugehen. Es ist unmdglich, das auf eine Form jemals wieder
zurlckzufuhren, welche auf stille einfache Verhaltnisse eingerichtet war, wie das
Kon[tingent].

Es ware einfach und aufrichtiger, mit dem Kon[tingent] aufzuraumen und der
Erwerbsteuer den Charakter [zu geben] auf eine Besteuerung des Unternehmens nach
Umfang und Ertrag verbunden mit einer Verpflichtung des Unternehmens zur
Nachweisung seiner Ergebnisse. Wenn man schon nicht die 6ffentliche
Rechnungslegung einfiihrt, so doch ein Recht der Einsichtnahme in alle Behelfe, das
sich schon aus den Einkommensteuer-Absétzen ergibt. Dadurch wiirde diese Steuer,
welche sehr gerecht ist, endlich jenen Charakter bekommen, welchen sie nach den
heutigen wirtschaftlichen Verhaltnissen haben soll und es wiirde nicht der Eindruck
entstehen, dal der Steuerzahler eigentlich auf eine Steuer im Rahmen des Kontingents
Anspruch hatte, wogegen jetzt das ausgeschaltet wird.

Reisch: Wir verfligen ganz ausdricklich, dal [fur die Jahre] '18-'19 von einem Kontingent
abgesehen wird, ebenso im Jahr '20 [eine] Veranlagung nach Steuersatzen [erfolgt].
Wir denken auch nicht daran zur K[ontingentierung] zuriickzugehen, aber es wére
gefahrlich zu erklaren, dal? wir bei dem System fiir '18-'20 stehen bleiben.

Die Schwierigkeit bei der allgemeinen Erwerbsteuer ist eine verlaRliche Grundlage
fir die Steuerbemessung zu finden. Wenn auf die 6ffentliche Rechnungslegung
hingewiesen wurde, so muf ich betonen, daf alle Kleinunternehmungen darunter
fallen, welche eine ordentliche Buchflihrung nicht haben. Ich bitte sich vorzustellen,
wie unsere Greildler Buch fuihren. Er hat irgendwelche Aufschreibungen, aber eine
systematische Buchfiihrung, welche verlaRliche Schlisse zulaRt, besitzt er nicht. Er
konnte auch eine doppelte Buchflihrung halten, eine flr die Steuerbehdrde und eine
fir sich. Man hat daher nach objektiven Merkmalen gestrebt. [18]96 war ein
komplizierter Tarif vorgesehen, der dann fallen gelassen wurde, wir haben auch im
Ausland objektive Anhaltspunkte. Werden die fallen gelassen, so kommen wir zur
Willkir. Die Kommission bringt oft keine Besserung, im Gegenteil.

Die Erwerbsteuer ist eine Steuer, welche grindlich reformiert werden muf3, und es
wird zur Reform '20 oder '21 kommen, wenn entschieden ist, ob sie Erwerbsteuer als
Staatssteuer bleibt oder nicht den Landern tberwiesen wird.

Renner: Bevor man die Erwerbsteuer den Landern gibt, sollte man eine [...] hineinbringen.

Reisch: Das duldet keinen Aufschub, weil die Bemessung ab '18 noch aussteht. Die
Steuersatze sind unter dem Gedanken einer Aufteilung erstellt. Auch fir '20 ist die
Ruckwirkung zu besorgen, es ist Willkirlichkeit zu besorgen.

Stockler: Bei der Grundsteuer beantrage ich keine Anderung des Satzes, ich bemerke aber,
daR es bei der Landwirtschaft notig ist, daB sich der Staat die Mihe gibt, festzustellen,
ob die Landwirtschaft Gberhaupt weiter bestehen kann. Der Staatssekretar fur
Finanzen hat von erhohten Ertragen der Landwirtschaft gesprochen. Das gilt fur die
Vergangenheit, aber jetzt ist es sehr ?traurig. Alle Industrieartikel haben die freie
Preisbildung, was zu ungeheuren Steigerungen ausgenitzt wird. Die Landwirtschaft
hat staatlich festgesetzte Preise, muR [aber] fir ihren Bedarf an Sachgtern die
Industriepreise zahlen. Der Aufwand fir solche Glter wird aus den Ertragnissen der
Landwirtschaft nicht gedeckt.

Beim Grundbesitz sind alle Steuern mitzuzahlen, deren Verhéaltnis muf} hier in
Einklang gebracht werden. Es fragt sich, ob der einzelne Wirtschaftszweig Uiberhaupt
noch tragféahig ist. Das im Krieg angesammelte Kapital kann bei dem jetzigen [...] in
wenigen Jahren vernichtet sein.

[Renner]: Vorlage B erledigt.
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Reisch: Das Landerdotationsgesetz geht von dem Gedanken aus, fir '19 und '20 zunéchst eine
zeitlich befristete Regelung zu treffen. Fur '19 ist eine gesetzliche Regelung fur die
Uberweisung Gberhaupt noch nicht getroffen. In den letzten Uberweisungsgesetzen ist
nur von Vorschissen die Rede, welche auch bereits ausgezahlt sind.

Fir '19 sieht die Vorlage vor, daR eine - [die] Uberweisungen unter
Berucksichtigung der Veranderung in der Bevélkerungszahl der Lander so festgesetzt
werden wie im bisherigen Uberweisungsgesetz und dhnlich im Jahr '20. Die
Verschiebungen in den Ansatzen sind zurlckzufiihren auf die Verschiebungen in der
Bevdlkerung durch den Frieden.

Far "19 und '20 ist auRerdem vorgesehen eine auf3erordentliche Dotierung. Diese
zu begrinden ist mit der Geldentwertung, die in den Landern bedeutende
Mehraufwendungen fur die Betriebe und Angestellten erfordert haben. Die Erhéhung
betragt das Doppelte der bisherigen Uberweisungen, so daR die Uberweisungen den
dreifachen Jahresbetrag ausmachen.

AulRerdem ist vorgesehen eine besondere auBerordentliche Dotation fiir Wien.
Diese betragt das Doppelte jenes Betrages, den Wien bisher als Anteil an den
Landestberweisungen [fur] Niederdsterreich bekommen hat und ist veranla3t durch
die besondere Inanspruchnahme Wiens durch die infolge des Krieges eingetretenen
Verhéltnisse.

8 3 des Gesetzesentwurfes enthélt nur auf die Bevolkerungszahl abgestellte
Ubergangsbestimmungen fiir den - [die] verschiedenen Mdoglichkeiten des Ausganges
der Volksabstimmung. § 4 bestimmt die Termine der Uberweisungen. § 5 [bestimmt]
wie bisher, daR eine Vorschreibung der ?Einkommensteuertaxe stattzufinden ...
wahrend § 6 in materieller Form die bisherigen Bedingungen fiir die Uberweisungen
enthalt. Es ist schon bisher Bedingung [gewesen], dal} eine VorschielRung von
Einkommensteuerzuschlégen - und aulRerdem ist mit Rlcksicht darauf, daB die
Finanzlage in den Landern zu neuen Abgaben gefuhrt hat, in 3 und 4 - weiter gefafit.

Renner: Der Entwurf [wurde] sank.[tioniert] auf den Landerkonferenzen.

Fink: Bei den letzten Verhandlungen uber die [Bezugs]erh6hung der Staatsangestellten ist
von Wien darauf hingewiesen worden, dal} die Gemeinde Wien diese erhohten Bezlige
nicht selbst tragen kdnne. Ich méchte das Staatsamt fragen, ob man sich fur die Dauer
auf den Standpunkt stellen kann, daR jedes ?Gemeinwesen in Osterreich nicht selbst
die Beamten zahlen kann, ob es mdglich sein wird, in Zukunft aus diesem Titel
Uberweisungen zu machen?

Wenn diese Uberweisungen nur dazu gemacht werden, daR die Vorschiisse, welche
man Wien gegeben hat unter Schumpeter, angeblich um gewisse Kriegslasten
auszugleichen - [um diesen] eine gesetzliche Grundlage zu geben, so wird man das
hinnehmen mussen. Aber ich mdchte wissen, ob es moglich ist, Wien selbst
Uberweisungen zu machen und ob man sich auf den Standpunkt stellen kann, daR
Wien seine Beamten nicht selbst bezahlen kann?

Das wird von den Landervertretern sogleich erwogen werden, weil Wien zu den
direkten Steuern die geringsten Steuerzuschlage erhebt. Wien mifte also diese
Maglichkeit erst ausniitzen, bevor man sagen kann, daR gerechterweise zu den
Beamtengehaltern von Wien staatliche Beitrage geleistet werden kdnnen.

Renner: Diese Anfrage bezieht sich mehr auf die zweite Vorlage, weil durch dieses Gesetz die
Gemeinde in den Besitz erhohter Uberweisungen gelangt.

Deutsch: DaB man jene Uberweisung macht, ist berechtigt, weil Wien auch die groRte
Steuerquelle ist. Die Lander leben hauptséachlich von der Steuerkraft Wiens und es
dirfte das Umgekehrte entstehen. Wien hat die Auseinandersetzung tber die
Finanzgebarung am wenigsten zu scheuen.
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Die Erhohung der direkten Steuern in Wien wiirde nur ein geringes Ertragnis
ergeben. Soviel ich weil3, bewegen sich die Zusehlage - Ertragnisse in geringer Hohe,
weil die Bemessungsgrundlagen verschwindend gering sind.

Wenn eine Auseinandersetzung erfolgen soll, dirfte sie sich nicht allein auf die
Zuweisungen erstrecken, sondern auch auf die Steuerkraft.

Eldersch: Die Frage, der Uberweisung fiir die Beamten gehort nicht zu der vorliegenden
Frage. Aber bei den Beamtengehaltern mul} ich darauf verweisen, Wien erhalt nicht
nur das Reich sondern auch das Land Niederdsterreich und wenn es eine finanzielle
Berucksichtigung erfahrt, ist es nur gerecht. Beziiglich der Beamten kann sich keine
Gemeinde mit Wien vergleichen, [das heifl3t] bezuglich der Lasten, welche sie flr den
Staat tragt. Sie verrichtet Geschéfte des Staates im tbertragenen Wirkungskreis. Wenn
die Beamtengehalter erhdht werden, so leistet sie eigentlich Zahlungen fir den Staat.
Wien hat eine Last, welche andere Stadte und Lander in dem Mal3e nicht haben.

Fink: Wien hat auch Einnahmen, welche eigentlich den Léandern gehdren.

Eldersch: Die Unternehmungen, welche in den Nachfolgestaaten ihren Betrieb haben,
wandern aus. Wien hat dadurch einen Einnahmenentgang. Ich verstehe, da man
gerne sehen wirde, durch eine Erhéhung der Umlagen die Unternehmungen in die
Lander zu jagen, wo sie weniger zu zahlen hétten. Es handelt sich [aber] darum, Wien
die Steuerquellen zu erhalten, um sie nicht in die Nachfolgestaaten zu vertreiben. Eine
Erhdhung der Umlagen wirde den Landern zugute kommen dadurch, daR die
Unternehmungen in die Lander abwandern. Bei einer Auseinandersetzung wird
nachgewiesen werden kénnen, daf} durch [eine] Erhéhung der Umlagen nichts
erreicht wird, solange die Bemessungsgrundlage so wenig ausmacht. Durch eine
Erhdhung kann die Gebarung von Wien nicht gedndert werden, solange die staatliche
Bemessungsgrundlage nicht erhoht wird.

Wien wird auch in der Verfassung ein Land werden und es fallen dann alle
Argumentationen wegen der Sonderberiicksichtigung von Wien weg.

Miklas: Wir verlieren uns in ein Gebiet, das nicht zur Entscheidung steht. Es liegt das
Verfassungsproblem der ganzen Streitfrage zugrunde.

Ich begreife den Standpunkt Finks, wenn er sagt, wir haben ein
Landerdotierungsgesetz. Das setzt voraus, daR jeder, der etwas bekommen soll, den
Nachweis erbringt, daR sie fiir sich die gleichen Anstrengungen flr sich gemacht
haben. Alle missen die gleiche steuerliche Vorbelastung nachweisen, bevor sie
berlcksichtigt werden. Das ganze ist aber ein Gesamtorganismus [und] dann kann ich
mich auf diesen Standpunkt nicht stellen.

Zu entscheiden was Wien fiir die Lander bedeutet und umgekehrt, ist eine Frage der
Verfassung. Ich wiirde Fink raten, einen verfassungsrechtlichen Vorbehalt fir die
Landervertreter zu machen.

Reisch: Die Ausfiihrungen Finks sind nicht ohne Berechtigung. Es ist ein abnormaler und
unhaltbarer Zustand, dal’ der Staatsschatz die Mehraufwendungen fiir die
Gemeindebeamten in Wien auf sich nimmt.

Ich glaube aber, dal’ der Vorgang, der sich nur auf das Jahr ‘20 zu erstrecken hat,
durch die auRerordentlichen Verhaltnisse gerechtfertigt werden kann. Einerseits sind
eben unbedingt abnormale Verhaltnisse bezilglich der Teuerung in Wien und es sind
besondere Vorkehrungen fur die Beamten in Wien unabweislich. Wien leidet noch
unter der Fortdauer der Kriegsverhaltnisse, besonders dadurch, daf seine
Haupteinnahmequelle aus der Hauszinssteuer durch die Mieterschutzgesetzgebung
gesperrt wird. Es ist auf der Ausgabenseite von der Geldentwertung voll entwertet, es
kann aber seine Einnahmen dem nicht anpassen.

Fink: Ganz das gleiche gilt flr die Landwirtschatt.

Reisch: Wegen dieser auBerordentlichen Verhaltnisse kann - wegen der Sonderstellung von
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Wien ist ihm auch eine Sonderstellung in den Uberweisungen eingerdumt worden. Es
ist ausgeschlossen, dal’ - Wien, welches voriges Jahr 140 Millionen als
auRerordentliche Uberweisung bekommen hat, in diesem Jahr nichts zu geben. Man
versucht, den Betrag abzubauen, das kann aber nicht unvermittelt geschehen.

Ich gebe zum Gesetz noch zwei Anregungen: Seit der Einbringung und
Ausarbeitung ist einige Zeit verstrichen und in dieser Zeit wurden gegen den Entwurf
erhebliche Bedenken laut in zwei Punkten:

Einerseits erheben die verstimmelten Lander die Einwendung dagegen, dalR man
ihre Uberweisungen nach der Bevolkerungszahl reduziert, indem sie nicht ohne Grund
darauf verweisen, daf durch die Abtrennung eines Teils des Landes keine parallel
gehende Entlastung bei den Ausgaben stattfand, die Zentralverwaltung und die
Landesverwaltungsanstalten bleiben gleich. Diesem Umstand wére in gewissen
Grenzen Rechnung zu tragen. Wesentlichen Einwendungen konnte dadurch begegnet
werden, wenn eine Abanderung des Gesetzes in der Richtung eintritt, dal’ [wir] in dem
umgekehrten Verhaltnis zu der Landesabtretung die Uberweisung erh6hen. [Das
wirde ergeben, daR man] bei Tirol, welches von der Bevolkerung nur ein Drittel
behalt, die Uberweisung nicht entsprechend auf ein Drittel herabsetzt, sondern einen
50 %[igen] Zuschlag bewilligt; die Steiermark behalt zwei Drittel der Bevolkerung
[und erhielte] einen Zuschlag von 25 %, weil das Moment, welches fiir diesen
Zuschlag spricht, geringere Bedeutung hat, wenn nur ein geringerer Teil wegféllt; und
daR bei Karnten unterschieden wird wenn die Abstimmung gunstig ausfallt und drei
Viertel bei Karnten bleiben 15 % Zuschlag zur Dotierung, dagegen bei ungunstigem
Ausfall und drei Funftel bleiben 30 % Zuschlag zur ermittelten Dotierungssumme
bewilligt [werden].

Die zweite Frage ist die: Wir haben seinerzeit bei der Landerkonferenz die
Verdreifachung der alten Uberweisungen vorgesehen. Seither mehren sich die
Stimmen der Lander, dal? sie auch mit dem verdreifachten Betrag nicht das Auslangen
finden. Es fragt sich, ob wir uns nicht dazu entschlielen sollen, diese Dotierung von
vornherein hoher zu bemessen und nicht den Zwang von den Landern abzuwarten. Es
stehen zwei Erwéagungen einander gegenuber: Wir kdnnen [einerseits] sagen, die
Aufbesserung fiir die Verhandlungen vorzubehalten. Auf der anderen Seite kénnten wir
sagen, daR es taktisch richtiger ist, das ?praventiv zu zahlen und eine Beeinflussung
der Verfassungsfrage [zu] bewirken, wenn wir den Landern zeigen, dal wir ihren
Bedrfnissen Rechnung tragen wollen.

Ich wiirde, so schwer es fur das Budget ist, [zur Diskussion stellen], ob nicht die
Uberweisungen verfiinffacht werden sollen. [Das bedeutet einen] Mehraufwand von
112-114 Millionen, das ist aber nur eine Verschiebung innerhalb der 6ffentlichen
Haushalte. Die Lander brauchen dann diese Betrage nicht aus eigenen Steuern
hereinzubringen und wir wirken einer Dezentralisierung der Steuergesetzgebung
entgegen und behalten die Steuergesetzgebung, Einhebung und Veranlagung der
hoheren Organisation vor. Eine Uberdeckung irgendeines Landes durch diese
Erhohungen tritt nicht ein. Die selbstéandig eingeflihrten Abgaben werden ihnen
abgezogen. Wien wirde in demselben Malie erhéht.

Renner: Anstelle der alten Vorlage wird die neue Gesetz.

Fink: Wie ist es bei Wien zu rechtfertigen?

Reisch: Wir zahlen den Wienern an Vorschiissen auf die Beamtengehalter mehr, damit sie
ihre Beamten Uberhaupt bezahlen kénnen.

Genehmigt mit den Anderungen.

Reisch: Das [Gemeinde]-Uberweisungsgesetz bezweckt, [eine] Anzahl bisher staatlicher
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Einnahmen und Einnahmenteile, die nur in bestimmten Orten zur Erhebung gelangen,
diesen Gemeinden zur Verfigung zu stellen, um deren finanzielle Notlage teilweise zu
beheben. Es wird in dem Gesetz die Uberweisung des Teils des Hauszinssteuer
[verfugt], welcher besonders in den Landeshauptstéadten hoher erhoben wird als in
den tibrigen Gemeinden des Landes und Reiches und diese Vorbelastung der
Landeshauptstadte auf ihre Bewohner sachlich nicht begriindet ist. Die Differenz
zwischen der 26 2/3 [%igen] Hauszinssteuer und 20 [%igen] bzw. in Tirol 15 %[igen]
Hauszinssteuer des flachen Landes [ist] den Gemeinden zuzuweisen, weil diese Summe
von den Bewohnern dieser Orte mehr aufgebracht wird als seitens der ibrigen Orte
des Landes.

Ebenso [Uberlassen wird] die Linienverzehrungssteuer fur die Stadte -
geschlossenen Stadte Wien, Linz und Graz. Wir wiirden die Verwaltung vorlaufig
durchfiihren, die Beamten zahlen und das Ertragnis abfuhren, nach Abzug der
Verwaltungskosten.

Endlich wird der Reinertrag der Fleischsteuer den Gemeinden zur Géanze
Uberlassen.

Der Mindestsatz der Hauszinssteuer wird fur den Staat behalten, das Plus wird den
einzelnen Gemeinden wird Gberwiesen.

Mit dem Umsatzsteuergesetz zusammen machen wir den ersten wichtigen Schritt
zur Sanierung der Gemeindefinanzen, indem wir ihnen neue Einnahmequellen
eroffnen.

Renner: Angenommen.

Reisch: Den Inhalt der Umsatzsteuer habe ich seinerzeit dargestellt. Ich méchte nur
hervorheben: Die Umsatzsteuer ist eine Verkehrssteuer und als solche zu einem
groRRen Teil zu den Besitzsteuern zu rechnen. Sie trifft den Bemittelten, [der] viel
haufiger die Gelegenheit [hat], einen Einkauf vorzunehmen, [mehr] als den
Unbemittelten. Sozialpolitisch ist sie dadurch ausgezeichnet, dal? eine besondere
Luxussteuer mit héheren Steuersatzen vorgesehen ist.

In Frankreich erfreut sich die Umsatzsteuer besonderer Beliebtheit und soll 12-13
Milliarden bringen. Auch nach dem amerikanischen Burgerkrieg wurde dieses Mittel
einer Sanierung der Staatsfinanzen angewendet. Die Steuer wird nicht als erheblich
belastend empfunden bei den heutigen Preisen mit einem Zuschlag von 12 %. Es ist
eine Steuer, welche eintraglich und leicht zu erheben ist. Es ist eine durchaus gute und
empfehlenswerte Steuerform, die auch eine notwendige Ausgestaltung des
Verkehrssteuersystems bringt. Wir haben die Grundstiicksiibertragsgebihren, die
Effektenumsatzsteuer, nur der Warenumsatz ist bisher nicht getroffen und diese Liicke
soll ausgefullt werden.

Es ist das auch eine der wenigen neu ?ersinnbaren Steuerformen, aus welchen ein
betrachtliches Ergebnis erhofft werden kann. Den Ertrag zu berechnen ist sehr
schwer, doch wird angenommen, daf3 bei normalen Verhaltnissen 4-450 M.[illionen]
eingehen werden, jetzt etwa 300 Mill.[ionen] Kronen. Die hohen Preise missen den
reduzierten Umsatz wett machen. Auch in Deutschland hat man eine viel
weitergehende Umsatzsteuer als vorgeschlagen wird, eingefiihrt und denkt an eine
wesentliche Ausgestaltung.

Eldersch: Ich kann die Meinung Reischs, dal} es sich um eine Besitzsteuer handelt, nicht
teilen. Es ist eine Konsumsteuer. Es kann eingeschrankt diese Qualifikation nur gelten
von den Luxusartikeln. Diese werden nur von dem Besitzenden gekauft und treffen die
Besitzenden starker.

Ich halte das Gesetz volkswirtschaftlich fur sehr schadlich. Denn beispielsweise
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steht, dal’ bei einem Kommissionsgeschéft die Steuer zu zahlen ist ricksichtlich des
Verkehrs zwischen Kommissionar und Auftraggeber und dann, wenn der
Kommissionar die Ware verkauft. So ist das eine Doppelbesteuerung.

Dann sind die Nahrungsmittel eingeschlossen, das ist unméglich. Ausgenommen
sind nur die staatlich bewirtschafteten, die auch einmal freigegeben werden. Wir
mufRten [darauf] bestehen, dal’ die wichtigsten Nahrungsmittel von der Umsatzsteuer
ausgenommen werden.

[Uber] die Umsatzsteuer bei L[uxus]artikeln wird man eine Enquete veranstalten
missen. Man muB auch die Leute horen, welche von dem Geschéfte leben. Vielleicht
wirde unsere Industrie nicht mehr konkurrenzfahig sein. Das gilt besonders fiir die
Exportindustrie, die wirde vielleicht in ihrer Existenz gefahrdet werden.

Wenn ich mir die Liste anschaue, so muf3 ich sagen, daf? es sich nicht darum
handelt, L[uxus]artikel zu treffen, sondern einen Steuerertrag herauszudrticken.
Kleider mit Pelzwerk, gefutterte Handschuhe - beziiglich der verarbeiteten Felle ist
kein Unterschied gemacht. Da entsteht eine wahnsinnige Verteuerung, gar wo die
Artikel vom Erzeuger auf den Grossisten usw. tibergeht.

Die Steuer wird auch nicht eingehoben werden kdnnen. Von den Schiebern wird die
Steuer nicht zu bekommen sein, die Steuer wird die Bevolkerung daher ganz ungleich
treffen. Ein Regenschirm - diese Liste kann nicht angenommen werden.

Wir mussen auch auf die Industrie Ricksicht nehmen. Es miissen die Lebensmittel,
welche nicht als L[uxus] in Betracht kommen, ausgenommen werden. Im Ganzen ist
die Steuer eine Verbrauchssteuer. Unsere Volkswirtschaft kann durch das Gesetz
erheblich geschadigt werden.

Fink: Beztglich der L[uxus]waren habe ich dasselbe zu sagen wie Eldersch. Auch Reisch hat
in einem Zuruf darauf hingewiesen, dal} es veraltet ist. Viele Artikel sind darin, deren
Preis heute weit tberholt ist. Das mul} angeglichen werden. Und so auch bei anderen
Artikeln. Das mufte gedandert werden. Dann sind auch Hunde und Katzen besteuert.
Das macht uns l&cherlich.

Dann, was die Lebensmittel betrifft, wird es schwer sein, die zu besteuern. Das ist
viel schlimmer, als der Getreideaufschlag in Tirol seinerzeit.

Dann ist nichts erwahnt von der Effektensteuer. Wird die auch geregelt?

(Reisch: Die ist schon geregelt und ab Dezember erhdht worden. Sie ist betrachtlich erhéht
gegenuber friher, sie macht Unterscheidungen zwischen festverzinslichen und
schwankenden Aktien).

[Fink]: Man miiite auch auf die Effektenumsatzsteuer Rlcksicht nehmen.

Es ist zu erwégen, ob man schon den Urproduzenten besteuern soll, da der
Verkaufspreis zum Grol3teil Arbeitsverdienst ist. Jedenfalls darf man nicht auf jene
Artikel greifen, welche man zu einem bestimmten Hochstpreis zwangsweise abnimmt,
der sich unter dem handelsblichen Preis halt. Dort eine Steuer einzuheben, ist nicht
gerechtfertigt. Fur Schlachtungen in den Landern wird das Rind zu 4-5 Kronen das
Lebendgewicht weggenommen, wéhrend es im freien Handel mit 15 Kronen bezahlt
wird. Wird von jenem das Opfer verlangt, so kann von ihm nicht noch diese weitere
Zahlung verlangt werden.

Die gewohnlichen Lebensmittel missen ausgeschieden werden.

Deutsch: Die wirklichen Lebensmittel miissen ausgenommen werden. Es ist ausgeschlossen,
eine Warenumsatzsteuer auf die Lebensmittel fiir die Massen zu machen. Die
Lebensmittel flr den Massenkonsum mussen ausgenommen oder jene angefihrt
werden, welche unter die Steuer fallen. Darliber hatte das Staatsamt fir Finanzen
Vorschlage zu machen.

8 9 sieht Ausnahmen vor fir Dinge, welche der Effektenumsatzsteuer unterliegen,
Absatz 7, 10 usw. Wir kdnnten dem nur dann zustimmen, wenn diese andere Steuer
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hoher wird als die Warenumsatzsteuer. [Einer] Steuerfreiheit konnte nur dann zu
gestimmt werden, wenn die anderen Skalen hoher sind als die Warenumsatzsteuer.

8 12. Ich habe gegen die Liste das Bedenken, daf stil.[istisch] nicht zutrifft und
allen moglichen Deutungen Raum offen laRt. Absatz 10 - dehnbare Fassung, weil
darunter alles verstanden werden kann; 14 - das[selbe]; 16 - das muR® durchgearbeitet
werden; 21 - es mifte [eine] scharfere Fassung einsetzen.

Lebensmittel miissen ausgenommen werden; [in] 8 9 mul} gesagt werden, dal3 die
Effektenumsatzsteuer die Satze der Warenumsatzsteuer Uberragt; Absatz 15 Leistung
von [...], daB bei den zugehorigen Steuern hohere [...]; scharfere Fassung der Liste
des § 12.

Stockler: [Ich] bin fir die Ausscheidung der Lebensmittel. Es ware ein Widerspruch, heute
noch die Lebensmittel staatlich zu bewirtschaften, um die Preise niedrig zu halten, die
[...] aber mit Steuern zu belegen.

Die Liste mifite auch verbessert werden.

Insbesondere kann ich mir aber die Einhebung nicht vorstellen. Bei den ehrlichen
Handlern schon, aber der Schleichhandel kann nicht erfal3t werden. Aber wer kann die
Kaufhausgeschafte erfassen? Der Schleichhandel wird weiter betrieben werden, um
der Umsatzsteuer zu entgehen.

Es wird sich nicht anders machen lassen, wir brauchen Geld, aber eine geregelte
Einhebung der Steuer ist meiner Meinung ausgeschlossen. Es wird nur partiell wirken
fur die ordentlichen Geschaftsleute; die nicht gewerbsmaRigen Verkaufe dagegen
werden nicht getroffen.

Loewenfeld-RuB3: Ich habe mir die Besteuerung der Lebensmittel Gberlegt, ich habe keine
solche Angst davor. Soweit die L[uxus]steuer in Betracht kommt, so sind die
Lebensmittel davon nicht betroffen. Sie sind nirgends genannt und die L[uxus]steuer
betrifft nur den Umsatz [...], genannt [werden] nur Zuckerbéackerwaren und Punkt 36.
Dort ist die Einschrankung gemacht fir solche Anstalten, welche sich als L[uxus]lokal
erklaren. In Paris wird von allen Gasthausern die Umsatzsteuer eingehoben.

Im normalen Umsatz ist es furchtbar schwer zu differenzieren, was Lebensmittel ist.
Eine taxative Aufzéhlung ist unméglich. Ich habe mir gedacht, daR bei den heutigen
Preisen eine 12 %[ige] Besteuerung auch bei Lebensmitteln keine besondere Rolle
spielen kann. Ein Ei kostet 5-6 Kronen, 1% % spielen dabei keine Rolle. Ich kann mir
bei vielen Dingen nicht vorstellen, so bei Getreide, zu sagen, was Lebensmittel ist.
Wenn man Ausnahmen macht, wird es gar nicht gehen.

Ich bin ja dafir, die Steuer bei Lebensmitteln nicht einzuheben, aber es wird sich
nicht durchfiihren lassen.

Fink: Man mRte sagen, fiir welche Lebensmittel die Steuer nicht eingehoben wird.

Loewenfeld-Ruf3: [Die Bestimmung betreffend] Befreiungen nach 8§ 10, Absatz 3 ist nicht ganz
verstandlich; Absatz 4 ist technisch nicht durchfiihrbar. Unsere
Lebensmittelverkaufsstellen verkaufen einen Artikel billiger als im freien Handel.
Wenn [man] sie aber zum normalen Preis verkauft, dann mufiten sie der Steuer
unterliegen. Die Absicht ist nicht ganz klar.

Ellenbogen: Bei den Lebensmitteln wiirde gentigen, wenn man die Ausnahme beziglich einer
gewissen Anzahl von Hauptnahrungsmitteln macht, soweit sie nicht unter die staatlich
bewirtschafteten Artikel fallen. Die Sache mit den Lebensmitteln wird mehr optisch als
praktisch wirken.

Was die Kritik dieser Bestimmung im 8 12 anlangt, so kann ich mich Ihnen nicht
anschlieBen. Der Begriff Luxus ist unbestimmt und hat wechselnde Grenzen. Eine
Korrektur des Entwurfes wirde zu keinem Ende fiihren. Bei der Frage der
Vollzugsanweisung Gber die Neuregelung der Ein-, Aus- und Durchfuhr waren
zahllose Sitzungen Uber den Bergriff Luxus.



151 — 1920-02-24/25 46

Was Stockler tber Schleichhandel sagt, ist richtig. Aber man mul} sich sagen, dal3
es - auch Strafbestimmungen bestehen.

[Zur] Behandlung des Entwurfes an sich: Ich méchte nicht, dall wir den
Gesetzentwurf zuruck stellen. Wir missen das Gesetz mit machen, es kann nur
zusammen mit den direkten Steuern gemacht werden. Die direkten und indirekten
Steuern mussen unter einem behandelt werden. Die Gesetze mussen auch wirken
gegentber den Beamtenforderungen.

Fink: Die Vorlagen missen gleichzeitig eingebracht werden, aber es mifte [darauf]
hingewiesen werden, daR in der Regierung nicht volles Einverstéandnis herrscht.
Reisch miRte darauf aufmerksam machen und dal} [im] Ausschul3 verschiedene
Korrekturen erforderlich sind, dal3 bei verschiedenen Paragraphen Vorbehalte
gemacht werden missen.

Eldersch: Reisch miiRte bei der Uberreichung der Vorlage erklaren, daR im Kabinettsrat
Bedenken wegen der Umsatzsteuer fur Lebensmittel erhoben wurden und die
Preissatze und die Liste der L[uxus]artikel einer Revision unterzogen werden missen.

Reisch: Ich wundere mich tber die grundlegenden Einwendungen nachdem das
Umsatzsteuergesetz von Anbeginn Teil meines Finanzprogrammes war. Wir dirfen bei
der Einnahmenbeschaffung nicht besonders kritisch sein, wo wir bei den Ausgaben so
besonders unkritisch sind. Wenn alle Staaten der Welt eine Umsatzsteuer haben,
ausgedehnt auf alle Objekte einschlielich der Lebensmittel, dann durfen wir davon
keine Ausnahme machen. Wenn der Osterreicher nichts zahlen will fir den Staat, dann
muf er auf den Staat verzichten. Kein Staat der Welt hat unsere Budgetpolitik, die
Lebensmittel teuer anzukaufen und billig zu verkaufen.

Die Effektenumsatzsteuer betragt 0,6 Promille. Hier handelt es sich um
Konsumobjekte, welche aus dem Konsum verschwinden. Jene Objekte, welche einer
anderen Verkehrssteuer bereits unterliegen, werden von der neuen Verkehrssteuer
ausgenommen. Jene Verkehrsakte, welche der Skalengebuhr unterliegen, werden nicht
ausgenommen, weil die Skalengebuhr niedriger sein wird. 8 11 sieht daher nur die
Einrechnung der Skalengebtihren vor.

Ich halte es fir praktisch und steuertechnisch undurchfiihrbar, daR einzelne
Objekte aus einem Warengeschaft als steuerfrei erklart werden. Ich kann den
gesamten Warenumsatz des Geschaftes abschéatzen, aber nicht sagen, wieviel auf die
einzelnen Artikel entfallt. Wir wiirden damit den klaren Grundsatz, dal? jeder
Warenumsatz der Steuer unterliegt, durchbrechen und die Einhebung der Steuer
unmoglich machen.

Die Konkurrenzfahigkeit Osterreichs wird durch die Warenumsatzsteuer nicht
leiden. Fir den Handel nach dem Ausland werden Ausnahmen zugebilligt, besonders
fir den Veredelungsverkehr. Daher halte ich eine Enquete Gber das Gesetz fur
uberflissig, weil sich die Industrie dagegen aussprechen wird. In den anderen
Landern bestehen solche Umsatzsteuern ohne Schaden fiir den Handel, aber zum
Vorteil der Finanzen.

Die Abanderung der L[uxus]gegenstande: Im deutschen Gesetz sind die gleichen
Bestimmungen, auch die Hunde und Katzen. Das soll die Umsatze der
L[uxus]tiergeschéfte treffen. In Deutschland sind 11 Posten aufgefthrt, bei uns
wesentlich mehr, aber der Kreis ist im Wesen derselbe. Ich gebe zu, dal nicht das
einzelne Objekt immer so umschrieben ist, dal? kein Zweifel entstehen kann. Das mul}
man der Praxis Uberlassen. Die Scheidung nach der Hohe des Preises ist ein durchaus
gesundes [Kriterium]. Die Preisansatze des Gesetzes Uiber den Luxus sind heute schon
uberholt. Ich werde im Haus sagen, daf} die Satze schon tberholt sind.

In der Cechoslovakei ist ein analoges Gesetz seit 1. Jinner in Geltung. Frankreich
will eine Umsatzsteuer als Hauptpfeiler mit grof3en Betragen einfiihren. Warum sollen
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wir nicht dasselbe tun?

Die Einhebung ist schwierig, sie soll den Behdrden ubertragen werden, welche
schon mit den Erwerbsunternehmungen zu tun haben, das sind die direkten
Steuerbehorden. Eine fehlerlose Einhebung wird sich nicht gleich erreichen lassen.

Ich erbitte daher die Ermachtigung, unverandert das Gesetz einbringen zu durfen.

Renner: Der dringende Appell des Staatssekretars ist begreiflich, aber er vergewaltigt jene,
welche ohnedies wollen. [Es ist] allseits ist der Wunsch, dal} die Effektenumsatzsteuer
mitgenommen wird neben der Warenumsatzsteuer. Es wird eine Novelle zu dem Gesetz
gemacht werden missen. Es werden dort nicht Waren, sondern Vermégen umgesetzt,
die Umsatze werden in einem fort gemacht werden.

Reisch: Die Effektenumsatzsteuer ist im Dezember mit einem Mehrertrag von 6 Millionen
novelliert worden.

Renner: Bei der jetzigen Vermehrung der Effektenumsétze wird eine Erh6hung nicht schaden.
Es ware noch eine Spezialvorlage tUber die Erh6éhung der Effektenumsatzsteuer
einzubringen.

Fink: Grundsatzlich ist niemand gegen die Warenumsatzsteuer, es ist von keiner Seite [ein]
grundsatzlicher Widerspruch erhoben worden. Das andere habe ich deshalb
vorgebracht, [weil] wenn wir die Umsatzsteuer machen, so stehen wir nicht mehr im
richtigen Verhaltnis zur Effektenumsatzsteuer. Deshalb muf die auch geandert
werden. Es ist leicht zu entschuldigen, es ist nicht mehr, wenn wir die
Effektenumsatzsteuer erhohen - ist nicht mehr als wenn wir das
Besoldungsiibergangsgesetz erganzen. Es kann damit sehr gut in Zusammenhang
gebracht werden.

Renner: Das Staatsamt fur Finanzen wird aufgefordert, eine Novelle des § 12 zur
Effektenumsatzsteuer einzubringen [und diese] in der Rede schon anzumelden.
Gesetzentwurf verabschiedet.

Reisch: Verbrauchsabgaben. Im Motivenbericht ist ausgefihrt, dal? es sich darum handelt,
daR die Preise dieser Artikel gestiegen sind wahrend die Steuersatze fix waren. Das
Verhaltnis zwischen Preis und Steuer ist zu Ungunsten des Fiskus verschoben worden.
Es soll nun eine teilweise Anndherung an das frihere Verhéltnis herbeigefiihrt
werden.

Joas hat gesagt, das Gesetz ist noch nicht verabschiedet, es sind Preise angegeben
und daraus das Verhéltnis berechnet worden. Die Preise sind gestiegen und es fragt
sich, ob die Steuersatze nicht noch erhoht werden sollen, um die friiheren Verhaltnis-
Satze zu erreichen.

Bei Ziindmittel wird Monopol mit Tabak erwogen.

Joas: Der Preis ist bei Branntwein von 30 auf 54 Kronen gestiegen. Der Liter Alkohol rein
kostet 54 Kronen ohne Steuer. Bei Bier seH-deroffizieHe-Preis-auf-4.80-fir - [ist der
Preis] statt 6 Kronen 10 Kronen. [Es ergibt sich] bei 4 % Bier eine Steuerbelastung
von 40 Heller pro Liter.

Renner: Im § 3 mite der Stand als 1. Méarz -.

Reisch: Salzgeblhr. Auch da ist die Vorlage tberholt durch die neue gleitende Zulage und die
Arbeiterlohnerhéhung aber auch durch den Vorgang des Deutschen Reiches, wo das
Viehsalz ab 1. /11. auf 40 Mark erh6ht wurde. Daraus ergibt sich, dal das eingefiihrte
Viehsalz [teurer kommt] als das Speisesalz. Da wir wenig Speisesalz haben, es wére
die Gefahr, dal? die Landbevolkerung Speisesalz an Vieh verfittert, weil es billiger
kommt als das Viehsalz, welches aus Deutschland eingefiihrt wird.
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Es missen auch hier Steigerungen eintreten, und [zwar] wiirde das Gesetz zu
lauten haben: L[uxus]salz 700 Kronen, Tafelsalz 400 [Kronen], geformtes Sud[salz]
260 [Kronen], loses 250 [Kronen], Viehsalz 50 Kronen, Viehsalz-Lecksteine 55
Kronen.
Das Viehsalz ist in der Vorlage gar nicht. Sie wurde umgearbeitet wegen [eines]
Antrages in der Nationalversammlung, wonach die Monopolpreise durch die
Nationalversammlung bestimmt werden sollen. Daher wurde eine Vollzugsanweisung
aufgrund des neuen Gesetzes vorgelegt und darin wurden die Tarife bestimmt. Ich
maochte nicht warten auf die Gesetzesdnderung, sondern mochte fiir das Salz aufgrund
der gegenwartigen gesetzlichen Lage [...] der ganze Tarif darin ist.
Genehmigt.
[Renner]: Nachdem einige Anderungen durchzufiihren sind, konnte man die Einbringung auf
Freitag verschieben. Diese Verhandlung ist abgeschlossen.

Fink: Ins Protokoll wegen der Landeriberweisungen soll kommen, dal ich mich dagegen
ausgesprochen habe deshalb, weil ich es fir unmdéglich halte, daR eine so grofie
Differenz gemacht wird zwischen Niederosterreich und Wien und den anderen
Landern.

Nach der zweiten Erhéhung werden flr die beiden Jahre fiir Wien und
Niederosterreich 411 M.[illionen] Uberwiesen, fur alle anderen Léandern nur 166
Mill.[ionen], bei einer Bevolkerungszahl, die kaum [mehr] als halbe Million grofier -
[kleiner] ist als in Wien und Niederdsterreich.

Ich will die Einbringung nicht aufhalten, ich will aber gegen das MiRverhéltnis
protestieren.

Paul: Bei den Verhandlungen mit den Postlern wurden Forderungen gestellt Gber [eine]
Abéanderung des Besoldungsiibergangsgesetzes - funf Punkte. Das Staatsamt fur
Finanzen hat gesagt, es mlsse im Kabinettsrat erledigt werden.

Ich mochte den Postlern sagen und den Kabinettsrat [dazu um] die Erméchtigung
bitten, die Beratung tber diese finf Punkte in die HauptausschuRenquete zu bringen,
der Kabinettsrat lehnt es ab. Sie sind aus dem Besoldungsiibergangsgesetz, verlangen
derartige Abanderungen, daR das Staatsamt flir Finanzen sie nicht zugeben kann. Ich
selbst kann bei zwei Punkten nichts sagen, sondern [muf}] dem Staatsamt fur Finanzen
recht geben. Aber ich mul? meiner Pflicht genligen und [es] im Kabinettsrat
vorbringen.

Ich wiirde mir morgen die Herren rufen lassen und sagen: Der Kabinettsrat hat
beschlossen, sich mit dieser Sache nicht mehr zu beschaftigen und es wird vielleicht
die Moglichkeit gegeben sein, die Sache bei der Enquete vorzubringen. Wenn es nicht
geht, sollen sie sich an die Nationalversammlung -.

Der Kabinettsrat beschliefl3t, daR die von den Postangestellten gewlinschte
Anderung des Besoldungstibergangsgesetzes in fiinf Punkten zu Gunsten der
Postangestellten der vom Hauptausschuf3 einzuberufenden Enquete tberlassen wird
und stellt es der Org[anisation] frei, bei dieser Gelegenheit die Sache im
Hauptausschuf3 zur Sprache zu bringen.

% 10 Uhr.

[Fortsetzung, 25. Februar 1920]

Reisch: Personalsteuergesetz.
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[Zu den] Anderungen gegentiber dem bestehenden Rechtszustand. Das wesentliche
ist die Anderung des Tarifs [in] § 172. Die Steuerskala nahert sich der deutschen
Skala mit der Mark zu 3 Kronen, so daf} auch das Existenzminimum mit 3.000 Kronen
bestimmt wurde. Die deutsche Skala beginnt mit 5-6 %; wir mit 3 %, gehen aber wie
die Deutschen bis auf 60 %. Die Satze sind wesentlich erhoht - in dem Sinn aber, daf}
der bisherige abgesondert bemessene Kriegszuschlag in die Einkommen einbezogen
worden [ist]. Es ist das eine Vereinfachung. Es ist aber auch gedacht, dal? bei einem
Abbau des Zuschlages die Skala jeweils entsprechend geéndert wird.

In den folgenden Paragraphen, [8] 173 sind die Steuererleichterungen vorgesehen,
welche gegeniiber jetzt eine wesentliche Ausgestaltung und Vereinfachung erfahren.
Gegenwartig werden Abschlége fur stark Belastete und Zuschlage fur weniger
Belastete (Junggesellen) [gemacht]. Jetzt bestehen nur Abschlage von der
Steuerskala:

Gruppe a wird bis zur 23. Stufe 1/6 der Steuer nachgelassen - als voll belastet
bleibt nur der Einzelstehende - und degressiv bis zur hdchsten Stufe 42 ein halbes
Prozent nach[ge]lassen. Von da an werden Nachlasse flr die Gruppe a nicht mehr
bewilligt. Die untersten Stufen werden mit 1/6 bis [zur Stufe] 23 [berucksichtigt], dann
16 % und degressiv bis zu ¥2 % bis zur 41. Stufe.

Die Gruppe b, 3-4 Personen. Dort werden die Nachlasse um 3/5 erhéht, in der
Gruppe c werden die Abschlage verdoppelt. Ich glaube, da® wir hier wesentliche
Verbesserung der bisherigen Steuererleichterungen und -begunstigungen schaffen.

Eine weitere durchgreifende Anderung und Vereinfachung des Verfahrens ist die
Abschaffung der Quellentheorie. Bisher wurde [wurde angenommen, da] das
Einkommen des Vorjahres die Besteuerungsgrundlage bildet und die
Einkommensquelle [soweit sie noch bestand] am 1. Janner besteuert. Soweit das nicht
der Fall war, wurde ein mutmaliliches Einkommen ermittelt. Das bedeutete bei jeder
Anderung der Einkommensquelle eine Anderung in der Bemessung, was zu groRen
Schwierigkeiten fihrte. Wie [in] Deutschland soll [nun] das tatséachliche Einkommen
des Steuerjahres als Steuergrundlage genommen werden ohne Riicksicht auf
Anderungen und Anlagevermagen.

Da nur eine Nachhinein-Veranlagung moglich ist, sollen Voreinzahlungen
eingefordert werden. Fir die Ubergangszeit ist es vorgesehen, daR fir [das Jahr] '20
der Durchschnitt aus dem Einkommen '19 und '20 als Besteuerungsgrundlage zu
dienen hat und die Voreinzahlungen fiir ‘20 schon nach der neuen Skala erfolgen. Das
ermittelte Einkommen wird besteuert nach der neuen Skala nach dem festgestellten
Einkommen (8 156). Der Unterschied ist, daf? nicht mehr das Vorjahreseinkommen,
sondern das Einkommen des Steuerjahres als Grundlage genommen wird. Und fur die
Uberg[angs]-Periode, damit das Einkommen von '19 nicht ganz ausfallt, wird der
Durchschnitt von "19 und '20 als Grundlage genommen. Die Regelung der
Voreinzahlung ist [in] Art. 11, § 2. Das bringt keine Mehrbelastung fur die
Bevdlkerung grundsatzlich nach sich, wohl aber eine Vereinfachung des
Veranlagungsgeschafts, besonders auch fur den Steuertrager.

Eine dritte wesentliche Anderung ist beziiglich der Dienstbeziige, die durch die
Auflosung der Quellentheorie und den Anschlul? der Steuer an das Einkommen des
Steuerjahres wesentlich erleichtert [wird]. Sie sollen (§ 234, Seite 35) in der Weise
besteuert werden, daR nach Maligabe ihrer Auszahlung die auf die ausbezahlten
Bezlige entfallende Steuer vom Dienstgeber abgezogen und unter Anschlu® der
Lohnliste monatlich oder vierteljahrlich an das Steueramt abgefiihrt wird. Dabei ist
vorgesehen, dal’ Leute, welche nur Dienst- und Lohnbezlige haben ohne sonstiges
Einkommen, tberhaupt nicht mehr veranlagt werden, sondern die Steuerabziige durch
den Dienstgeber die Steuerzahlung endgiiltig erledigt.
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Diese Vereinfachung und die Erhéhung der Einkommensteuer gibt den Anlal, die
Besoldungssteuer, die steuerpolitisch keine Rechtfertigung hat, abzuschaffen.
Angesichts der groRen Steigerung der Einkommensteuerséatze hat eine
Besoldungssteuer Berechtigung mehr, weil das auch nur ein Ausflu3 der
Arbeitsleistung ist. Ubergangs [...] daB Dienstbeziige und jeder qualif[izierte] Arbeiter
eine Besoldungssteuer entrichten.

Eine vierte wesentliche Neuerung ist die Besteuerung der Konjunkturgewinne ([8]
159). Bisher war es eine durchaus ungeklarte Frage, welcher Gewinn aus der
Veraulierung von Vermogensobjekten als steuerpflichtig zu behandeln ist. Es waren
bisher steuerpflichtig nur die Zirkulationsgewinne [von Geschaften], welche in einer
Erwerbsabsicht, [in einer] Erwerbsunternehmung in der Absicht des Wiederverkaufs
durchgefuhrt wurden. Dabei war Streitfrage bei den Effektenverkdufen. Nun wird das
im Gesetz dahin geklart, dal3 jeder VeraulRerungsgewinn steuerpflichtig ist, soweit
nicht besondere Ausnahmen schon im Gesetz tiber die Vermdgenssteuer vorgesehen
sind, welche sich nur auf Hausgerate und Mdbel beziehen. Es werden [dieselben]
Bestimmungen getroffen, wie sie bei den Wertzuwachsabgaben Gber die Ermittlung
des VerauRerungsgewinnes gegeben [wurden].

Im Zusammenhang damit ist 8 175 zu betrachten, welcher etwas schwer
verstandlich ist. Dieser soll - wenn man einen Kon[junktur]gewinn dem
Jahreseinkommen zurechnet, wird zufolge der starken Progression in
ungerechterweise die Steuer erhoht, indem der Zufall, daR ein Gewinn, der sich in
Jahren ansammelte, die Progression ungeheuer in die Héhe schellen 1ai3t. Das
Einkommen wird zwar in der Weise ermittelt, dal’ der Kon[junktur]gewinn
hinzugerechnet wird - wenn jemand 30.000 Kronen jahrlich hat und er bekommt durch
die Verauferung von Holz 100.000 Kronen, so ist sein steuerpflichtiges Einkommen
130.000 Kronen und er mufite 30.000 Kronen Steuer zahlen. Die Besteuerung soll
aber nicht mit 30.000 Kronen erfolgen, sondern so, dal’ nur der funfte Teil des
Kon[junktur]gewinns fir die Progression zugeschlagen wird. Er hat 30 + 20.000
[Kronen] aus dem Kon[junktur]gewinn, zusammen 50.000 Kronen. Daher 8.000
Kronen - 16 %. Er hat faktisch zu zahlen 28.000 Kronen [?], die weiteren vier Flnftel
werden nicht weiter besteuert in - das ganze Einkommen wird nach dem niedrigen
Steuersatz besteuert. Die Waldabstockung fallt nach Absatz 3 ausdricklich darunter.
Das ganze Einkommen wird nach einer geringeren Progression besteuert.

Die weiteren [...] materiellen Effekte. [19]16 [bei] der letzte Statistik errechnete
sich das Steuerergebnis mit 230 M[illionen] flr Deutschdsterreich, einschlieBlich der
Steuerzuschlage. [Fur] [19]19 durfte infolge von Nachzahlungen 500 Mill[ionen] das
Ergebnis sein, als laufendes Ertragnis nach der neuen Skala sollen 400 M[illionen]
abfallen.

Analog den Anderungen des Zeitverhaltnisses im § 156 sollen Anderungen auch bei
der besonderen Erwerbsteuer und der Rentensteuer dahin durchgefihrt [werden], dal
der Ertrag des Steuerjahres die Steuergrundlage bildet. Bei der Rentensteuer ist es
notwendig, dal} [eine] Paritat besteht zwischen Besteuerungsgrundlage mit der
Einkommensteuer und bei der Erwerbsteuer ergeben sich Vorteile dadurch, daR der
Anfang und das Ende der Besteuerung unbefriedigend waren. Der Anfangsertrag ist
gewohnlich geringer als der Endertrag. Auch Aktiengesellschaften haben daher
jeweils von einem Ertrag die Steuer zu zahlen. Die Bemessung erfolgt im Nachhinein,
nach der Geblihr des Vorjahres sind Voreinzahlungen vorgesehen, bei
Aktiengesellschaften eine minimale Einzahlung von 4 % des Aktienkapitals. Es wird
immer nach der Gebiihr des Vorjahres gezahlt.

Eine Ausgestaltung erfahren naturgemal? auch die Strafbestimmungen. Als solche
Strafverscharfungen werden vorgesehen: Die Erhéhung des zuléassigen Arrestes von
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einem Jahr auf zwei Jahre flr den Fall besonderer Tiicke, doppelter Buchfiihrung,
Vorlage unrichtiger Buchabschlisse und unrichtiger Blicher; weiters der Verlust der
Gewerbeberechtigung.

Sonst war das Bestreben, der Steuerbehérde eine verstarkte Moglichkeit zur
Durchflihrung von Strafverhdngungen einzuraumen. Bisher waren ihre Mittel nicht
ausreichend, um einer Obstruktion seitens des verfolgten Steuertrégers entgegen zu
wirken. Es wird vorgesehen die zwangsweise Vorfiihrung, eine zwangsweise
Bucheinsicht und endlich [soll] die Vornahme von Haus- und
Personendurchsuchungen in besonders bedenklichen Fallen moglich sein.

Die Einbringlichkeit der Geldstrafen soll [dadurch] gewahrleistet werden, dal’ im
Zuge des Strafverfahrens eine Sicherstellung vorgenommen werden darf.

Endlich wird die Auskunftserteilung sehr ausgestaltet und ein wichtiger Schritt
bezliglich der Geldinstitute vorgenommen. Das Gesetz von [18]96 stellte sich auf den
Standpunkt, dal} das Geschaftsgeheimnis der Bank gewahrt werden muf3 und die Bank
als Vertrauensperson des [...] nicht zu Auskinften tber die Geschafte - [diese nicht]
erteilen misse. Es war das ein sicherer Unterschlupf fir Kapital[besitzer], wenn sie
ihr Geld bei der Bank hinterlegten. Diese Bestimmung hat gewil ihre Berechtigung,
denn wenn die Banken zur Auskunftserteilung verhalten sind, werden jene, welche
Steuern hinterziehen, ihr Kapital nicht mehr der Bank ibergeben. Sie werden ihr
Depot ins Ausland legen.

Wir hoffen, daf es angesichts des dringenden Geldbedarfs aller Staaten zu
internationalen Vereinbarungen kommen wird, die schon von Frankreich im Frieden
angeregt worden sind. Wir glauben, dal® wir [uns] bei der jetzigen Sachlage tber
diese Bedenken hinwegsetzen miissen und verhalten die Banken zur
Auskunftserteilung, schreiben eine allgemeine Anzeigepflicht vor ([8] 269). Dasselbe
Prinzip wurde bei den Vorarbeiten fir die Vermdgensabgabe angewandt.

Mit Rucksicht auf die Abzugspflicht der Dienstgeber gewinnt die Bestimmung Gber
das Verbot der Uberwalzung der Einkommensteuer auf eine dritte Person besondere
Bedeutung. Von Haus aus war gedacht, dafl die Einkommensteuer von dem
Steuerpflichtigen selbst getragen wird und eine Uberwalzungsverordnung war als
privatrechtlich bedeutungslos und unklagbar erklart [worden]. Doch war eine
Ausnahme fur die Dienstbezige [ist] schon [18]96 gemacht worden. Diese Ausnahme
soll beseitigt werden, weil es ein politisches Interesse ist, dal jedermann zum
Bewul3tsein kommt, dal3 er selbst Steuern zahlen muf. Es ist daher das Verbot der
Uberwalzung wieder aufgenommen in § 238, [...] aber auch ein neues Delikt als
Ubertretung des Verbots mit [einer] Geldstrafe bis zu 50.000 Kronen ([§] 247a, Zahl
2). Die Erfahrung beweist, daB ohne Strafbestimmung die Uberwalzung nicht
verhindert wird.

Fir die Beamten trifft das Besoldungsiibergangsgesetz Ausnahmsbestimmungen.
Bei Privatangestellten soll es in Zukunft nicht sein.

Renner: [Zu erdrtern sind somit folgende Punkte]:

1.) Die Frage der Satze;

2.) Jahresveranlagung des im Jahr wirklich erzielten Einkommens;

3.) Dienstbeziige;

5.) [sic] Kon[junktur]gewinne;

6.) Novellierung der Renten- und Erwerbsbesteuerung;

7.) Uberwélzungsfrage und

8.) Strafbestimmungen;

9.) Ubergangsbestimmungen.

Reisch: Die Ubergangsbestimmungen sind die Ermittlung des Durchschnittes der Einkommen
von ‘19 und '20.
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Art. 5 enthélt einige Beglinstigungen fur Industrieunternehmungen und [eine
Bestimmung, die] beziiglich der ?Kontingentzinsen-Rentensteuer eine Beglinstigung
flr auslandisches Kapital vorsieht. Von Kapital in fremder Wéhrung, welches vom
Ausland hergelangt, wird die ?Kontingent-Rentensteuer nicht abzufiihren [sein], weil
die auslandischen Banken sich diesen Abzug nicht gefallen lassen wollen und mit der
Abberufung der Einlagen vorgehen, was nicht vom valutarischen Interesse fir
Osterreich ist.

[Dem Wunsch] der Industrieunternehmungen nach Beriicksichtigung der
Port[efeuille]-Aktien [wurde] Rechnung getragen, indem unter gewissen Umstanden
deren Ertrag, weil sie schon einmal besteuert werden, aus der Steuergrundlage
ausgeschieden werden. Das gewinnt Bedeutung fir jene Félle, wo sich Fil[ialen] in
selbstandigen Unternehmungen umwandeln missen. Es ist ein dsterreichisches
Interesse, dal die Griinder dieser Fil[ialen] an dem Unternehmen beteiligt bleiben. Es
soll ihnen ermdglicht werden, die Aktien zu behalten ohne dal} eine
Doppel[be]steuerung beziiglich des Ertrages Platz greift.

Fink: [Zu] 8 172. Ich meine, daB bei den Satzen das Ex[istenz]minium mit 3.000 Kronen zu
niedrig ist, weil man mit 3.000 Kronen nicht leben kann, weil man zudem, was man
zum Leben braucht, jetzt schon zweimal versteuert hat, durch die Umsatzsteuer selbst
die Lebensmittel, bei den Kleidern wird sie 5, 6 mal eingehoben. [18]96 bei der
Schaffung der Einkommensteuer hat man gesagt, man besteuert in Rentensteuer,
Grundsteuer, Erwerbsteuer, dann la3t man alle diese Steuern abziehen und besteuert
das, was ber ein Minimum hinausgeht. Das hat heute viel mehr Bedeutung als friher,
weil alles andere viel hoher besteuert wird als friher.

Die Ubrigen Satze kann man nur beurteilen sobald das ganze
Besteuerungsprogramm bekannt ist und man an einzelnen Fallen Beispiele aufstellt,
damit man sich klar werden kann, ob das Steuersubjekt die Last ertragen kann.

Renner: Die Frage des E[xistenz]m[inimums] werden wir der Nationalversammlung
vorbehalten, damit sie auch einen Erfolg haben kann. Es wurde in der Vorlage das
deutsche E[xistenz]m[inimum] auf uns tiber[ge]rechnet. Wird es dort aufrecht
erhalten, kénnen wir es auch beibehalten.

Eldersch: Die Satze sind sehr hoch und es wird flr jeden eine Frage der Spekulation werden,
wie er sich der Besteuerung entziehen soll. Die Steuersatze wurden vielleicht
deswegen so hoch gewahlt, um jede Aufschlagsmdglichkeit fiir die Lander
auszuschliel3en. Denn es ist unmoglich, dal diese Steuersatze noch eine Erhéhung
durch Zuschlage erfahren kdnnen. Das ware [eine] Konfiskation des Einkommens
Uberhaupt. Es scheint mir, dal3 dieses Satze auch die Absicht haben - Lander und
Gemeindezuschlage absolut unméglich machen sollen.

Hanusch: Jeder Mensch soll steuern [zahlen], aber da man mit 2-3 % anféngt, scheint mir
zu hoch gegriffen. Bei 3.000 Kronen kénnte man mit 1 % anfangen und dann starker
steigern sollte. Ich habe Bedenken gegen den 2-3 % Ansatz. Nun weil ich nicht -.

Renner: Die Festsetzung des E[xistenz]m[inimums] und der Skalensatze wird der
Nationalversammlung tberlassen.

Reisch: Wir schlieBen uns an die deutsche Skala an mit 3 Mark fiir die Krone. In den unteren
Satzen weichen wir zu Gunsten der Steuerpflichtigen ab, weil in Deutschland niedriges
E[xistenz]m[inimum] war und nicht die Zuschlagsfreiheit bestand. Die Gemeinden
haben 200 % [...] und sind unterhalb des E[xistenz]m[inimums] des Staates gegangen.
Wir sind schon wesentlich unter dem deutschen Beispiel bei der Besteuerung der
niedrigen Satze und das Staatsamt fiir Finanzen konnte nicht verantworten, nobler zu
sein als Deutschland mit seinen 5 %.

Ramek: Das E[xistenz]m[inimum] ist zu niedrig gegriffen. Man kann die Sache durch die
Nationalversammlung entscheiden lassen, ich méchte aber hinweisen, daf in der
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untersten Stufe, der 15. Stufe die Satze aulRerordentlich hoch sind. Mit 24.000 Kronen
kann man kaum leben und soll davon einen Monat Einkommen davon hergeben.
Diesen Betrag hat er nie bekommen. Die Begunstigungen nach [8] 173 gleichen das
nicht aus. Wir sollten ohne die Frage zu verzbgen einig werden, denn in der
Nationalversammlung wird die Sache so behandelt, daR wir ganz aus dem System und
dem Prinzip herauskommen. Der Effekt des ganzen Gesetzes und besonders dieser
Bestimmung konnte illus.[orisch] gemacht werden. Das Grav.[ierende] ist nicht so
sehr das E[xistenz]m[inimum], sondern die Bemessung der unteren Stufen, umso
[mehr] als bei Arbeitern und Angestellten die Uberwélzung ausgeschlossen wird.

Renner: Wenn wir jetzt diese Satze umstiirzen, kdnnen wir es morgen nicht einbringen. Diese
Satze bleiben nur Gbrig fir die Féalle, wo ein Einkommen besteuert wird, das nicht das
Gesamteinkommen ist - [fir] inlandische Einkommensteile von Ausléandern. Es ist am
besten, uns an die Vorlage zu halten. Wir kdnnen von Regierungs wegen nicht milder
sein als die deutsche Regierung. Wenn die Nationalversammlung das als unertraglich
bezeichnet, werden wir keine Schwierigkeit machen.

Reisch: Ich héatte gegen eine méalige Steuerskala keine so groRen Bedenken. Die
Einkommensteuer ist nicht mehr wie friiher das Ruickgrat des Steuersystems. Die
Einkommensteuer nimmt nicht mehr den wichtigsten Platz ein, es wird aus ihr aber
nicht der betrachtliche Teil des Staatserfordernisses herausgewirtschaftet werden
konnen. Hohe Steuersétze sind ein Unglick flr die Steuer, weil das nur zu
Hinterziehung anreizt.

Ich habe mich nur davon leiten lassen, daR wir bei den engen Beziehungen zu
Deutschland [nicht] hinter dem deutschen Gesetz bleiben kénnen. Der
Friedensvertrag zwingt uns, keine niedrigen Steuern zu haben, als irgendeiner der
Ententestaaten.

Wir haben eine starke Progression und ich mii3te mich dagegen aussprechen, daf3
die unteren Stufen entlastet werden, die oberen aber bleiben. Eine noch scharfere
Progression wiirde nicht verstandlich werden und wére unertraglich. Die
gleichmaRige Herabsetzung der Steuerskala ware moglich.

[Renner]: 2.) Die Zugrundelegung des faktischen Einkommens des Bezugsjahres [nach] [8]
156 (Quellentheorie).

3.) Dienstbeziige ([8] 234).

Hanusch: Ich habe mich daflr ausgesprochen, die Steuer von den Unternehmern einheben zu
lassen. Die Vorlage spricht [aber] keinen Zwang gegen die Unternehmer aus, die
Steuer einzuheben.

Anderseits kommt in Frage - es ist - [sind] bei jeder personlichen Einkommensteuer
Abzlige moglich. Der Unternehmer muB die Abzlige mit den Arbeitern vereinbaren.
Das wird eine ungeheure Arbeit fiir den Unternehmer werden und es ist fraglich, ob er
diese Arbeit Gbernehmen wird. Ich weil3 nicht, ob es angeht, ohne sich mit den
Unternehmern ins Einvernehmen zu setzen - ob sie das auch praktisch durchfiihren
werden. Alles, was bisher die Steuerbehdrde machte, muf3 die Betriebskanzlei machen.
[Ich] bitte um Aufklarung, wie man sich das vorstellt.

Die Staatsangestellten sind von der Steuer jetzt befreit. Ich weil3 nicht, ob es vom
Standpunkt der Steuermoral nicht besser wére, die Staatsbeamten zu bezahlen
[lassen], [man] ihnen aber den Steuersatz ersetzt. Wir werden - dadurch, dal} auch
der Beamte die Steuer abgezogen bekommt, wird das Gewissen der Beamten gescharft
werden und sie werden Rucksicht auf die Staatsfinanzen, werden -. Die Beamten sollen
ihre Steuerpflicht erftllen und wenn ihnen die Steuer ersetzt wird, haben wir nichts
verloren, erziehen sie aber zur Steuermoral.

Ellenbogen: In § 234, 4. Absatz wird angegeben, dal? der Dienstgeber [die Steuer] abzieht
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und monatlich abfuhrt. Es kann doch geschehen, dal? der Arbeiter entlassen wird. Er
hatte einen hdheren Bezug und mite nach dem zweiten Halbjahr, wo er arbeitslos ist,
oder einen [...] Satz hat - hat er im ersten Halbjahr einen hoheren Steuersatz bezahlt,
als nach der Gesamtsumme des Einkommens gerechtfertigt wére. Ist dagegen eine
Sicherung geboten?

Glockel: Es ware nur eine blirokratische Arbeit, die Staatsbeamten Steuern zahlen zu lassen.
Der Beamte zahlt die Steuer nicht wirklich. Es ist rein rechnungsmafiig und eine
uberflissige Belastung. Von dieser Beguinstigung der Beamten, nachdem sie einmal
gegeben wurde, kénnen wir nicht mehr zurtck.

Fink: Wenn ich recht verstehe, bleibt flir die Staatsbeamten die Besoldungssteuer aufrecht? -
Also, sie wird abgeschafft. Ich meine nicht, da man die Beamten besteuern kann.

Miklas: Es sollte ein Modus gefunden werden, um den Staatsangestellten begreiflich zu
machen, daR ihre Steuerleistung sich bei Mehrforderungen erhdhen muR. Es bestehen
dabei technische Schwierigkeiten, man mufite dartber hintiber kommen.

Die Frage der Steuerzahlung der Staatsbeamten sollte bei der parlamentarischen
Enquete [behandelt werden], da sie einen Teil der gleitenden Zulage bildet.

Eldersch: Ich habe gegen die Festsetzung der Steuerpflicht der Beamten Bedenken. Die
Gehalter werden sofort erhéht werden missen, sie haben jahrelang keine Steuer
gezahlt und wenn jetzt Steuern verlangt werden sollen, muR der Gehalt erhoht werden
und die Gehalter werden [dann] dartber hinaus erhoht werden missen. Der Staat
zahlt dann schlief3lich die Beamten doch, der moralische Effekt fallt aber weg.

Auler[dem] ist es das Signal fiir alle Arbeiter und Angestellten, diese Aktion auch
aufzunehmen.

Was die Abzlige anlangt (Ellenbogen), so ist das so, dal} dann von einem niedrigen
Lohn abgezogen wird, aber es mufste am Schlul? festgestellt [werden], wie hoch sich
das Gesamteinkommen stellte.

Resch: Die Durchfiihrung dieses Paragraphen wird nicht méglich sein. Der Unternehmer
muf die Steuer vorschreiben, einheben und abliefern. Die Steuervorschreibung durch
den Unternehmer kann man nicht verlangen, es mufte - [wiirde] der Streit, den jetzt
die Steuerbehorden auszutragen haben auf den Unternehmer Gberwalzt werden. Die
Steuer muB vorgeschrieben werden, da dies nicht der Fall ist, kann es nicht so
durchgefuhrt werden.

Eisler: Die vollstandig freie Moglichkeit, Feststellungserkenntnisse zu verlangen, mul3 dem
Unternehmer gewahrt werden, sonst kdnnen die Unternehmer es nicht machen. [Wenn
man] mutwillige [Ansuchen auf] die Ausfertigung von Feststellungserkenntnisse mit
Strafen bedroht, so ist die Antwort darauf die passive Resistenz der Unternehmungen.
Diese Handlung - [Handhabung] von Ordnungsstrafen fir Ansuchen von
Feststellungserkenntnissen mufRte ausgeschaltet werden (8 234).

Reisch: Die Frage, ob der Auftrag an den Dienstgeber durchsetzbar sein wird, scheint - wird
- [ist] einfach zu beantworten. Soweit der Gesetzgeber noch mit Strafen etwas
erreichen kann, wird er es auch hier durchsetzen kdnnen. Es ist der Absatz als
Steuerhinterziehung -. In Deutschland ist die Sache schon durchgefiihrt, zumal Absatz
4 vorsieht, daR der Dienstnehmer verpflichtet ist, die erforderlichen Daten fur die
Steuerveranlagung bekannt zu geben. Es werden danach Tabellen aufgelegt werden
nach den Lohnstufen. Auch wird vorgesehen, daR die Entrichtung der Steuer durch
Steuermarken erfolgen kdnne. AulRerdem ist noch vorgesehen, dal? der Dienstgeber
sich durch Feststellungserkenntnisse tber die Zulagen volle Klarheit schaffen kann.

Die Festsetzung von Mutwillensstrafen scheint mir unbedenklich. Das Ermessen
der Behorde kann durch die Oberbehdrde Gberpruft werden. Hingegen miissen wir uns
dagegen wehren, daB jeder Dienstgeber [die Behdrden] chikanisiert durch unnétige
Anfragen. Ich glaube, dal3 da geniigend Sicherheit vorgesehen ist, dal? die Feststellung
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der Steuergrundlage fur den Dienstgeber keine besonderen Schwierigkeiten bereiten
kann.

Bei den Staatsheamten ware es mir lieber gewesen, daR die Einkommensteuer
abzuziehen ist. Jetzt das zu andern, scheint mir in dem jetzigen Augenblick unmdglich.
Die Besoldungserhéhung wiirde mehr betragen als der Steuerabzug. Es kann das nur
im Zusammenhang mit der Besoldungsreform aufs Tapet gebracht werden.

Die Frage der Behandlung eines Arbeiters beim Ubertritt in das nieder bezahlte
Arbeitsverhaltnis [ist so geregelt], daf nach § 236 a der Dienstnehmer das Recht hat -
ein Steuerbekenntnis einbringen kann und die Richtigstellung der Steuerleistung zu
verlangen. Das Mehr ist riickzuverguten.

[Renner]: Besteuerung der Kon[junktur]gewinne und Spekulationsgewinne.

Fink: Bei den Waldungen kann man nicht ein Funftel nehmen, sondern einen geringeren
Prozentsatz. Das wird man aber im Haus regeln. Man mifte unterscheiden, beim [...]
entspricht es, aber bei der Abstockung braucht es 80 Jahre bis wieder ein Ertrag
moglich ist.

[Renner]: Renten- und Erwerbsteuerveranlagung.
Reisch: Es sind nur ein passiver -.

[Renner]: Uberwalzungsverbot § 238, [8] 247a, Punkt 2.

Eisler: Ich glaube, wir kénnen das nicht einmal dem Parlament in dieser Form unterbreiten,
weil dadurch alle Dienstnehmer beunruhigt werden. Es gibt Kollektivvertrage, welche
den Angestellten das Recht einrdumen, daR ihnen die Einkommensteuer nicht
abgezogen wird. Wird das aufgehoben, so bedeutet das einen sofortigen Lohnkampf.
Ich halte das fir unzweckmaRig. Wenn die Staatsangestellten die Beglinstigung haben,
so muB sie auch den Privatangestellten eingeraumt werden. Ich bin gegen Absatz 3
und bitte ihn aus dem Gesetz auszuschliel3en.

Eldersch: Der Paragraph ist eine einseitige Stellungnahme zugunsten gewisser Unternehmer.
Es wirde eine starke Beunruhigung bei den Angestellten ausldsen und ich sehe den
Zweck nicht ein. [Die] ganzen Jahre ist die Personalsteuer vom Dienst[ein]kommen
sicher entrichtet worden, kein Angestellter hat sich entziehen wollen. Wenn es -
Unternehmergruppen, Banken, Versicherungsanstalten das nicht weiter tragen wollen,
wenn es aufgehoben wird, so werden die Angestellten in eine Lohnbewegung eintreten.
Es ist nicht einzusehen, warum der Staat mit einer solchen Strafbestimmung in ein
privatrechtliches Abkommen zwischen Arbeitgebern und Arbeitern eingreifen will.

Glockel: Das ist eine Verscharfung des Blrokratismus. Jetzt geht das in einem Akt, spater
werden es Tausende sein. Fir den Staat ist es gleichgltig, wer es zahlt.

Renner: Der Gedanke des Paragraphen ist richtig. Wenn jetzt in den Kollektivvertragen
enthalten ist, daB die Einkommensteuer vom Unternehmer getragen ist, so ist gemeint,
ein Einkommen von bestimmter Héhe. Nun verlangen wir die Steuer von einem
wesentlich hoheren Satz. In der gegenwartigen Zeit ist des gefahrlich, eine neue
Lohnbewegung hervorzurufen, der richtige Gedanke wird sozial undurchfiihrbar.

Hanusch: In den letzten Kollektivvertragen ist dieser Passus nicht mehr enthalten. Die
Gewerkschaften sind auf diesem Gebiet im Ubergangsstadium. Es gibt noch
Kollektivvertrage, welche die Tragung durch den Unternehmer vorsehen. In einem
Jahr wird das anders sein. Bei vielen aber wird es der Anstol’ zu neuen Lohnk&mpfen
sein.

Man konnte eine Ubergangsbestimmung treffen, daB die laufenden
Kollektivvertrage dadurch nicht berthrt werden. Es geht auch nicht an, durch ein
Steuergesetz ein privates Ubereinkommen zwischen Unternehmern und Angestellten
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aufzuheben. Der Paragraph miRte [eine] Ubergangsbestimmung werden.

Miklas: Die Tendenz des Paragraphen ist richtig, aber wo die Staatsbeamten aus der
Steuerpflicht entlassen [wurden], kann sie jetzt nicht aufrecht erhalten werden. Es soll
jeder Burger das BewulRtsein haben, dal} er Steuern zahlt und damit eine Verpflichtung
Uber die Belastung der Allgemeinheit Ubernimmt und sich Schranken aufzuerlegen hat.
Bei den Staatsbeamten hat man es fallen gelassen und kann bei den anderen keinen
anderen Weg einschlagen.

Der Paragraph muR fiir jene Zeit vorbehalten werden, wo die Bestimmung sowohl
gegen die Staatsangestellte wie gegen andere angewendet werden kann.

Fink: Eine Ubergangsbestimmung, daB die laufenden Ko[llektiv]vertrage nicht berihrt
werden. Aber im allgemeinen sollte der Grundsatz aufgenommen werden.

Eldersch: [Ich] beantrage im letzten Absatz, dal3 nicht nur die [Steuer] fir dem Haushalt
zugehorige Personen Gibernommen werden kann, sondern [auch] soweit
Ko[llektiv]vertrage in Frage kommen, die Bestimmung keine Anwendung findet. Bei
der Einbringung der Vorlage wéare das anzukiindigen. Wir bekommen eine
Lohnbewegung in allen Gruppen, wo die Unternehmer jetzt die Steuer zahlen.

Reisch: Die Grunde fur 8§ 2.. [238] sind richtig gekennzeichnet. Es kommt nicht darauf an,
Steuerhinterziehung zu [...], sondern den Charakter der Einkommensteuer als einer
direkten Steuer zu wahren und sie von jenem zahlen zu lassen, welcher das
Einkommen bezieht. Es ist ein Widersinn, daR wir die einzige gute Steuer verwassern
dadurch, [daR wir] erklaren, dal® wir sie von einem anderen zahlen lassen. Es ist
wichtig vom Standpunkt der staatsbiirgerlichen Verantwortung, daf3 jeder sieht, dal’ er
Steuern zu zahlen hat. Die Einkommensteuer soll eine bewegliche [Steuer] sein und er
soll am eigenen Leib empfinden, dal? seine Last steigt, wenn er neue Forderungen
stellt.

Von einer Verscharfung des Birokratismus kann keine Rede sein, sondern wahrend
gegenwartig jeder Steuerpflichtige ein Bekenntnis einbringen muf3 und veranlagt wird,
soll kunftig bei Leuten, die nur ein Lohneinkommen haben, von der Veranlagung
abgesehen werden.

Die Bedenken fiir die Durchsetzbarkeit kann ich nicht abweisen. Es-ist-richtleicht -
Ich wére bereit, eine Ubergangsbestimmung aufzunehmen, daR Artikel 3 [des] § 238
erst mit 1. Janner 1922 in Kraft tritt. Dadurch kénnte bei neuen Kollektivvertragen
darauf Bedacht genommen werden. Eine Bestimmung, daR bestehende
Kollektivvertrage die Anwendung ausschlie3en, ware unmaoglich. Als Artikel 6 wiirde
das aufgenommen werden. Bis dorthin kénnen die Vertrage abgeéandert werden.

Lohnbewegungen haben wir die ganze Zeit und wir werden - sie [werden] bis zum
Jahr 22 trotz Weglassen der Bestimmung nicht ausgeschaltet werden.

Renner: Bank-, Versicherungs- und Institutsangestellte sind dadurch getroffen. Die
Ubergangsbestimmung reicht aus.

[Renner]: Portefeuille-Aktien.

Renner: Das ist ein umstrittener Punkt. Es war eine Regierungsvorlage auf Ausscheidung der
P.[ortefeuille]-Aktien, aber sie ist nicht zustande [ge]kommen. Sie werden seither
besteuert.

Reisch: Wegen des Zusammenbruchs und den Anderungen in den Nachfolgestaaten und zur
Forderung des Wiederaufbaus soll die Sache gemacht werden. Sie fallt finanziell nicht
in die Waagschale, ist aber finanziell gerechtfertigt, gar bei den groRen neuen
Belastungen.

Renner: Es ist das eine umstrittene Sache. Ich wufte - mdchte wissen, wie es darin
gerechtfertigt ist. Wir sind jetzt wirklich in einer besondern Lage, allerdings kénnen
wir dann nicht von den Unternehmungen in den Nachfolgestaaten -.
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Reisch: Wir missen anstreben, wirtschaftlichen EinfluR auf die Nachfolgestaaten zu haben,
dadurch daR unsere Banken Aktien der auslandischen Unternehmungen haben
(Motivenbericht, Seite [...], erster Absatz). Beschrankung auf Aktionen bis zum Jahr
24, nur auf die Neugriindungen ab jetzt abgestellt. In &hnlicher Weise ...

[Renner]: Strafbestimmungen.

Ramek: § 260 verlangt SicherstellungsmaBnahmen fiir die Geldstrafe bevor sie
ausgesprochen ist. Das ist ein Abweichen von dem Grundsatz, dal? vor der Strafe keine
Sicherstellung verlangt werden kann. Moglich wére die Sache nur dann, wenn die 1.
Instanz schon gesprochen hat fir die Dauer des Instanzenzuges. [Ich beantrage]
daher die Einschréankung auf den Zeitpunkt, wo die 1. Instanz bereits [ein] Erkenntnis
gefallt hat.

Reisch: Ich sehe darin keine Unbilligkeit, wenn ich sage, das vorgefundene Geld wird mit
Beschlag belegt fur die Geldstrafe. Sonst geht das Geld tiber die Grenze und die Strafe
kann nicht eingebracht werden.

Das ist eine uralte Bestimmung im Gefallsstrafgesetz und [war] im
Personaleinkommensteuergesetz von '96 enthalten. Wir wollen die Sache nur
wiederherstellen. [19]14 ist es ausgeschieden [worden]. Im Zivilrecht gibt es
sicherstellungsweise Pfandungen. Es ist nur eine einstweilige Verfiigung.

Renner: Diese SicherstellungmaRnahme kann man wohl der Steuerbehdrde nicht versagen,
wenn es auch auBerhalb der Ordnung im StrafprozeR liegt.

Ramek: Eine Sicherstellung wére erklarlich beziiglich des hinterzogenen Betrages oder
dessen Multiplums, aber nicht bezuglich der Strafe. Es mifte die Forderung irgendwie
nachgewiesen werden. Man kann doch nicht von jedem Menschen ohne weiteres
annehmen, dal er sich der Strafe wird entziehen wollen, wenn eine Anzeige gegen ihn
vorliegt.

Reisch: Es gibt im Zivilverfahren solche Sicherstellungen als einstweilige Verfligungen. Die
Gefahr ist bei jenem, welcher seine Steuer hinterzogen hat, unbedingt gegeben. Der ist
fahig, auch das Vermogen zu verschaffen. Ein Hofdekret von 1790 setzt das fest.

Renner: Es ist nicht so wichtig, aber da wir die Sicherungsmittel der Besteuerungsmittel
verscharfen wollen, missen wir auch eine Inkongruenz zwischen Finanzgesetz und
Strafprozel3[ordnung] hinnehmen. Die Bestimmung kann jedenfalls drinnen bleiben.
Es wird nur vermerkt, da Ramek dagegen Bedenken hat.

Eisler: Unter den Strafen ist neu der Verlust der Berechtigung zur Ausibung einer
selbstandigen Unternehmung und Beschéftigung. Das ist nur zul&ssig bei besonderem
Vorsatz. Im allgemeinen kann die Strafe bei allen Steuerdelikten, auch bei
Unterlassung der Einbringung eines Zinsertragsbekenntnisses -. Nun ist hier gemeint,
der Verlust der Berechtigung zur Ausiibung jeder selbstéandigen Unternehmung und
Beschaftigung. Es wiirde also fur immer von jeder selbstandigen Beschaftigung
ausgeschlossen wegen eines geringfligigen Deliktes.

Reisch: Es steht auf Seite 53, Uberdies kann bei vorliegender ... Wegen geringfugiger Delikte
kann also diese Strafe nicht verhangt werden. Abgestellt [sind] alle diese
Bestimmungen auf die Hohe des hinterzogenen Betrages.

Renner: Derartige Fragen werden noch zahlreiche auftreten. Wir sind mit der Lesung fertig.
Die Vorlage ist zur Einbringung genehmigt.

[Renner]: Fink hat gegen das Landerdotierungsgesetz Vor[be]halte gemacht. Wir kénnten die
Einbringung der Vorlage nicht aufschieben, aber ich mdchte eine AuBerung des
Staatsamtes fiir Finanzen dazu.

Das Gesetz regelt [die Sache] so, dal} zum erstenmal unter den Landern [auf] Seite
2 Wien als besonders dotiert erscheint zum erstenmal, wahrend nach § 1, der das
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Einf.[ache] gibt, Wien nicht an[ge]fuhrt [wird], Wien ist bei Niederdsterreich
berticksichtigt. In § 2 scheint eine Vorwegnahme des kiinftigen Zustandes
[vorzuliegen], wo Wien [ein] selbstandiges Land ist.

F.[ink] bemangelt, dal? obwohl nun Wien bei dem Dupl. fiir *19 und ‘20 [gesondert
angeflhrt ist], Niederdsterreich trotzdem mit dem ganzen Betrag erscheint und
auBerdem Wien noch mit einem besonderen Betrag erscheint.

Ich bitte um Motivierung dieser [...], weil im Motivenbericht nur eine kurze
Darstellung zu § 2 gegeben wird.

Reisch: Es war uns klar, dal eine bewul3te ?Duplierung vorliegt. Wien braucht Zuschiisse wie
alle anderen Lander. Wien ist heute wie irgendeines unserer Lander. Wien hat
dieselben Bedurfnisse wie alle anderen Lander und braucht eine staatliche
Unterstiitzung. Wir wullten, daR aus der Dotierung fiir Niederosterreich
vertragsmaRig zwischen Land und Stadt - Wien einen Teil der Uberweisung bekommt
und haben diesen Teil, den Wien aufgrund der Vereinbarung mit dem Land bekommt,
vervierfacht bei den vierfachen Uberweisungen.

Fink: Es liegt jetzt in der Zahlung an Niederdsterreich in 8 2. Der § 2 verdoppelt bzw. ver-
facht das, was flr - Wien und Niederdsterreich nach 8 1 zusammen bekommen. Der
Betrag-fir - Niederdsterreich bekommt aus diesen beiden Paragraphen mehr als die
anderen Lander zusammen. Wien bekam -.

Renner: Wien-bekam-richt-mehr-aber -.

Reisch: Das Budget von Niederdsterreich wird auch mit diesen Zuweisungen negativ sein.

Fink: Dann muB es hohere Steuern einheben. Niederdsterreich bekam ohne Wien 249
M[illionen] aus beiden Paragraphen und die tbrigen Lander 166 Mill[ionen]. Das
muB ein Irrtum sein.

Reisch: Bei der Verdreifachung war es [...], dal? Niederdsterreich sein Defizit noch nicht
gedeckt hatte, es dirfte auch bei der -.

Fink: Der Schlissel fur Wien und [Nieder]osterreich wird bei der Verdreifachung fur
Niederdsterreich allein angewendet.

Renner: Das Land Niederdsterreich hat wahrend der Kriegsjahre erhéhte Bedurfnisse
gehabt. Die Landesverwaltung und die Stadt hatten fiir Kriegszwecke ungeheure
Leistungen. Ich meine, es ist hier klar, dall man Zuweisungen machen muf3, um die
Kriegsauslagen zu decken. Worauf es ankommt, ist nicht die Zuweisung fur die zwei
Jahre, sondern das falsche Prinzip, welches fir die kiinftige Errichtung eines
Schlussels aufgestellt werden kann. Es erscheint als Schlissel, welcher als Prajudiz
genommen werden konnte. Die Léander werden diese Zuwendung an sich nicht neiden,
aber sie werden kein Prajudiz haben wollen.

Fink: Fir die besondere Zuwendung an Niederdsterreich auf3erhalb Wien ist in der
Begrundung nichts gesagt.

Renner: Ich wére dafiir, die Frage so zu stellen, daB man an dem Uberweisungsschliissel im
wesentlichen nichts dndert, die Uberweisung fiir Niederdsterreich und Wien zerlegt
und sagt, eine aufl3erordentliche, zur Deckung der Kriegslasten bestimmte Zulage,
damit kein Prajudiz geschaffen wird. Die Verschiebung des Schlissels wére ein
schlechtes Prajudiz flr die Verfassungsfrage.

Fink: Wenn die steuerkréaftigsten Faktoren bei den Uberweisungen so begiinstigt werden, so
wird das auf die Verfassung die allerungunstigste Wirkung haben.

Renner: Durch die fortwahrende Aufwerfung der [...] Probleme wird in Wien die Stimmung
laut, die Steuern selbst zu verwenden. Es ist ein Machtstreit.

Fink: In der auBerordentlichen Dotierung liegt keine Uber-Begiinstigung von Wien vor, wohl
aber von Niedergsterreich.

Stockler: Der Schliissel fiir die Uberweisungen ist mir nicht bekannt. Wenn-die-Abgéange - Es
sind also die alten Schlissel.



151 — 1920-02-24/25 59

Die-auflerordentliche-Dotierung - Die Umlagen von Niederdsterreich und sein

Budget ist: Wenn bei den anderen Landern mit den Uberweisungen der Abgang
gedeckt werden soll, was ich nicht weil3, so ist das bei Niederdsterreich nicht der Fall.
Niederdsterreich hebt heute mit den beschlossenen Umlagen 188,5 % ein, bis 207 %.
Durch die Vervielfachung mit 5 diirfte die Uberweisung fiir Nieder6sterreich zu hoch
gestiegen sein gegeniliber den anderen Landern, weil man das nicht vorausgesehen
hat. Die groRRe Summe steigt viel mehr als die kleine Summe. Es wére also eine
Richtigstellung am Platz.

Der Voranschlag fur '20 schlie3t mit einem Abgang von 206 M[illionen] Kronen
trotz der furchtbaren Umlagen. Ich glaube, dal bei der Vervielfachung mit 5 die Ziffer
flr Niederdsterreich unverhaltnismalig hoch gekommen ist. Es wére besser vor der
Einbringung richtig zu stellen, damit nicht zu viel Staub aufgewirbelt wird.

Renner: Es entsteht der falsche Schein, als ob Wien das erste Mal oder ungerecht beglinstigt
wird.

[Ich] empfehle, daR [man] im § 2 bei Niederdsterreich teilt [in] Niederdsterreich
und Wien und einfach je das Zweifache [dessen] nimmt, was entfallen ist - [flir] Wien
41 [Millionen] und [flr] Niederdsterreich 30 [Millionen] die Finanzverwaltung hétte
zu Ubernehmen.

AuRerdem wird ohne Prajudiz zur Deckung des Aufwandes flr besondere
KriegsmalRnahmen eine bestimmte Summe verwendet, wenn diese Summe verwendet
werden mul3. Es soll kein Prajudiz entstehen und kein falscher Schein entstehen.

Reisch: Richtig ware: Niederosterreich hat 19 ..., Wien wurden Uberwiesen 21 Mil[lionen].
Es ist daher dem Land effektiv [ein Rest von] 14 M[illionen] geblieben. Die Absicht
des 8 2 [war], jenes, was das Land und was die Stadt bekommen hat, zu verdoppeln
und zu verdreifachen. Niederosterreich hat effektiv nur 14 M.[illionen] bekommen,
also [waren] diese zu verdoppeln und zu vervierfachen. Dadurch werden die Ziffern
flr Niederdsterreich sehr herab[ge]mindert, damit wiirde Niederdsterreich nicht
auskommen. Wir haben bei der Verdreifachung daher mit dem gleichen Betrag
gerechnet.

Es miRte dann [versucht werden], fiir Niederdsterreich eine Sonderbestimmung zu
treffen.

Renner: 8 2, Wien 71:71, hiervon von Wien 41,9 [Millionen]. Dann einen Zusatz zur Deckung
besonderer Kriegsausgaben ohne Préjudiz noch einen Betrag, welcher dem entspricht,
daR das Defizit nicht ganz, aber verhaltnismalig gedeckt ist.

Miklas: Niederdsterreich hat ein Interesse, dal’ es nicht so aussieht, als ob es betriigen wollte.
Eine aulRerordentliche Zulage ist notwendig. Aber es wird bei den anderen Landern
anstolRen, [wenn] eine solche Zuwendung wird nur flr ein Land gegeben [wird].
Dabei ist Wien nicht dabei.

Ware es nicht angezeigt, diese ganze Dotation auf 200-250 [Millionen] Dotation zu
erhéhen und zu sagen, an diese sollen alle anderen Lander auch teilnehmen und die
Aufteilung obliegt dem AusschuR unter Berticksichtigung des gréf3eren
Verwaltungsbedurfnisses in Niederdsterreich und in Wien und unter Bertcksichtigung
des hoheren Wertes der Krone in den Landern.

Renner: Die ganze ?Superplus-Dotation behalten wir einer besonderen Regelung vor. Dem
Verwaltungsbedirfnis von Wien und Niederdsterreich ist nicht genligt, es wird das
aber einer besonderen Regelung vorbehalten und das mufite im Motivenbericht
angekiindigt werden. Machen wir hier das urspriingliche Vielfache. Der urspringliche
Schlussel war der ?Dulles. Damals hatte Niederdsterreich eine gute Finanzgebarung
und hat wenig bekommen. Alle Steuern haben eine Entwicklung, die Hauszinssteuer,
die Hauptsteuer fur Wien und Niederdésterreich ist stillgelegt worden.

Reisch: [Ich] beantrage [eine] Kabinettskonferenz zur Redaktion aus Fink, Stockler, Renner.
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[Sie] tritt im Parlament gleich nach der Er6ffnung der Sitzung zusammen.

Reisch: Kriegszuschlage. Es handelt sich darum, die Kriegszuschlage von bisher weiter
aufrecht zu erhalten, weil die Staatsfinanzen darauf nicht verzichten kdnnen. [Eine]
Anderung ist nur vorgesehen beziiglich des Titels: AuRerordentliche Staatszuschlége.
Und die Einkommensteuer wird ausgeschieden, weil die 100 % Zuschlége in den
Steuertarif hineingerechnet wurden.

Der § 2 erstreckt eine Kriegsmanahme noch weiter. Es hat sich [als] notwendig
gezeigt, wegen der Abwesenheit vieler Steuertrager, die Kriegsjahre aus der
Verjahrungsfrist zu geben und nachdem fir '18 und '19 nicht etwa [eine] Beruhigung
eingetreten ist und die Steuerverhandlungen nicht durchgefiihrt werden [konnten],
sollen auch '19 und '20 aus der Verjahrungsfrist herausgegeben werden.

[Reisch]: Die Brotauflage ist eine Verlangerung der Brotauflage aus den Grunden, dal die
Erwartung bei Einbringung der ersten Auflage, dal} im Herbst eine Verbilligung des
Getreides eintreten wird und die Aufzahlung des Staates entfallen wird, sich ins
Gegenteil verkehrt hat. Die vorjahrigen Malinahmen missen daher flr '20 beibehalten
werden.

Stockler: Die Brotauflage wurde in Zusammenhang gebracht mit der Preisbestimmung und
Bewirtschaftung des Getreides. Heuer wissen wir nicht, wie es mit der
Getreidebewirtschaftung gehalten wird. Fiir den Landwirt ist es eine groRRe
Ungelegenheit, daR wir die Brotauflage bestimmen und noch keine Anderung in dem
Wirtschaftssystem fur das Getreide treffen. Der Steigerung samtlicher Industrieartikel
ist kein Hemmschuh gesetzt, blof3 die Landwirtschaft hat einen [...] Zustand, welcher
eine Bewirtschaftung flr die Zukunft unmoéglich macht.

Die Brotauflage hat die Begriindung verloren, weil der Tiefstand der
Landwirtschaftspreise so kral} ist gegenuber den Industrieartikeln, daf ein
landwirtschaftlicher Betrieb nicht bestehen kann.

Loewenfeld-Rul3: Die Skala wird vom Vorjahr unverandert tbernommen. Das ist ein
Bedenken. Das Gesetz wurde im Vorjahr gemacht, weil die Staffelung der Preise fiir
Minderbemittelte nicht moglich war, [wurde es] durch eine Steuer gemacht. Das
Wertverhéltnis hat sich sehr geandert. [Es ist fraglich], ob es mdglich ist, Einkommen
von 10.000 Kronen einer Brotauflage zu unterwerfen neben der jetzt beschlossenen
Belastung. Die Brotauflage vom Vorjahr ist vielfach noch nicht eingehoben und es
werden doppelte Betrage eingehoben werden. Die héheren Stufen sind enorm.

Zu Stockler bemerke ich, es ist richtig, dafd wir noch nicht klar sind tber die
Getreidebewirtschaftung. Eine gewisse Bewirtschaftung wird aufrecht bleiben und
[ich] glaube, es wird ein annehmbarer Zustand kommen. Die Hauptfrage ist die
Preisfrage, das Kontingent wird nicht angefordert. Mit [...] kann man nicht
auskommen. Es fragt sich, ob der Preise festgesetzt werden soll. Unter 600 Kronen
wird er bestimmt nicht sein.

Fir die Landwirtschaft ist die Brotauflage nicht so entsetzlich. Der Landwirt liefert
hdchstes ein Drittel ab und fur den anderen Teil, der zur Selbstversorgung dient,
verzehrt er sein Brot viel billiger als die stadtische Bevolkerung. Der Riibenpreis wird
mit 100 Kronen bereits festgesetzt.

Ich bin der Meinung, ist es notig, das Brotauflage-Gesetz einzufiihren? Es wird 100
Millionen tragen, aber sie machen uns nicht reich und es ist ein vexatorisches Gesetz.
Eine Brotsteuer ist immer odios. Ich ware dafir, von dieser Steuer abzusehen.

Eldersch: Da von dem Prinzip, welches friher Geltung hatte, die Lebensmittel zu verbilligen,
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vom Staatsamt fir Finanzen Umgang genommen wurde, [bin ich der Ansicht, dal3] die
Brotauflage fallen gelassen werden soll. Nach den Satzen der
Personaleinkommensteuer habe ich nicht den Mut, noch die Brotauflage
dazuzuschlagen.

Ich beantrage, das Gesetz fallen zu lassen, weil alle Voraussetzungen fir die
Einbringung des Gesetzes eigentlich nicht mehr bestehen. Nachdem der Staat nicht
mehr so viel darauf zahlt, ist eine solche Steuer Uberflissig.

Fink: Der Staatssekretar fur Finanzen wird sehen, dal3 das, was durch diese Steuer
[her]eingebracht wird, wird bei der Preisfestsetzung dazu geleistet werden missen.
Wir missen trachten, moglichst zu produzieren im eigenen Land und wir missen
abkommen von dem Grundsatz, daR man meint, man hilft Osterreich [dadurch], daR
man es maglichst billig [ab] gibt.

Ich richte die Aufmerksamkeit darauf, wir missen [uns] wie in Deutschland, um
durchzuhalten mit allen méglichen Mitteln auf den vermehrten Anbau von Kartoffeln
zuwenden. Wir wirden dann Kartoffeln erzeugen, so kénnte man die Leute damit
ordentlich versorgen. Wir haben in Vorarlberg jeden gezwungen, dal3 er ein
bestimmtes Verhaltnis seines Grundes mit Kartoffeln anbauen mufite.

Diesen Zwang konnte man vielleicht nicht fiir Osterreich anwenden, es miiRte aber
doch so weit gegangen werden, dal® [wir] mit allen Mitteln und besonders dem Preis
trachten, die Kartoffelerzeugung zu beférdern. Dann kénnte man Mehl und Brot
erganzen.

Aus diesem Grund sollte die Finanzverwaltung davon abgehen, noch eine
besondere Steuer einzuheben, weil sie sich im Preis zu stark ausdrtickt.

Reisch: Ich bin sehr tberrascht, dal die Herren jetzt ihr Herz fur die hoher Besteuerten
entdecken. Voriges Jahr hiel3 es, die Reichen missen den Abgang fir die
Niederbemittelten tragen.

Die Brotauflage ist auch als Sondersteuer flr die Landwirte beabsichtigt gewesen,
welche als Selbstversorger unter der Brotteuerung weniger litten. Es handelt sich um
eine spezielle Steuer mit 105 Millionen. Ich glaube nicht, dal} man davon Umgang
nehmen konnte. Alle [...] die Selbstversorger, welche unter der Brot und Mehlteuerung
weniger zu leiden hatten, sollen zur Steuer mit 65 Millionen herangezogen werden. Es
war das ein Ausgleichsbetrag.

Diese Steuer wird nicht als drickend empfunden. Tirol hat den Wunsch
ausgesprochen, einen 100 % Zuschlag zur Brotauflage einzufiihren. Die Belastung der
Landwirte ist gewi3 nicht unertraglich.

Stockler: L[oewenfeld]-RuR hat gesagt, daR die Preise nicht so bleiben kénnen. Aber wir
konnen nicht das Brotsteuergesetz einbringen vor der Festsetzung der Getreidepreise
flr das n&achste Jahr. Das Vieh mit 5-10 Kronen [pro Kilo] Lebendgewicht ist etwas
Furchterliches im Verhaltnis zu den Preisen, welche die Landwirtschaft zu den
Bedarfsartikeln zahlen muR3. Ein solcher Widerspruch ist nicht moglich. Ohne
Getreidepreiserhohung kann ich mir eine Behandlung des Gesetzes im Haus nicht
vorstellen.

Renner: Die Belastung der htheren Einkommen durch die ordentliche Steuergesetzgebung ist
ohnedies beabsichtigt. Der Betrag von 65 [Millionen] Kronen als spezielle Belastung
des Grundbesitzes ist kein solcher Betrag, um eine MaRnahme, die von einem, Teil der
Bevolkerung der - odios empfunden wird, aufrecht zu erhalten. Es sind auch alle
Unterlagen ungewif3.

Diese Vorlage wird nicht in den Kreis der jetzt einzubringenden einbezogen und
zuriickgestellt. Die Vorlage scheidet als Spezialsteuer aus [...] und [wir] behalten sie
einer besonderen Regelung vor.

Reisch: Dann sollte [man] im Gesetz tber die Grund- und Erwerbsteuer statt 35 %
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Grundsteuer dort weiter gehen. In der Grundsteuer ist 80 % des Katasterreinertrages.
Die Grundsteuer wird auf 40 % erhdoht.
Zurlckstellung der Vorlage nach Behandlung der Getreidepreise.

Renner: Die Vorlagen werden wenigstens in einem Exemplar [am] Donnerstag eingebracht
und begriindet durch den Staatssekretar fur Finanzen. Die Regulierung der
Effektenumsatzsteuer ist anzukiindigen als noch in den Komplex gehorig.

Reisch: Es wird unmdglich sein, die Effektenumsatzsteuer auf die Hohe der
Warenumsatzsteuer zu bringen. Sie ist 0,6 Promille, die Warenumsatzsteuer 15
Promille.

Freitag 3 Uhr zuerst Personalsitzung.
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(n Die Befimmungen #ber die Beweriung ot
favferber  Begilge wud nody nidi falliger Berfidge
rimgdenfprliche (§ 14) bletben unbegiifrt.

§ 12

oy Snfolpett &dulben wnd [aften infolge ihred
wirtfhaftiidien  Znfommenbanged ein - ber - Steuer
nidht wnterfiegendez Wermbgen  belafen, find  fie
vom feperpfliditigen Levmubgen wnicdht in HUbgumg 34 R
bringen. Bon Dbem an das Jnland  gebunbenen R
Bermboen (& 2, Wblah 1, 5. 2) tonnen Sdulben. o
nob  Roften uur in Abgng aebrady werben, fotweit
He vpermiige Dbes  Detehenden mwivijdjaftliden Bu-
fomimenfanged Diefed Wermigen Dbeloften; in Feinem -
Folle boarf ber Ubsug grbfer fein, ald nod dem
Lechaliniffe der Hejomt{dulben wnb  =laften
. bem gefamten %ltivvermbgen auf bidjes gebunbene
Bermbgen entfdllt, _
o Ein wirtfdaftlider Bufommenhong i ing-
- hefoubere angunefmen, wenn eine Sduld ober Lafi
sur Grewerbung nber zur Berbefferung eines Ber=
“mbgensteiled ober fiir Bwede bed Beiriebed einer
Stend= ober Foriwivijdaft ober einer anberen Er-
- werbfunternelniung cufgenommen worben ift. . Die
Eintragung tm Srundbuch  nidgt mafogebend.
o Fhdftduabe on FElligen Bffentlidun Hbgaben - |
D - ani @tener- und Gefdllsfirafen find, foweit fie
nidt gefiunber wurben, nidt abzugsidbia.

& 13,

@ Das fenernflidhiios Vermibgen it in bex Regel _
Coei o (§ BT) nnd) bem Stanbe und Werte fetner eingelnen |
SRR, oFelle tomic 310 Degermber  bed: bem  breijibrigen
coan e Bevanlnpihgsieittaume (§ 16) vorangebenben Jafred
ber Bermboensfener au wniergiehen. Der gleige
Goumbdfal giff fHiv die Verechmumg dex abjugslihigen
C@eulben ymb Saften, :
 2Bikd  ber Beronlogung  der  Einfommen= 0
ftewer Ded  Gteuerpfliditigen bie Bevedmung nady 70
Wietfhafts(Bifaug)jchren  pugrundegelegt (§ 156 .-
SO &t @), fo it aud Bei ber Fepitellung bed
fteuerpflidptinen LVermbgens der BVermbgendftand am
Sdinfle bed lepien Tirtichafts(Bilonz)jabres mnfe
. rgebend. T

Bewertung

§ 14

 Die §§ 19 und 25 bis 32 bed ‘Eelepes fiber
bie grofe Vermbgensabgabe fnben {inmgemdje M=
fuenburg. - e T

@ Pom zmetten Bervanlagungsgettrame - dn find
jebuh inlindifdge und ousiindijde Wertpapieve il
Einfhuf ber Rriegdanleihen bes ehemaligen -Biters
veidhifGen ©iaared, weun fie an ber Fiener Divle
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notierd i‘mb in aﬁen %aﬁen nm ﬂi)fem @fmer’fatf
fouft mit bem Berfanfsivert angufehen.

3 Die Defondere BVefthmmung iiber bie Bemez- LI
ting ber nach dem 1. Fuguit 1914 cingegangenen |-
7 Rapital=  und  Rentenverfidevangen  wady § 82, o
- Ubia 8, bes Gefeped itber die grofie Vermbgends L

- pbgabe fonmit e bet ber Wertermittlung fiiv ben
- etfren Bezanlagungsseitronm gur Anwendung. :

CYusm a'ﬁ:bér Etewer
§ 15,

W Bon hem Reinvermbgen der nadh § 2, bfais 1,
-3.,1 unb Abtay 3, feuerpflichtigen Pesfonen werden
- gunBdhft dle tm § 4, Ubjah 1 unb 2, angeffihrten
- Betrige ausgefdicoen. Bon  dem  veftlichen Ber-
< idgen, Dag nady meten - auf cinen burd Tanfend - -
. teifbaven Betrag abzurimben it (BVemefjungdgrmnbds - -
“lage) mird bie @%euex bemeﬁ?u unh Betmgt fur iched

. @teuer;af)x :

S by e eriten” angefnngcnen e
Dbm wollen 20, OOOK.I s 0t Promtille
“bon ben nifhften’ ang,efangcmn e

B I YR bnﬂen 40000 | [ -’_4)*7 "
£ EREE 1) “ben nédhften anqemngenen e
I phet bollew 80, QooK oo e ._'___1‘_'0 T

: bon ben nidfen angefangenen SRR
"-ﬁ‘ser nnHen 180, QGOK ' O

" %efmgen

.ﬁaeé

i i X
i a@t mt 3,11)?: TBrmmI[e heﬁ Qﬁumﬂgmf’_ iwn'ieﬁem

%emniaqungggeanaum

§16

if)ie %emlﬂﬁglmg ber - a:sermngcn?&euer mfﬂigt S

: fm eineit. Jeitvdwit von-je drel Stewerjafren (Bées
Cenmlagungdgettemim ). Der exfte Bevanlogungdeitramwm -

Cenbet mit Dem 81, Degermber 1928,

£vt ber Befteuerung

g 17
: SDte %’annqm éftéutr with bort bemefien wid o
borgefcﬁ)ueben wo gemdp § 176 B. S @ pie
Gintfonimenfioner 3 bemeffen wnd vorgufchreiben #E
pber, falls Had Wermbgen einen Cretrag abmwerfen -
aoHizoe, g Demeffen und porgujdyreiben wdve. .o




notiert find, in allen Falen mit ihrem Steert
fonft mit bem DBerfaufdwest angufepen: -~
& Die befonbere Veftimmung fber bie  Bewe
tung ber nad) dem 1. Uugnft 1914 eingegaingenen -
Rapital=  wnd  Rentenverfigermgen nady - § 82,
-Hbfay 8, Des @efehes diber bie grofe’ Bermbgena-
_ abgabe Tormmt nur bei ber Wertermitilung - fiie Hon
- erftet Beranlogmgszeiteaum z1c Yniwenbung. '

Angnioh ber Stewer, .;'

& 15, .
(u Ban bem S%'einmrm‘égen per nad) § 2, Ubjaly 1,0

B 1 unb Ubfap 3, fenevpfichtigen Werfonen werben -

O pmddit bie wn § 4, Mnfap 1 b 2, angeflihreen
- Betrdge ousgefdhichen. BVou dem  refifichen Ber-

.-'.--1mﬂg'e'1't, g nad) wten ouf ciwen durdy Taufend
teilbaren Betrag abyurunben it (Bemefungdgrunde -

o lage) ‘wirh bie Stever hemeffert und beirdgt Fiv jedes © - |
Stenerinhy ' S :

djten arigefangenen

biten anger

Sl s _
o Die Beeanlagug ber Vernbgensirenee evfolgt
U Ceinen Beitiaimt vonje b Steneriabrei (Vex
- enlaganiggseitvauny). Dex erfte Beranlagitngsse

| mbet it dew 31 Degember 199

S Die %éi‘fnﬁgéﬁéfieiter ith ovt bemeffen unb

'IZZI-t_)pt'géftﬁriebén, wo gemdf & 176 B. St B bie .

L @tafommenitener gu Demeffon unb oovzufdyceiben 1
vber, falls a8 Bevmdgen einen Grtrag abiwerfen
Joiftvde, s beweffen und vorzuidreiben whre.




Tvgone bet @teuerbemnfﬁgung"

§ 18,

w- B Bevanfagung  der Bermbocasfienes Hab
Bie fiv bie Beranlogung ber Sinfommenficuer pe-
fellten Felibrben 1inh Rommiffionen bexafen.

_ ) Die 8§ 177 big 108 L. St @&, fher bip
Sommifiionen finben ach auf bie Lernbgensfte gee
finmgemife Unwendburng.

:

3 19,

: Dilisorgane beg Stenerbehbrbon unh her
gElomutiffionen - mwechen - Bemertimgarite

befti e -
ce e Der Bewerhmysrat: ot “bie’ “9ifgabe, bie
fir bie Bermigensgbewertung maBgebenden - @runds
- Iogew guoermitteln und  jiher bie’ Bevmnigensiverte
U Butadten i exftatten. _ R
Lo B Deftimmmnger b8 § 196 Boet @,
dber bie Berpilidtung  per Sommiffionsmitglieper -
gur Geheimbaltung finden andy auf bie Mitalieber
- bed Beweviungsrates Unimenduryy, ' - o
) Tie  niheren Befrimmungen fiber bie St
fammenfebung, Befugnifie, Buftdndigleit und Sefdifia-
- fithrumg  ber Betwertungdudte werben burd) Bolls
gnadammweifung getroffen. i

~Becbindbung bes Berfahrens mit desr
@Einfu-mmenﬁ-encrueran[agung.

§ 20

oy Ble Bevimlagung der Lermbgensfteuer fo wie
alle sorbevetionden und fonfhigen Berfliqmgen nup.
Amishardlungen, weldje ber BeranTagung -dienen,
follen 4n her Hegel gleithzeitig mit ber Veranfagung
ber Einfommenfiener fiir' bad bem breijfifrigen Ser-

. anfagungSaetteanme oovangehende  Stencrjabr wnb
wit  ben biefer  porarsgehenben Berhandlimgen
evfolgen; D ' o
o Die SPerfonenftands: und Einfommensuady -

S wdthungen (8 185 und 200 BBL @) find audy
O be Beraniogung bex Bermbgensiouer 1 vers
wenben mnb  zu viefem Behufe nadh nifever Wne
o weiiing hed Gtaatsiefrotirg iy Firangen fo eingus -
Criditen, Saf fie oudy fiber nie Bermigenafteuers
* bfichtiaen entiovedienten Uufidug qeben.

E’Eiegsnfc@a?téfum&er,
§ 21.

Der Staatslefrerdr fiir Finangen 15t 'eruzﬁd}v”
tigh, burdy Wollugsanmeifung die Anlegung cines
Lerifatafters fiber alle inldnbifden Legenithatten
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w WE Stiditag o BVeuctetlung  dev fiir bie
Bemefrung  mafoebenben Umbinbe gilt ber Feit-
pind  bed in %Wbjap 1 begeidmeten  Ereignifies
Finbet foime Teubemefung, foudbern bie Erpdugung
ber Bemefjung einer bereits frenevpflichiigen Werfom
ftatt, fo it ble Steuer bow bem Di8%er. vevaniagien
Termbgen febiglidy unter Hhguredunng bed  nad)
Fhing 1 zugroadiensn Bermbgend zu Densefien.

& 31.

0 1. Das Exlb{den ber Steveepflicht oder beven -
_ . ; Einidyednbung (& 2, Wbjab 1, 3. 2) durdy Wegzug
SR o S L and bem Snlanbe werben von bem guf ben Feg:
- ' L Do g fetgenden Sona, _ 7 S
- S g had @eibiden ber Stenespflicht duvdy G
N ST antmovhung einer yuhenben @cbjdaft, durd Bebenge
“pher Fibeifommifanfall rirh ben hew af ble Ehe o)
-evtworisng - folgenben Stenerjalve - an  berfidfihtigh
o) Weift ¢in Gleveryfidtiger nah, baf ein Teif
-ped bet ihm berfencrten Bermbgens jeit Beghm bes
Feronlequngdzeitedimes toegoefallen ift amb _
1. baly  biefer Well Bei  einer  anbeien
erfon ber tulindbliden Bermbgensfiener unterzogen
-toith pber . B
_ 2. bafy ver Wegfall dusey Rerlufie vevvrfadht
‘worbei i usd fidy bed verftencrie Bermigen buburd
wnp winbeftens ein Mievte! perminbert Haf, fo it
: _ o bte Termbgenshener von bem auf bie Dermbgenss
o : A ‘ minberunyg folgender Monate an auf Hen dem vers-
. - . ' Bleibennen Bermbaen entipredienden Sieneviah Herahe
gumrinders, 7 o
@ Wird bie Wnzeige von  dem in Wbfag 1
unh 2 enpefithrier Gueigniffen widyt immerfeld wvow
14 Togen nody berew Eindritt Del bev zuftiudigen
Stovierbefirde erftatiet, o werben bicfe erft non
pem ouf bie Wnzelge folgenden Monate en Derfic
Tidhtigt. : :

. o Becbot und Wughitigieit der auf’
RIS o . cobielberwdlzung bev Bevmbgensdfener
' gerihtoten Beveinbarungen

ay- Becivagsmbige Bevelnbarungen, welde In
pem Ginne getroffen ivevden, bef  die Bermbgends
ftenier gomy  ober g Eeile pow elner  andeven
Werfon  al3  Dem  Sieyerpilichiigen - pher  einer
an felney  Houdhalbung  gebivigen Perfon (§ B)
getragen werden {oll, Hnb perboten und shue redis
Hege Wirhmng. ‘

@ Devjenige, ber  auf @runb  ener  folden
‘Wereinbaving over Berfligung ehwad purd) Bablusg,
Huredomg dber in {onjilger Weife geleiffer Gat, it
bevechiigt, - Dic Hfidiielling bes Heleifieten von bem

0ooo3s9




tstwezpﬁ dthean Dimren der- g 1479 ‘oea afi".:
gemeinen bitegerfiden  Gefehbudies - feffgefeg’ren %er, o
af)rungé?nfi au forhern,

11, %ezmﬁgmgaﬁm@w&mm:_:

tenerp?[tr[)ﬂq? ’l_‘?c{mnw
§d% .__._

L Der %exmg"'m%mumﬁ%fimm umerucgei* bw o
nady & 2 bevadgensftencrofliditigen” Bexforen damn,

- tenn §idy et ber Bevanfagimg bex %ermﬂgenéﬁeuer v
iz ber it bem 1. Sdnuer 1923 Eaegmnmben gbeg L
etign folgenben Beranloqungdpeitvaum  ein iteuev

| pilicitiger flffs.mdqenﬁgmna{f); ergibi,

Gegen f’a anb-ber Stever,

_ ) Ded Geg mmmb ber Gtenst Bilbet ber Beteag,
e Dog e igf, flte fienerpflicdhtige Metnvevmbgen
(”'nybem[dgm) bag fir  ben - povangefenben 23‘6

lgungsieitronm b £crméqe waftewer (nafgebender.

i{scmﬂagimw fream) o feftgeftellte | Meinvermbgen
{Hnfangsvennigen) - fberfteigt,  Dag Wnfangsd- b

Enbbermbgen find febody ohme Berhidfgtgimg ber: o

it § 4 eingeefivoden Befrehungdgronzen mafigebend;

iy

g Dicfem Bwede ift bad Ynfangdvermbgen, e, i

£8 bie Defreite Graze wiht eveefdt Lat, sur Beyr -
anfagrng ber - BernidgenssnwaHifience exforderfithen -
Falles voin  Steuerpflidtigen . nodpuoeijm,. - Dasg
 WHivoermbaen § buiiﬂqe nve Gdulben unb  Lajren
- Bietben Bri bey fheft jteffung hed %tmmsﬁmmfagmé
aufer Betradyt,

(2 St bn Le“wdgonaftehew%[}i swifrend i)eé U

niafipebenben Beranlagungsseiianmes _
- 3 bm’d')- Bugig in Dded - Suland (§730,
9bjal -1, B. 1) meuw Degeiliudet pber eriveifent
worben, fo gilt dad Hlelnbermibgen tn diefenr Jeits
“yuntie risa %J.n%mmémm ibpeay. .

20 hztcm Hugidpeiven  bes ofezzcxpﬂtaf)ttqat

auP ‘pERRL &;mz&gahmxg begriiabet pber eriveifert :"
" foorben; f0 4ft Dad .Qﬁsl$afngmr11t'ﬂgezi ves Gtewsts 1

': bfﬁf}:}iw(‘u ‘an et fitr ben maBjebendeit Verams
lagungsaeitrinm gvlfenben @ttf)taq feibitdndig fe?ta-:-“
- guftellen. N

§ 35 .

Bom Endpvermbaen find abpugiehen: - -
1. ber Weet bes Beembgens, ba3 ber Stewers
“piliditige wifrend bes maBgebenben Veranlagungs:
jeitrmimed  burd) umentqeltlihe Bermibgensiibers

traqung unter Lebenden eviworben Hat, Joweit. bm-_i_
. eingelnen Buwenbungen ben BHefrag bon 3000 K




1E

fiberftiegen  Gaben; mafigebend i Der Wert Fur
Beit der Ubertragung:

3. Der Wert bes Bermbgend, bes  Der
Stenerpflichtige wibrend bes mafgebenben Beran-
logungsseitrotmed durd) Bermbgensiibertragung pon
ipbedwegen, burdy Fidbeifommil ober YehenBanfall
erworben Gat, und bes pon ifm zu ver{teuersnben
‘Bermbgend von Perfonen, die wihreud biefes Beits
roumed weu in jeine Houshaltung (§ 5) eimgetreten
finb; bie Abrehmung findet jebod) Beyiliglich jemes
MWertbetraged niht fiatt, ber Dbeim @rblaffer obey
pbev Der in ben Hansdhalt trefenden Perfon ober
bet bem Berftowd ber Haughnltung, Her diejelbe
bigher amgehrt Datte, einen flenerpifidhtigen HBers
mbgenszuwads gebitbet Hatte;

3. bie Beemeheung des BWermbgens, bie
wihrend bes mafgebenven Besanlagngszeiteammes
puedy Unipandlung inlinbdifhen pder audlinbijden
Heuerfrelen Bermbgens in freweryfliditiges Devmbdgen
(§ 9) eingetreten iff, wmit dem Werte bed Tefiteren
i Beitpunfte der Umivandlung.

-

& 36.
Dem Enbvermigen {ind Hingugucedmen:

ber Weért von’ Permbgenjdatien, bie ber
Gteuerpflichtige - whbeend  bed . Weranlogungdgett=
raumed | wnentgeltlid) unter Rebenben an  anbere
fibertvagen Hat, fomeit bie eingeluen Fuioenbungen
ben Weirag bon 3000 K dfiberftiegen Haben; mafe
aebend ift Der PRert gur Beit over Uberivaging;
ver  Bedadjte Daftet” verbiiltnidmdRiy Hir die
Bteuer;

2, Vermibgen,  dag dund) Husfdeiden bed
Eigentimners aug bent Haushalte ded Stenerpiliogtigen .
betin eefteven ober Dbzt bemt Torftond ber Hous-
haltimg, in welde berfelbe eintritt, Heuerpflichtig
getnrden i, mit dem Wert gu Beginn bded Bex-
anlogungdseiivaumes;

3. ber Weet pon Jteuerpflichtigen %ern‘sﬂgeu,‘
bas dlhrend  bed Beranlogungdzelivmmmes in bex
Gtewerpflifgt  niht unteriworfened Bermbigen bver=
wanbelt wotben ift, mit bem Werte jur Jeit biefer
Twiwandlung;.

4. Betrdge, dle der Steuernflidtige wdbrend
bes’ mafigebenber  Veranloguugsdseitrounmes  guy
Ubftathung  der  grofen %ermﬁgenéahgﬂbe et
ridyter Hat;

5. Einfommen ber nady § 2, Mbiop 1, 3. 1,
fteuerpflichtigen Perfonen, bas widt eus au@[anbﬁcﬁ
gebunbenem BVermbgen famnt und gur Erwetbung
ober Bermehrung auslinbijd geﬁunbenen Berinbgens
gebient Hat,
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%emnfnann ber E\?sexmﬁgenszumaaﬁé'_
ftewer ans s);[nIa‘f; bes %eggisgeﬁ uué.

‘bem JFnlanbe

& 37.

Endet bie %ermngené]éeuewi’{[rﬁi burtf) %eg—-.._.

L 3ug muB bem Fulombe ober wird fie ous biefem

nlaf eingefdrintt, fo it vas Enbbermogen -gu. °

biefem Beitpuntte fefmz?tef en unb bie Bermbgense

guroad)sitener su bemeffen, wnd jwar and) bann,

- Cwenn ber Weaaug vov den 1. Jdnner 1923 falle.

ﬂ}crfwt und ilngulhgfe‘st her auf hte
ilnelrmal«;unq bey Bermibgensdzuwads:
ffener gevidhteten Beveinbarungen -

§ 38..

'%f‘fe'mﬁaamime‘t ither bie- ubcrwctfaung bet'

%emwgenég,zzmacf;afteucc find i gleicher Weife vers

boten wnd ungiifiig, wic folde, bdle HG auf bie

L’ibctmﬁigang bev Bermbgenstener begichen. .

o "%eftewnq nouber %ermngen@ W o i 8
o R ﬂequ

§ 39.

Beteligt - ber Vermdgensznmadsd nicht mehe
a qeisg .

ald 15.000 K ober bag Gnboermbgen it mehr
aldg- 40.000 K, foelhy Tepterer Betvag fid) wnadg
MaBgabe bed § 4, Ubfak 2, exfithe, o wid eine
“Bermbgengzuvadsiteuer nidt verantagt, Beb ber

~nfidiften Levanlagung find bie beiben porangehenben -

Beranlagungdeitvinne der Vermbgensiteucs alg ein

einbeitlidjer mafgebenber VWevanlogquugsgeitvaum g0 .

behanveln und & ift bemgemdh ouf bos Unfangs-
permifgen gn Beginn ded erjieven guridyugehen.
Husmah ber Stener,
§ 40,

) Be @tﬂtii‘t betrigt  Dei - elnom %er1nogen§~

2 :g;umac[j; , .

nnn nichi mehr aIu 30.000 .08 Eﬁwaent
” 30,000 big 50.000 . 075
v - BG.O00 100.000 ,; &g
«  100.000 300.000-, 105
s 800000, 800000, © 12
, $00.000 -, -1,000:000 , .'1'3b
W 1,000,000 ;5,000,000 .15
g 3,, /3,000.000° ;7 10,000.000 . 178
Cfiler 110,000.000° K. ......2
bes” Bermbgenszuivadies,










bet Deantmorivag  ciner ven  uftdnbiges Seite an
o geridireten Feage obee pur Pegriinbimg  eines
Nedpominels pbey behufe Grlangung clner Slener
befrehing wurithtige Angubew mocht ober Hiy Vers
icocigungen gufdusbes femmsn 8 vie geelgmet
find, ble Bomelfig a0 veveiteln, dle BeweFung
einer geringerrn o pev gefeplichen Siewer obex
e nidyt gebifrenbe Vefvelmng zn vevauninffen,

§ 46!

Dpr Etcwevverheimdidung mady jd {dnidig,
wer wifentiid)  owdt ver Wby,  Fewerpflicytioes
Beymbgen ber Vehlroe ju vevbergen, ber {hm nad)
Dietem Gejets sbliegenden PHidt mur Einbringuag
eines  Befenntniffed In der vovgeldheichenen FHrift
wicht nadhforoms '

5 47

ar Der Breverintergiching wnd  ber  Stever-
verhebmlidueg  wadht fd oand) der IMadihober
juidig, ber dlefe Handlungen ober Unterloffongen
bei #lpsiibung ciney Bevtvetung vernivmt, C

2 Tiefelben Rergefen toerden ondy durd Un-
ftiftung und Beihilic Degongrn. Steafivei bleibt, iver
bie Beibilfe infolge  eiver  bund)  witt{daftliche
Hbhingighit Dbegrinbeien Nitimemg  lefiet, es fel
benw, bak wr auf eine ven der Belirbe geffellte
Univage wnvidpige MAngaben madit. '

@ File de nady Wbjak 1 wud 2 veringten
Gelditrafen Gajiet mit der nué 5 286, Ubfay 2,
bed  Werlonalftenerqefebed  fich  ergebenben  Ein-
idyvinfung bex Sienerpilichtige. _

oy Ter Perfudy untealiegt der fliv ble vollenbete -

- jtrafbare Sanvhung Fejlgefepten Strafe.

% 48,

my Wegen Steuerhintergiebung  und  Stenevpers
- Betmitdping  find eldftrafen zn oeehiingen, mwelde
bei ber Stenerfinterziehung bag Dreis big Newn-
fodhe, Det der Etenevverbelmliding das Fwei- big
Sehstache beg Betvoges, wm pwelden dle Stener
ecflivst  ober  oer  Werfirgung  andgefest wunche
*(Strafbemeffuugsgrunblage) befragen.
S ey Menny biefer Betvag midyt aiffersmadBiy genos
- felgeftellt twexben Taum, o ift feln wabrideintices
Angitah  ber Bemefinng  der Geldifvaie jugrunde
s Tegen. _ _
o Wleben der Gelbiirafe fon audy cive  Wrieft-
fteafe vevhdngt werben,
1) wenn ber Bejdulbighe tu ben lepien filng
Jabren ovor BVegelmg ber Tat beweltd wegen bew
nachitehend  angefiifeten  Steverpergelen  bevuvield
worben ift (Ritdfall). UE devartige Steuervergehen
gelten: bie Hintergiehung, Vecbeimliduug wmd e
fifirding der Rermbgensabgabe, einer biveften Stenier
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Awed dry Bermbyendiisucy
ik per Hermbgendpumade

feper tm aligemelnen.

A Devmbgensieuer
Aiped der Bermbern
fm Defnnberen. - :

[

Eftemer

Bemeehuugen.

PSR

T nligRieieen.

A Uaterjehioh v bev qrofen Beomiogensabgabe, bie ald augees
ovbentiidie dRofuabie bagu bejtinont 1, bem Befis ein etimaliges fdveres
Opfer zur Wilberwng  vev auferovbentlicien, bebyiideubey  Fnangiellen ¥
Tage uwjeres @taates wmd il dic Liguidicrung Ded HriegSzuflanses feliey
Finangen aujzneslegeu, bitoen bie fovtlanjende Bexmbnensfrener und die Bev
mbgenszuwadsitener einen Eeil jener Speucmnafuaimen, bie ber noiwendige
banersben Boemefrung tor Stantdeinnafmen blenew amb zualeid)  bie

fangesn  bringende  Feform unjeres . Gyjtems e biveften  Stenern S
Teiten Tollen, S

| e jnnadiit die fortfaufende VBermigensfreuer:— filgenbeit
giiin lntexfdiicde ven ber groken Termbgensabgabe, Tiry Weombgendjteaet
“genannt — aubefangt, o foll bicje ol eine Erganzng by FEinfoaineis
Tewer nodh bewt Beifpicle ber metjten Nadharjtaaten (bautdie Staaten;-zapl-
roidie Schweizer fantone, Wngaen) *) vov allem, die pofere frencifiche Qeifiuh
Filigfett ez Beftbeinfoummens gegentiber dom Mebeitdeinfominen, die in Huierer
Ginfommenitency nidt berlidiigiigt wid, bev Sidatsmictidaft sawerad - mud
vegeDmdRiy wnpbar waden Hudy vie LeitngsiEpigteir, die in bex
oes Mefises bed  fatfichlid) ertvaglojen, aber Do “pie o MLoglidy

L Ertragigerotnung  qewdhrenben Bermbgens fiegt; foll bancrnd antdgentht
“Uwgerben. %ion ber chmwoligen Beymbgensahgabe, - aud joreit fie i

30 Safre  verieilten — Jaten abgeivagen wivh, teedeidet fid bic
faifenpe  Bevmigensfrouer  dadurdh, vek jenc beg  Bermbged nod)-
Stand in ¢lneni beftimmiten Hugenbiid eviapt, naditeighidy” il DilSewbe

nug e Uudlande ecinfliefendes Wermbgen aber Feeilifits oo Bermbgenditeiier
piigegen eifft bem joweifigen  Beembgensbeiif, ‘paft §ich Dajer bem Tedhiel
ber otetidhoftiidyen Berhiinfiie im <‘aﬂ.gc'm'meu-u’ﬁﬁ ver Wefiperteiing 4w
Tefonbeven enge an. L . Ry
Co Die Bevbelaftung - bes Befibes ecfolgt . beczelt vy bie beftehenben
Gitragfencen bt i gulanglicher wud “aang Gefriehigenber Theife, WRiE bed
Togitung  ber Ginfammenfioner, dle in Wnbiay - gebrady wirh, wnd - bie
Arheiigs md - Beligeinfommen 0 gleich entpfindlicher - Weife trifft, it aud
ine Gehbhng ver Worbélajiung e Betibes wetlaflidh. Die Gtoatiregiernng
glnubt, ok eine  aflgeweine  ErhbGung pev @redagitencen, bie jo auh bic
fiegeqen befordecs empfintlidye @ebauneiiener wfafjeii witebe, nibl am THake

“yotve with bie Sdngel bes Heutigen Grivagiteietjpftems nur peeidyirfen woiihe

_'9111bré:r{eéi~:? mnfy eire Steform ey Frivagftener, §idim engen Aujausenbang
Comit ber in Wuslidy  genemmencn finan{-;-ief.{m'_i}'{u%e'manbeﬁe:.tjuug wijdel
“Stant unb  Canpern jrehr, Dem Beitpuafie bicjer Yuseinanberjelring vorbe
falten mwerben, Die  Staaksvepievaig jhlant - Daler gegemndrtly o einen
befoubeven Gejegeniimecie e geivtije Bieigerngen bei der allgemeinen o

" werbfiener ind  @rundiucr wvov, bit ledigitch ben Defdyriutien e Laben

~ bie buvdy die Geiventmerinig nody verjdiifien Ungleidbeiten bex Erivaghteies
weilioeife gu milhen Siatt etacr Villgenmeinen Erhdhung  bev Ertvagl
oty einey @vhdhuung dev Quiegasiidlige  gu Dicfen bringt e bie

o fihig - einet aflgemeinen Recnigensdftener in Wntrng.

) Bimige etajifigige Gelehe lind -ih.':_ﬁ‘e{{'ﬁ.g.e ‘B wichergegebern.




Fuciiihring

W enjpridgt ndwmlldy cwner aften unb hcuvamtcn Erfabrm
Febler, die {elbfiverfiublidy einer jeben Gteuer. nn{}nf%m ' ;
068 Etenerfufes uenumrfan‘ ‘bpied Tegt o8 nabe; “eineu bt ber St
bir Staataften tinmal nmwerncididen Stenerdrud §o - weit wiglich
Beridy ebene Stenerfornten gu. borkeilen. - Gine jtdrteve SRamnigfaltigheit bl’
ot i vt - veridébinen © Seften ainb - it verfhichenen Teiyist
“uﬂ'Qe‘uinlg infeit i erfaffen imrf)tcn ermiglidit 3 oid)

"Su.m" ble- bie cine Stiner ofjest Takt, mit bér anberen sudpniilen. Die
_-11;1;31‘:1".[ mmifeiten, | die - ben Ertvogiienerw nehen Cfven nod) - fpRter g0
?Uﬂ‘”h?x‘;b(‘ﬂ Bovgdig '_ pujafien,  aber -, qemiﬂc Hnnoﬂfnmmrnﬁmim pEre

B mmn_m_ntﬂm el embfcfﬂfm B8, eine v nensrlidhe ?}ﬁtégefmlfung';,

ber  Perforial-

Beuervefovin.

@nﬁrm B
: veforre

Pestonaiforner.

vin 1R9E,

Keijfiting ol

bor Cwinetren Edcfievs widt suvlh e eltere allgemneine Eehshiing * ber
Sfichenbeil Grtvanfeneor - und atdt allein - durdy éine Ehihung ber G-
tommentieney, . fonberi b iy bie @infligung der BVermigenditerer in unfer
Syleti ver diveften Stonern ju bewerfreligen,

Tie Etnfiigvnng ber Bevwmbgensfrener nebén der Gin

'%mumnsﬁn;m snhopen Erivagfienern tieat vollfommen n Huge

jemer Hmgelaltung - unfered  bivelten  Stemervipitems  wic Jjic
prvd) . oie “Lh!m, H:cﬁ(‘nvmrm beé -;“;’gaf;ra*f’ 1896 eingeleitet”
merhen it o ' SRR A

Ui behentfamite fﬁnunqemd)aﬁ bw} “Reforwr oy bie Eindiigug

Ceber ph;eﬁm‘n Weneralftener, ber @nfoumenfreier, . in bas Steucr-

el hiefr, - bie, veridhieben  pon - bes Ertiapficuers, bad  vetne ®efomit
o elner ﬂ:ﬁ‘rf'@u alz widtinften Mugheud  perfinlider Zeifinnges
jdbiateit cefait und mady  befen Hihe unter BVerfidfiditigung gemifer, die

v

u;iwnhd; béfranh woT hwm S]%e!furnz' i D)tmmﬂ; baw feite leg- .

;i'.‘"é:irmt)fiﬂn pad gnnumtmi} “alle Yrten von “Ertrdgen - zu exfaffen  jtebie.
et ?zxm?v{ﬁmt wirhe bied. Triilich - nidht - erveidit. Srofie Lideir wieg jwaeo
* befonbeére bie- Fapitalebeftenering auf. Mnbere @ttuu‘immen wie indbefonbere
e (}u"'xab‘qmlel waren flave  ngih m{'nq gf)mteqtmn i ver Anpaffung an
%mdﬁ udve ioivtiGaitlicy: Bevhattniffe, ' :

Tie Antaiiphng . bex Grt’nern an’ bie eingelnen Objefte nuk}mbexta
fiily eine Lnpofirmg  an - bie Letfturigsfahigheit der Perfow.  Unbrerfeits
rﬂercﬁ:ef%e e ie llbelmatg,img ver - Stewes wevniitlels  pes  belaficten
Dbjafres m!} withere 250 puen im- wivtichaftlichen Berfehre. Audy die Ungleidh-
heit ber Stereriife der neua}wbenvn Erivanitenern ﬁequ?ﬂq’re bie Wibglidfer:
der lbermdf guig - wberaber, o diefe midpt amaing, dle Winortiation bex
Stener e Werte bes biefteﬁ ‘ubem ote Stener beimt Berbanfe fopitaliliernt
num %mh bea D[nefter ‘abaerednet foide.

Sroweifer Seflhit Ewe?d;nwfm‘q _.I,jﬁt fid)” bie- Pexf fonaljtevervejornr - bes
Jahred TR95 hemind) bamit begrfigt gt nur bie Perfonaleinfommen-
frewer amter- gleichzeitiger @rmbGigung  der Grivagitenern  eingufithren,
Rofteres gefdhal buvdy ven gleidhzeitigen teilmetien Tex it bed Stoater -
(IU.T ble Erivagftencrs, ber  H elnerfeits - brcft e JEﬁrf)!’ﬁﬁe an  den .
rtragfienern, onbregfeiis - tadiveft burd)  Bevwenbuwg eined  Feiles  besd

Grivages bev Wealftenern zu {bevweljungen an bie Land effonbe vollzeg. Bie -

Lmnon"uwnftm»‘ ik tE)u-n Serhdlinigmifi mehugeM&::teuericifam nny i o
3nscr)1aqu reibelt Tief cine  gleichmdfigere und vidtigere Durdfftyrung  wub
pantit eine ‘entiyredhenbecs Raftenverteilung  evarten, Sdoan vedhath, jowic nad
ifirer granbfaplidien Anfgabe, wnmitttelbar eine Bela fajlung narg ber pvrfﬁuﬁd}vn,"
Letftungsiibigfeit ju -ergicfen,” Bat dic Einfommeniteser “oom Wnfang  wn
bie thr natiichide Ymlege bagi- gehabt, ur .@mmt ftener Des qangen mu‘ﬁeu' :
Steuevfyftema u werden, chu*ljmnfﬂ mubte fic in Ofterreldh nady dev fatfen
‘Ruaqsﬁalfu ag, die bie Erivagftenes im Qanfe ihrer Eunwtdhing a‘n%uﬁrrn Hatict,
picfe gunddif !.mrﬁ ucbmr fidy beftehen fafien, wdBrend in Rreuben bic Ein=

aﬂfﬂza_“

Hifeit beemfm fertber © dniberer Eﬂ‘mmmte mthrﬁ m . inf‘nm m S
-_L nsl{m i eiEr lavgiifeigen” @o* Devning - S




















































































Die Echohung  odey WRindenmg v Yejienoring beginnt it bemt Ynfaug bed nidgiifelgoed
Falrubevinies, . L

Eehift nbec veswinberr fidy joody ber Siencraniditog wn winkejtons 5w aupleidy neindefte
s 20000 Tavkh, jo begiuni vie Eebiifueg  oder Tinvering ber Beflenering mit vem evjten
naeh Uofau] ped Weomats, o weldem  die Exhbfuug over Weinperung Des frevcrbaren BHerngen
wolien Vafang eingetveten ift, St elue foldie Fuberuug am Gt eineg Weonatd etngeiveten, o beglh
ic Wehbmnig ober Sinbevnng ber Heftenevnag  mit Siefenr Toge. Sann der Mouar, v dew bie €
pibwg over Mimberung e flenerbaven Wernbgens  im wellen Hmfang, cingeiveten W, aldyt wmit q
vepdyonhar Stcfevpete fefigeftelit werben, fo Deginnt Bie @rhihung cer WRinveoung dev Beftererung
Cwem B nie Bevanfagung wafgebenben 1 Apedl Ablak 1.

@ine Minbornwn der Befrencrung ettt aw? Ynfuchen ctpes Stenerpilichrigen i pleidper Wetle a

b chr, wenn fidy ber Steneranidlog Tebigfidy wm winbdefens 55 werninoedd, voransgefest, vafi
Sipperhetrag vou mindeftens 50 Pienwig in Froge feht. Tiater ven gletden Bovandiegnngen wird:
Steveriiuderung voir bew in Wbfok 3 begeldmeten HBeitpuntee  an oudd Dann geiodhre, wenn 3ifd)
bem 1. Wpril aioeier Jabre gmddit eine Tivdering ves Stevevoufdhlngs wm wninbefiend 1, elngetier
wah Tpfter bie Srewerpilidit i Grohfecgugtion iberfaups celofben ift (3 10, Aplah 5

& 12

Perjomen, die erffwald wder, nadbem ihre Stenerpfiidit gerubt hot, evfimals Ipieder DeTRIBE
SienerpRlidiiy newovben b, fink berpHidter, i per Aeit vem Beginme ber Stenerpilidyt bis pum iy
fafe ber fie pag wnddite Stener=Ub- uud Jujdweiben feflgefetiton Fuift el Dem Stenerfrmifids
medey mimdfich ober jdriflicy noeh bejtimmiom Fovnufar eine Stevererfldrimng hinfichtlidh ihres nudy
Segenidiaften Reftehonden feuerbaren Bevmigens abjugede, - o ' :

Der Btevevfommifiir ift beeedptiae, folde Bitidtge {dou vov Begum bed Ab- und Fajdeeid
air Shgabe eingr Gtenererfidvung tnnechath ciney angemeffesen Frift aufsnfordern oder an ren Woh
porpilaben wnb fie voviinfiy s Lecmigendjiener ju peranfagen. . :

Perlonen, tie brreits gur Besmbgensiienee vevaniagt jind nud ihven ohnily i Geopbergoaiy
drbern, find verpflidiiet, diefe Tatfadye fnmerfalb 14 Fagen nac bem Nmauge demt Steverfonmiffé
befien Pepict bex Mufsugdort” feaf, angumelvon. Dle Stencraniage wird in biefen Fdllen mit Wirk
sow @ejten ped auf ben Wolnfipmedyel ipfgenben Fonats umb, wean ber Mopufigocdiel o 4
sines SMonals chutvitt, wis Wicfung von blefew Tage an in bas Ratfier dez Mifrugsortes fbert

Beretts qur Weembgensfiener vezantagte Pilihtige Habex beim midfien b und Jitidhreiben
weue Sivnererfifiving absugeben, jolls ihv fenerbares Betrichsbermigen pher ifr jtencebares fapital
mbger wn minvefiens 1000 Mart - wad) bem Stunbe ber Berhiltatfie am 1. April etues Jal
ober an vemt mady § 53, Wolap 2, wnfigebenben Tage -- fd cchoht Gat, obex bezen an wnd
absundidiiger Sduibbettng, nad) dem gleidpen ©tawve Demeffen, fich um winbeftens 1000 ack
minbert fat. Ynd Gat, wee infolge interlaffener ober wnrtditger StevererBldrung nidt ober g i
seramlage iy, beimt jesorifigen Mbe  wnd Buidyreiben  die  Stgueverkivang nachzupolen  ober
peviditigen. _ - )

Stenerplidhtiae, die jur Ubgabe ciger Steneveslidvung leine Terpflidhtung Habenr, finbd gleid
pefugr, eine foidpe bis guun Ublavfe der im Whiah 1 crivdfnten il abjugeben, wemt jie, eine Sie
minberung. anpredien it Finten  qfaitben | ober aud frgend einem jonftigen Ghrunbe eine Weridti
heer Stemeranfange bewirfer wollen. _

Ghenin find Gefucdhe nw gdnglide Entforiung aug bew Potafter, desgiciden tm Beredmung
Sienerabgdngen und Steuerehidvergiimngrn big sum Wblawfe Dev ecodbnien Seift  nnier entipredi
Apjriinbing  elmgureidon. ’ -

' \ - %1

Tie Stenecerttammgen mitfjen nady bem Stonbe bev Wermbpensoerhilinifie wnd Schulven «
fiiv vie Seranfoguug wmakgebenden Tage enthalten: ' :

1. hinfichiiidh bes Betriebsvermibgens:

aj bie Begeicbunng der von bewt Bilidytigen im Grophergoqtam’ betriebenen Waternehnomgei
pte Memarbungen, wo fie Deivieben wexben; '

B ben Taufeben Wert her in den §§ 52, Biffer 1 big¢ 5, 55, cvindfnien Betriedstapitalbe
teife jowells tn eiver Swiwme e jebe eingelne Biffer wnd gwar getvenwd file febe Unmternehmumg,

v Bar ber Movelle vom 7. Weai 1810 10.000 Yot
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2o njidtiics bes Rapialvermgens:

ben Bermbgensfwucvmert der in § 60 begoidincion Mapitation tn einer Evsrase;
B Giwipiiiad ver Sdmibey:

vie nad) § v abjupgidhinei Selmfben in fhresm wollen Berrag in viner  Suane
e MWert bed wadi £ 8wy 4w @rofbevgeatmm wide penerbaren Reryfoens;
e aligemeimen: - . ‘ _ -
e Begiund bev StenevpHidy ober ver Hibaraug fhrer Sahe  erforsecs
e . .
O

Ve Gremeverfiduonngen - Hind - intey ber Meviherirg ebpgeben,  baf “hie "Kn_;}éﬂm;a waili belte
e und Soewiffen gemodt Fwe, L ‘ ’

. S E P
CORT flenerpilichne Pegdomen,  weldhe  wnter elterlicher Weinnit, - Bermundidair ober Yflegidpafe
g 4 A, Jiffer T enmdiguten Bilichtigen  Baben  seven  gefenfide oher jowjt
te % 12 borgeldiiebene Erifdrang objegeben, im fibrigen ot bie Wbgnbe dev
Stenevpfliditigea feibil ober cinen erivdbiten  Stellorsteeier exfalgen.

e g 1h ‘ _ . }

B Beveadanung g Bevmiigendfteuer gefdiet - bl jabelihen @ aeer=Wbs und Fiihreiben
ber Sddpungeint i Gewmdhhelr ber Heftinmungen Ded Beraniaghngsgefefes. g _

S Tie oiiudiae Bevonlags 1y bevienigen Perionen, welde gemdf § 12 Steneverfaningen  nnauj-

Hoebert eber anf Wnfisehering bes Gtenerformiifiars  fhou sor dev Fe bag Jfeliche Ah= wnd -

srethen beftimnen Teilt abpébien, cripfgé mady Mafgebe bed & 19 peg Beranlagungégeiches.

S

16.

CUWe el Naby Hhulbige enBgenaitiuee sy SN aud L Xaner, L MWorit, 1. Jnli wid

fiber Fillig, Bewdgt bie' fdat qorBdnmbgensitener jebnd) wenltger atd elne Mavt, jo wirh fe im
Uen Fetrag awi 1. Flnwer 3 {Hg 7). o P _ o :
fenernaditedge,  wogn aid ble ot Larife 508 Hnires o Wnfay fovmmenden Stenerbeirige
& laufenbe Jabr zablen,” iy in Thvem vafen Betvag  alsbald  zu begahlon, Huf Hnjuden  hex
ibirgen find angemeffene Friften s aeimifren,

Der Eimgng ber vom Stenerfommifiic vorldnfig feiigeletten Stewerbercdqe erfoldt v gmm vorans

entviditenben Bievieljahreraten mit ple i Abing 1 Defimmten Tevmmine

(o

R AT

© Jed Dew Tobe eines Bitidyigen- ver . infolge 'zt'l'liﬂ'bfieb'i:lﬁ‘r_st’e-l:‘::iilir.i'djﬁger'-Lf'éieuere-x“fférsmg; 3t
g an Vermbgendftener ewrricgiet bat, find ‘die Erben . fomwie bie” Witwe bes Ecblaffers aig inldye
e biv gefeylicen Vevieeter diefer Perionen oerpflichtet, inmerfath fechs Siwnuten, vor Tobe e Erb-
HUE on govedgmet, Bei’ bem Sicnerbommifide ves BVeghels  vie 1 wentg extridicten Stenerbetvige,
it Toldie nidi am Eobedtage bed Erhlafirrs verjdbei find, angwmelhen undh bag Boppelte derjelben
elegen. M Unfudhen ber Biidyigen fonn die Unmetbungsfiift vecldngert, Hiv pie @riegung fHmnen
gemefiene Friften gewahrt werben, ‘

Die Erben Hod juv Beaahlung dieles Hadyrags nad Werbdlinis fhvey Eabietle vevpfliditet,  Baiten
sty fite bic Feibringfidfeir e gangen Stenernahtvages 53 jon Betrng ihred Grbleils afd Gelami
wloner. 3t ber Raditvag von den Grbey it betqubringen, o ‘Baftet die Witwe andy  mit ihren
feil am Sefomitgnt  wnd wit irem Bevmigen fiie deffen Entridtung. Xn gleicher Weile  afret im
alle elner Fovifesing ber Siirergeniinichait.- audy  deven Gefamtgut, It by ben Tob cined fiber-
imbent @heqatten  eing fouigeieste Gitergemeinfdhait  beenbet worden, fo fajter Hiv pew etwainm

Sirnovnadivag andh Der #Wateil pev Hotimmlinge am Sefamtgate. -

Bet der vmittlung  pex nady Hbjag 1 ftenerboren Betvdge it ber am Tobesinge worhonbene

anb bed frewerbaren Bermbgens, {njoweit er ben julept verfteuevten ober nady ber sulehi abgegehencn

fenererifivung su nerftencrnben Stand fibevitetgt, fiiv bie gange Daner ber Stewerpflidgt, Foweit iy

0 Wiefen Fah fat die Wovelle vwm 97, Yo 1810 sugelsigt,
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ciuey avberen Wefade authive o cBervng ber Erhdhung wivd ey ftmgemdfior Wwenng  ves
e Saned e ‘ S

Eine Hnberung tu per Dihe ber Vevanlooung ciues Wolbes Hat civgitteeren, wenn bavgetan mivh -

.
nack ten S8 25 unk 26 A beredperbe Veentdaensfienavivert 1 mindelions (0 Tepgent {Bler
soee niebriger BF ald ber fefite Teleftelite Sehdsunnsmert

R

deerr jugehnae R it Hen ) b Steneriverien greidjartiger Walbigou Sber - pdudichen
e benodibarien Momerbing a4 cranfeged, . Rot e g doldey feblt, B nadh bew pvidyrifton
Eie Lerantoanng acfdich ‘ady Tefgeinea ﬂ%eiiiu"nmf:;{ycu:' )

annidii 6 nog

1 Wit brs & 28w Wert g cemitteln,  focfdien bék bei e gegebenin -
fon und ver he ' ’ '

1
fimmiten ober {iblidgen Yerrichamoeife und Ratviebsseit im Dovhichnite JAhTEG ouf
noviale Daubarieitareeag sulighid ber onrfduittlicien jahrticdhen Vovertedge anf
nodBevie it ber Setrag  ber il [@plid ouf des peftar Waih
e noraiaton Bewifdajtings- i Bermabiungslofien (o SHlieilidy ber Holyuridnugsfoiion:
Ding g bringen. Ter fiminniyoengigiade Bettag  bes  fidy fierhe cegebenpen Mefted @iir afe per
Bermbgensbebenoming ygarnbe A0 fegenbe Wert bed Hefhere Wald, . :
fem o eemdriciien Wevee A, dve — wie el o= und Ropfholivalingen - neben vem Holge
g wGocin qudered e Pauptnnbing - qehbriaes Ereugnis crielt wird,  bag Fiinhundwansiye
oiie ved jalulichen Reinerizages befes Erevguifies belzuidiloaen. _
_ doviinebenmbigen fomnren bei Bifoung des Vermigenai ererteE uine in Bedvadt Vel Fejls
vilg ved mormalen Daubarfeitiortvages i1 von ber Unrerfielinng - quszugehen,  sof nerartige - Weben-
nhithgen widp pewsnnen werden. : C ' :
dnd ber Leroielfaltigng oed o ermiticlten Peftaviocsts it bew Ftddhengehalt bed  vingeluen
dalbgnbfiides cvpfbe i seflen Sermigenshcnerivet, )

ber Ermiithng ber” Sanbarieiiss wed Qovertvdge it

ver Erivag fm gamgen 3 benwefien, _ B ST R e
i Progentfipen g beflinimen, woas  wing gangen Gviiage uadh Der (blidien Telfe dev Witfs

aif jebe ber verjdietenen @attmigen (Sortimente: pesfelhen euntfillt, N
nad) bew auf Grund bég B 7 bes Sefebes vom 9. Hwguft 1900 it jebes bieler Sovtimente
Lretfen ber Were bez Houbarfeitd pad des Bovevtvages in el fefbyufielen. '

e in § 18 unter Bifer 2 genannien Fiichen werben gleich bem augrengewben MWalbe besfetben

Wers  ober Fafle Divler midht mit Walh wngredgt — amdever  angeenjenden Glgentitmer
ifngt. _ o :

Dag in & 16 nnter Jitfer 8 genannte Geldnbe mird o behouett, als ob ed audidiiepticy afs
b besuft wivhe

- Bie Beridstigung und. Suvering in Der Beranlogimg, bdie Heupevanlngig der Walbungen (§§ 21
24), Jomie bir Jefiftelling der biz gune 3 Upil Hattgehabien Eigentumancrdudernngen  ovfalg

o Beim Seners9h- unt =Fuidgreiben nady ben Bovidiften hes Beranlagqunnsgelenes.

B. Beraulaguug wer nftigen @hvindiHide wnd bes Bevgreerhseipenfome,
§ 248

Heady ben Befthmmnngen digjes Woidmities  Had alle Gheimbitfice, weldse weber nady § 18 alg

alh gelten, nody wods & 41 uwody ben i bdie Bevanlagung bon  Gebéuben gegebenen Beftimmmngen
behenbeln §ind, foime bas Bergiverfaeigentunt g vevanfagen, .
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Ryt g veranfagen b
Vobhe denr Dawfdien Feide, e badithen Siante, badiides, Weneinben vder Svefen  gehivig

wun effotlihen Pweden dlenenben Srinbiifide, jowie allc Srundiiicge, welhe ver Newhd- obev Siaatd
ectoaibinny voee Babifden Gemetuden obey Qeetjen aur wnewtneitlichen Bendiswng five Gfentlide Froed
#heriafien fuf Qo ber Gwunbftiden bey Stoatfalinen fallew wue bl gu Baveantialies gehiirine

e ben Awoeden ber Gefuubbeitspilege dienenden uuter piefe Heitinnmmy, oy fbvigen fiud de Gheunbe

Hiete @taniéfaliuen wic die ved Domfuenivad gu veraninges;

a0 pffentliche . Peqe wnh Gewodifer, nativtidy, nidpthfentiichy $Waffevtante, Fewevweiher  nn
Seimpiabe; \ .
3. g emeingebvande bejtinomic $ilige, wie Partie, bifentiide Wnlngen, Vegrabiwisfidiien

4. @rundithde, welhe Bugehroer i ftencrfreien Gichinpen  bilben, foweit jic wmittelbar un
ansfhiiehiicy bew gletden Fmeden dienen, wie bie Hewerfrcien hebdnbe felbji;
R Seldnoe, weldes durd) befoubere @efehie pber Staatdverivige jie Jrenerfret evtlaxe Ik

§ 51

Der Wepmbgensiienevvert der Shunbiticde - uwd  des Werwertacigentmng  befieft in den gemd
1y e ®efepes vom 9. Wngait 1900, bdie Enfdyisung ber Grumdfide und  Hebdude Detrefler
ain Berovmmgahlatt Stite 887, Tefgefteliten Sdisungsiverten, gacjacnt diefe nadh Pabaabe
45 AL amd 37 diefed (iefehes bevidhtigt unb gednderl wovben fiub.

9y bew fo efiaefieliton efautwerte ber Flaffifigierten Grurhfeite, Towie der ehcieln gefthigh
Poigiter cineg Stencepflicgtigen merden jeboe Bei ber Bexaulogung W Hbzug qebradit:
a0 PBrogent bei eluent Shipungdivert von mely als 20,000 Mk;
an eeogent bet cluem Sdddungdverte von 20,000 Wiorf und teniger.

Ybidnbermngen in der Beranlaqung ber Grennditide i Pevgwerléelgentams treten andy fpdterh
e in ben fofgenben Fillen (8% 32 bM& Ab1 etn. : :

Eine Werldtigmg 0 bed Bevonlagung  bex Grundidhce Hot mit vhdwicfenser feaft -— jon
nidye Weridhrasg ontgegenfeht ~— einjuiveien, iwenn mafegenvimien  odev Devgetan woitd, baf bei-d
@infiififarion ober bri e Bilbung des Bermbgensjienerivertesd eined @eiibfisides (audy ved Bergoerd:
eigentmng) eine oefentliche Wefdjrift ded Gefetes verlest worben obev ein Grunditid ginglid) wibend
gebfichen  ober fonft et Febfer wnterfaufen iit. : . : :

Tie qdugiihe oder feihogiie Wpjdhreitmng Des Wermbgensfieneriverted ¢ines Sruyditifed Har ot
atrelen: : : C . :
1.owenn pie Wovawdfesungen cintvetew, wutey weldhen ein Beunditid qemdf § 18 fimfrighti g
Fdaip zu bebanbein it : ' '

3 wenn e Soadjilid fberbaut wivd ober gendh § 4 als Pojraile giv behamdeln iii;

4. menn pin @ousbititd gang ober ieilivete verfoven geht ober villig wert{o§ wird;

4. wemy vie Bovandjelunpen eintreten, nuter wekden nad) & 50 die Gtenerveroningnuy wid)
wielr begritadet i o

4. sweus obn Gondftiid in ehre nnbere Senacting -Ebexaeht;

6. wenn wie Yufhebung bes Bergroertseigontmms andgefproden worben ifi (88 140-—144
Berggefeses vom 22, Jard 1890 — ®efeteds wnd Bevorbnungsblatt, . 447 — in feiner berzeitig
Fafhing. ' )

§ 54l

Gine finpering in ber Ddhe der Beronlagumg chies Grunditinded ober pes ‘Bergwerfaeigentu
i cluyiteetéd: - '

1. winn bargeten doicd, bafi ein Hafiifiglested @numditid in etne hEbere Toder  miedrigere Rl
per Beireffenben ‘Enlinvart gehdvt: '

 f}QﬁQ§§f5 i 

“Bavgetd

anbeset

qeteilt 1

“bes el

ber leht
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iic bic Vathangew anb Jonfigen Sranpiide oefentpen Semazfungen, in weldien ble Ytenein -
g ouf Ghamd ber Gefebed vom o Mugufi 1008 wedy wicht beewbigt  gelten etiftwetlen i
i Seupdlencrfapitalion -afs Beembgrugicuoriverte, B vem anf vic emdgililye Feftfiefog ber

wngsergebriffe folgenden Soner-9b- wnd Uidwetton mosen bie verei Stewereree o pas

5 70.

Die e Bollznge L Sreviovoeridien. Worldhvilteh Wevhen wons e Finangiiniiteriime

Taffon.

_ CBEE WRnnarn.
Wrelehnitike “XX3 POLS dber Me Hermdiaensfesrr. %)
DAL b Rbdmd,

Srenerpitigt.
_ i1,
Wevnibnsaeuer

bl ungaviidger S SEomemn deoanf bem Gellere ber Wander  Dev geiligen ungariiden

Svone welpien sver B evegeldfiiae Wobmey taben, wad ihrem gangen Bevmibgen, niofern bas-
fethe daut bivies @ofeles Wit ziin Toil soer geny jteserfrer ifi;

TYooDic w9 E G agien mngariiden Sraatzviieaer nad) rem ouj Bent Gelbiete per Cduber
il e Dlidyen ttenerpflichtigen Termigen;

b auslinbififon Stantbivger, wenn fie i vew Shubren Ber eiligen ungavifehon Srene wolmen.
obee Sidy minvefrons eins RabiTong winterbeaden ober behufs Grwechung  eines Elnfommens  Engere
“Heit Bier oujfalren, ihrent pawgen Werwdgen, infeiers basielbe nidht taut blefes Sefebes um Teil
oy gan; frewerive Rt : ’

? : R - ]
Eofeney pem Bunifiss unterfegende audfinbiftye Stdatsvfivger wach Telnem aup e Sefiete
: b o v . i vl 1 -} | K ) :
Wb 4 weE § 7 fmwle
¢ Miegrnidiaften Buvo-

- e

A it & beg § 8 begeldpieten,endlic) nad) feincm eug ehwer ani infdubijc

i
“ber Manber ey heiligen inigariidien Fvove efindlichen 1nd b ben Bunften 1, 2
Ko it :

mtabulierten Forberivag Goftehenden ftenerpilitigen Germbeen;

, Eofind-bie qeivefenen Urbavialgenteinfdjaften — nedt Wnduabme dev im Gejey
abtitel N 1013 evtofbnlen Dingeteilien Sutweiden -—, die Beembgendgenoflenidyaiten — wif Hnsnahme
ver_pafiioen Bermigendgeineinfiafton — und bie Froatiidy-ilaboniidien Bobengemeinfhajien (and bie bev

abeligen Seneinbe Luvmesh mitinbeqrifien; nad ihrem wmgeteilten fenechffidingen Wevmbgen, wenn dic
fiivtidaitichen Hnpelenenheiien diefes Bevmdgens eine befondere Drgautiation bermattet; :

S B bem ettt B it unferficgenbe fouftige, befonbers verwaitete Bermibgensmafion, bic i Sinne
bev bejieGenven Gejepe - Enfomtienftence ait gablen verpilidyer find, fermer bie Hanfommuniomen, wenn
e Bobevfieuer nody nidht mbididiell anfgeteilt i, wad) threm gauzen Beembaen, infofern dasletbe fant
vicfes efeies widit guin Eeil ber gong Henevfred i .-

am Falle ey i?'hjg'lﬁi‘ﬁn'u'p; bat bev Mmwuicher, im Falle der Evbpadyt sber  ber Grbpdditer dis
Bermigensfrener u goflen. : o '

B P $ 1

SN e tw Scfepartifel N 1000, § 2, cemibaten Fillen, das beifl, wenn e mehree Gigew-
ey Fuguaieger) ved Yeiit " hiefez Eefeses  temerpilidtien Bermbgens gibt, % der Sefomtbioert hes
Caemeiniomen Vevmigens ini - Lerhiftniffe ber Boxtizivation aufzuteilen. .

3% bas Bortzipationdverhiliniz niht eutjdhieben feitmufiellen, fo W bie Bartizipation - ale  ebie

giguehen. e

Bt Gugfapitely umd Wollegiatfapiteln it ber Ynjteilungaidglitfiel bes Wefomteinfommens  riestugs
debend. e ’
. ) Wit Buftimmung bed Bevlegers entronimen aus der im Bevlag von Dlovip Rath in Bubapefi erfbicirenen’
“Woevjesamg ber ungarifdien ®efege, Betveffend bie allaenieine Grmerh-, Etnfommer uny Vermbgensiiener,
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SR
Maopent Wevmgbgen ded Haudics brr Donghalng ind bis Bevmidgen all derjenigen huguguveduen,
Doven Einfonugen goimdh ev. BefHmuamg bee “umucm ctitefs X0 1800, § 5, pom Eiofononen ded Honpted
bev Danghaltnug i vedinen 1t

Werrelt vou dev Bevmdygensiiowey find:

t.over Sbuig unb dic Kindgis; _

2 wie biplomatijden Wevtreter wid vle mir dem Ereguatur verfefencs  bevujmmafkigen  Senjnin
ber freniben Sraaten, wuewn Jie widt wegarifie Wirectonen fiad, Jermer bie bet vor diplomatifden Ber
jretng wnd Deim Wombulng ngefiellten, woenn fie Wndlinber find, enblich alfe fy ifvem ober bt
Dienfte iGrer Fomifien Fehenden Wndlduber hinfitid Uped bem & 1, Puwft 4, nidt  unterfiegenden
Hovmbgens:

w2

2. dene Pervjonen,  die suf Wennd bev mternationaten Medgrspriugipion vbre mrepnativnaten Hous
pemiouen anj die BVejreiung von der Bermbgensfiener Hnfponc) haben; '

4. jome Flerfonen, div au bom fleverpflidtigen Bevmbgen bder tm § 1, Pkt 5 und 6, cvodhuter
Werpbgendmaiien  (Pormbgenggeneinidiaften}  portizipleren, bis gy Hihe  Des Ghejamiwerted  iefee
Feteiligung; : ' '

5 tene Perfomen, die fein folded fewerfreics rveines Wermbgen Deftgen,  deffen Wert 50.000 K
itbreficigs. ) ' . .

Tie “%eﬂnﬂuvnwu1 ber -9 X '(Qﬁﬁ t Tormd @ XX g5 iber bie Gegenfeitigheit
eefeeden B audy and e ’Crmm’*cnf?mu‘i SR - : :

1 AbfditiL.

Die Beflimnoniy Heg frencvpilihiigen Dermbgens yud drs TWertes diefes BVevmibaous,

c?izmmnnq h 5 jte ncrpil.hhﬁqcn Fevmiigend
§ 70

K gimumidmg & Hovmbgen fub angjchen: :

I, bie- Segenfiliatten, bie Bergiverfe iith ‘quitrn unnu[leqzi*]ul wit afl thren leper:i:'nwntim b
pen wil fhnen verbrubenen Meiien, wenn fie cinen -in ©eld Jhibbaren Weet haben; ferner bad in bem
bemeplidhen oher unbewenlidien (lebenben ober  foten 1mhcimm) Weymbgen  ver  Landmict{daiilichen und
Sovjrorobuftion wnd der mit ifren gujammenhiugender Mebeninduiteiesveige, jorvie der ju den Vergr wnd
Hitttemoerfen gehivenben Judujiciepiveipe ogenbe Hetriebatabital ;

v bas i Deweglichem  ober  unbemeghidem  (lebenbem  oder  totew  Juvenfar-)  Bermidgen
ber uronfreiellen, fomnmexgicllon obev Jouituelder anteven nubbringenben Befchdftigung Hegendbe Sieldits-
{Berriehs)apital;

bad m § = Deftinine Sapttalévermibaen:

4. jebed anbere, dew vovhevgebepben  Punft 3 nidht  wneerticgenbe  bewegliche  Wernrdgen,  auss
QeUONLHISH | . .
a) Mibel, fleiver, Weikwiie, 'ftuuquw,m}’mubr sl DHaydrequijiten;
Py jere obliten, bie faur den Punfien 1-—2 bdiefes Pavagraphen als Vejtaubteite von Beiviehs=
(Befdyaie apitalien  Deveitd a8 Stewerpilichtiges Bermbgen gn betcadyten fub.

DTad in ben Tumfren 1, 2 wnd 4 auipeidhlte bovegliche umb  wmbeweglidhe Wevmbdgen {1t nur
bpann jenesp¥icdhtly, wenn es anf bem Giebiete ber Rinber ber feiligen wagarijdien Kvone (legt; wenn
baé in ben gittevkex PWunften anfgezibite Lermdgen nbex uufmhrib beg  Gebieted ber  Lbmber ber .
feiligen wagarijdyen Srone legt, Tann e Ber Tebwom dev tm § 1 1l{lm[jft quzmcﬁtm Steee fubjctre ald
itenerpifihtiges Bevmibgen qualifiziert werben-umd o8 if bel bev  Feitilhmg  der  Stever " oofffomues
anfer adr zu Taffen.
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§ 8

Huter Demr dme- Lkt 5, 57, evwdlnten Wapitaldveomobgen jtab i veriichen:

L. afferiel, fei o8 imt Jnliwbe over fei o3 i Hnslanbe Geftehende fnd  vegiustiche ober pidy
pergmsfide Ropitalsfovbernugens; ohne Ridiidy  davorf, of fiber fie eine Uefunbe andgefiellt  wurde
ober uidt: e o
2. ble im Sulantic. ober o Wslonbe piagierfen Ebaveimlager, and) dle LoiHparfafen-Einlagen -
amitinfegriffer: T . '

5. ber HapitalSiwert Derovow Steart) von ten Weundgipien, Gefelidaften jotvie wvou den 4n
Bffentlicger Ftechmungblenimg - verpfliditéten Unternchummges emittferten md und) bew Gefteherden Befeen
- teserpiliditigen vber fiencsfreten Wnfeifeobligntionen (Priveititsvbligationen) mb Biandbricfe, fevser ner
- Rapitalswert ber tldndifiyer Wehen (@ejdaftdanicile) wid anbdever Weripapiere;

4. ver Qapital@nert welder auslindiider Wten ober MWevipapicre omer;

A. bl folgenbe, adif pewt Geblete ber Pinver bev Geilgen wngaridien Svone (egenve Bermigen
(Bermpgensredi): der Fapitalswert bev Hetweren finiglidien Mubniekungaredite b ionftige  ber Bobens
unb Hansfiewer nicgt ionievlieginde Yetiimngen; vor Rapisaldwert, dev fiie e Ginwilligung suim Bergbau
gesabitten @egenieiftumgen (Rrodnftionshroutitonen; jonsde tnr aligemeinen et Rapitaldwert der fix bie
Gervitiie gebithvenben Numicfungrn; der Rapialswert bor Gvbpacdht; sor  Sapltoléivert ber fhe bie
Bupnichung ver il B KXV 1 1894 dehavbelten Dinslerbefibe wud der  Bejige Ghniler Rntue
gesabiten Jnbredleifmaen, beglehungdnciie hn Falie der Abidlurg (Eebablbfung) boz AblBfunasiapital
enblily bev Repital8wert ber yorfonats ey vealvedhifidgen Npotheten

. bae i mldndijden obec onsldnbijjen Sfbgatiiugen, in Bautuotes, Bold- ber Silderbarren
Raffenfdietnen fegende Bararlh, shist mitinbegviffen bea g deu taufenven Eonabuen (G- K 1904
§ 01 ver Stencvpfiiditigen gehbvenden Gclbroveat, Dder wit RodHat davouf, bk er vinen Beftanhrer!
bes  Ginfowmens  BHDES and bew Giefichtepunite  bieje  (efehed  widt ol Wermbgen  betrodrer
werbeit Fonn. e

Uni Unfushen  Pev-Portei wird vas in dejerr Baragraphen evwihnie Fapitaidoermbgen nidt
Redprung  gegogen, o bey StenerpHiditige nodiuetit. bah es pun Geqenitanbe  eined Lrogeifes
gemorhen i, '

_ Ray Beeabiguuy bez Brogeffes iit, jo noddon bdae Wapitalipermdgen garg vber jum Teile ewn”
geflofien 1, bie nodedglide’ Bemeffung, begtehungsuwetie Reftifistorung bor Stoner ww Blage it jent
Gure, Ginfidtlid) beven bag betveffenbe Rapitalzvermbgen widit tn Mecdimung gezogen wurbe,

Die Lebensveviicherungsfapitalion, jomie bdie bew Vebendventen b bew im Pumdt 4, § 1,
G- VIE: 1909 onfgegdbiten xentenartigen Givnafmen  etfpredenben Qaptialien  usnferBegen  den
Befibmmungen ded Fefehed nidt und dienen nifd ol Steverhafia.

T WertbeRimmunyg,
§ u.

Das bev Stener mderliegende Beewbgen wmf nah bem im Beltpuntie  ber Stenerfoticoung,
begiehungstveife guv Beit ber Gtenerfonffription vorhombenen Stande fatiers, begieSungsweife fonifribiert
werden. Die vor ber Feftfteliung Der Stever T erfler Jnftany eingetretenck Vermbgensverdnberingen
fird jebody Dei ber Feftfellung - ber. Stewer tn BVetvadht zu zicben, ob wun ber Stenerpflichige die
Underimg  nodppeift, ober bie Finanzbehirbe vber bie Stenecbemefungsfowmifiion in den Befiy jolher
Daten gelangt, ble bei Yer Undertigung des Stewervorfliloges nicht in. Beteadit pejogen iwurben
eher algt in Beivadyt gegogen mwerben fonmien. -

Der Hmilend, dof bad Fenerpffidhtige Wermigen mn cinen Wert, aber fein Giufoouen s,
bevitfirt woeber bie Fatierung nod bie Betenerimg,

g 140
et bev ©ddgung e ftencrpfimtigen Bermbgens #t jein ju der nady § 9 fefigeftellten Heif fid
ergevender Durdjidmitidnerfefsivert vidumggebend, wenn bie folgendben Baregrophen wids  anberes
Befrinmien, S :
. Jnfolge  bed Svicaes - eimgelvelene angevordentliche b jeitwetlige Wertiteigenimgen Fonwen nicht
© Beriidfidytial wevhen, ‘ : - :




R St bie fteneepifiditioe Pertet gnv Begaliing ehor Weniow  odev chmer anberen Steute foldper
CStatur perpfliditet, wad will fie pon tem thr tm § 17, feglen Abfap agefichenten Rechr, cinen propow
Stoieflen Feil dbrer Termibgensfence ten  ber awe) e gy feiftenden Penfion beglehungsmelfe Jente
coabgugtehen, feinen Gobrend) maden, wnd e fie bog in ifhrec Faffion obec bei Ser Berhanbiung in
Coerfler Dnftonig o de Sieler Umbtend  iei b Cdbang tyres fenereflidbiiqen. Peenibgens alz ein ben

CWevt mivbernd Deeinflufonber Kabrov entipreciend v Betradt a0 Fiehep.

7

Pei lanbwivddaiilichen, Forts, Bevge und Snbutfiviederieten pbey Danvelsgeidditen, el weldgen
vrnnangsmifige Sefdyijisdlidier aefirhre wnd srdenttidie Wahresbilongen angefertigt iveyben, tit bei bex
Bevedinnng und Sehiging ted fleuerpfidhtigen Vevmbgens ber it Enbe b3 porheegeherber dBivthaftss
ober Rednungsjahred beftanbene Vevmibgendzuftond afs Gunblage mmunehines, e fol besnn, SaB
Daten per Bilang bevendllch eridheinen. - o

_ R §12 _ :
el toads wib forfrwindoftliden fowte bot Berg-, Jnbufiries wup Homvelabeiriehen fimd eliierjeits
oy iegenjdhaften und  veven Wppertinensien, aubrrerfeit?  Wad in - bte  betveffenben Petriehe inpeftierte’
wnfige etriebsfapital befonvers 3u_iddsen. o :
Tie  anwd  ber BrobuBion bex ‘oorhergehenben Wik daftéiahie nod porbandenen, sum Revkoy
Bejtimmter Bovedte find befonbders in Medmumg - atehen : ' :

A Byt ber” fultadig i lanbinietdafitide Deniihusd - bejtimmten - Jumobifien (Weingivter
Dopfen-, Bluwmens und - Gomifegdcien . ball inbegriffern) i ang bent Gefihiapunite bes  vovliegende
Wefepes vor West ju betradpten, Dden die betreffende Realitst fiir benjenigen fai, ber anf iy —
et Unfange, den bie Realitht zur Belt dov Wevtbeftimmimg Bat {(§ 90 - i ber tn der Detreffende
Gegend anf dhulidien Lunbgiitern iblichen Feife mwivtichafeet.

Dementivredend H bel bor Shasung bes Wevtes folgendes wor Hugew zu halren:

L Der faufpreis faun nuv dem fofiiden Sdufer einer Mealitht gegenitber wud awd) in blefem
fatle nar bane of§ Wert ber Mealitdit gelteri, wemn bicter MWert nidht. geinger ifi ald ver jont  Fef
felibrre Dedidmitilide Refelswert, Sm Berlaufe biefes Werfahrens Mrnen bie in ber Betveffende
Seend bet andevew Jwuobilien cxgeften Raufpreiie bei ber Edyigung bes Werted nur bel Jmmobilte
of8 @ispuntt mafigebend fein, die funerfalb fiaf Jnfre -von bee Werthefhmrmung gevedinet ben Gegen
tane ver Renf und Vevfouf bildeton wnb cud) dani wit Bechidfidhtigurg berienigen Faltorew, e fis
auf bev Werlidiidhttqung vev BWerfdyiebenheit dev Lage, Hod Wmfanges, beov Bobsubelhoifenhett und he
seffmnnmgdmERigen Wuihosiveiges ber Jmmobifien crgeben. _ :

2 el ber @dhfbung bed Merted von. Jnumobilien, hie inneehald  flinf  Jalve von ber YWedd
befrmunuy geredmet nidyr ven Gegenitant von franf wnd Berfauf bilveten ober widht dumedy Rauf ud
- Bevtan] i bag Elgenhrn (Rubniefung) ded betveffenbon gelongien, finner bie Dei anbeven Jmmobifis
wgietten Fanfpreife im Stove bes Pumbies 1 fibevhanipt widhi afs Stigpuntt dlewcy. '

Vel ber Seblifung tes Wertes derartiger Snnwobifier Stewt, Solveit o4 fld) wmr eine gur fand
wivtihefilidien - Beniitnag im engeren Gimne  befiimmicd Junnobil handelt, folgendes ald Ridtjchnuy

al it bag Jmmobil in foiner Gdnge it vesyadyies, io Babew bie in ber begreffenven Gegen

¢ thalidien - Sufinpbilien - faifidiid eustelten Padytbetvlige wid ber Fadibetrag, der evgielt werhe

bontt, womm bag berrefienbe - Jmumobi! fm gawgen verpadftet with, als Hafis ver Westberedmumg 21
biened. . ' - B

Sowiit: tn elugelnen Gegenben  die Badybetvige  qua fgend el fpelellen @oumbe widt in
erhitinis g bow duediidnittlifen Erivag  ber Smmobilien  fiehen, Hat eive enlfprediende Tidyiy
Hellung fhatt, :

by 3 vas Fmmobil e feiner Gange tafigd g verpadyter, jo it afs @rundlage fie die Beves

nuug beF Merke bev tatifcdlide Paditbetvag gu uehwen, o5 fei benn, bas nachgewiefen iwuche, baf be

ttfidlide Wadizing bem i der Detreffeuden @egend crveichbaven burdidpnitticdien Radibetrag unbe
- guimberevoelfe nidht entforidt, B welhem Falle ebne dew pormngebenden Punte ecutforedienbe Wi
itelflung featt Bat . ' ‘ '




S0 ben i buriiegenten Pani v erwdbaden Filten Gifbew ey Budigins: ey
o Hédier bosaliten Betveges, bed Werted o hems Bevpivchior vurbelaltenes Jonfitgen Rudning;
Cawdy ber buvh Hen Faditer cventueil g exfillenben weileren Coiftungen, wavon bie X
; 4, eewilnteh Mnsgaben wnd bie Weftr ftber Die povtiefie’ afitfremg b Gins
fommeafterer § 4 eviodfuten Sfeitern ngd $n£at9ﬂ&11u:%iﬂ$f!:n_ absisiehen Yinb, oone WHd &t daranf, ph i
Berpichter ober ber Bichior biefe Botebge gu 3ablen Hor. ' T S

berifidptigonder Radfihetinges i nia e bos RUTIHERRSTET ey . .
) ey cins, Hopfens, Dbf-, Hlgnens wny Genys eivien wub anberen iy Ahuliche

fuven - betfvnnren SFnmiobilien if femelt bas im vazticnenden Boaragraph Bawh | geregelte Wy
toftart Bof, chusel Provortomiening 0 bom ned Bunft 2 g bejltmmten Bert ber qur faun-
wicthiaitichen Beniltyng engeren Simte beftiuniter Junnobifien - desart feftgufteilen, wie figh in pes
Sbetveffanben ©egend ber Wert drraitiger in pldititlider MWoife’ in itanbgefaltenes Sminobifion 4
Chewm puvdfchnifiiten Rext pev Adderfetner brediidmitficher & fdaffenheis verfiit. 3t e fwm vor-
cUHegenney Boulr bebandelie Smmebit verpachiel o Yab whe v bicfem Baragraphen umfeielone TDetaits

Tieving syt G,

: ‘Q _..} 47-.

b

WiE ber et von Wiilnern, i ecianet iy Gu ftinbdiges: Eittanmien 31 fdeten, gift das -
“Blangigfede bes Sandinon wnd erechiegnitlidion Meinerivages,  ber- hei wewbbntidher Mivtihafr cegiolt
webey fom, S S B ' - -

i Wobalitéten Hir piv et ilung . b Ve yon Wildern, bie  nidt geetguel  fih iy

Hdsdiges Einfommen w0 beten inie auth vow abyeftodion, abee e neneilidhen 9 Fortnng  beBimuren
adien, merben Suedy bie Bnligugetnitenfrion 3u dicfom Befets beftimmt merbern

Tel bor Eddpuug bed Rerted rdbtiider Mealitdrern i bir 1 Kalle cines” Wevtanfs erveihbare
s s Sranh
Dabet ift;

a uewn es jild niy eiie hebante Breatisie Gandal, the pivehidhatitlides Retiertrag,

it tegen phue PG onf bie seitwetligen _imtr foegiefion %crmeréungé’mi%gl‘ia‘ﬂ}h—fifam

. bY Bawbelt 3 fidy aber - ww eive wihebauie, - die Mdge wib bie  friier obey ' dphter chmivelenbe
Wevglidgelr ecinen Ban auf ibe “aufsufithren, cntfprediend it Derlidfiditioen, -
i H ST vYen) A 5 _
St dhnlides Besfehren 1 oudy bet bey Sdithimy bes MWertes pon GenteinbesFuteavillangritnben
<1 Beintgen. ' ' ' :

a Die tnldndijen féi#efbgattﬁz';sge'n"iinb' i 'jégi)::é'tir'_,%mniz':'rxim"eipte, it Wartes  liegendes Silber nnd
oo, fowic frempe Geibgattungen Hny nad igrent Berfehratverie g Derednen.
o Bhertpapiere find, tweng fie eluen Borfenfurd hahe, nagy bee feten Birfen-Furénitierung ves
Cbem Simierjahe borangehenden Fafres, atdernfalls nad iGrem: Berbebrawerte in Redynung U giehen.
: Jebe aubere Rapitalsfordering i nady ihrem  Nominalmerse U beredpmen;, wern  wut nidy
Abmiftdnbe pbwalten, tnfolge bereit ein pom Nominaliwerte abweidenber MWert beredyen ift.

Pretiofen, Suwelen wnh jonftige Mobiffen biefer et finb, - imfofern fie auf G ifves gegen-
wdriigen Runfitvevtes by Rauf evrosrben wurden, frem Raufureis extiprediend, fonit aber ani Gvunp
dbves inneren $ertes Rl bewerten - . B
_ Lon dewr Gefamimerte per ffé.:ier'pﬁi{ﬁtigén -Qiei‘mﬁgenéi'teﬂe find Dbie bejtehenben Sopitalsidmiben des
- Greverpfliditigen in Ubzug zu bringen. Der berart fid) exgebenbe veine Bermbgenswert Hilber bie Stenerbniia,

Bei YWnortifationdaulehen Bibet her 1eme'i-[fge'an%ﬁaiﬁrﬁcﬂiaﬁb Gegenfland bes Hbguges.

Die Hiihe der Repitalsfduld H nad dew i § 0 fefigefielften Beitpuntee g beredimen. -

o ene Qapitalsidniben, e audy ein feldes Venivgen Delajteri, Bas (amt biefes Mefenes gyt
Ateverpflichtig 4, fimen wur FUovem | gnf bag. fenetpilichtiqe. Berntdgen  entfallcnden  propoctioniceren
Feil in ¥ibang gebradit merben - ' S
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Ber Hbzug ber Rapitalsiule i Hauge des Slespcmitieiverfahrend it nicgt am YFloge, wenn bie
Wartei iz Detreffenden Raften uidit {dhou i Qanfe des Beomefjungsverfahuens  (ber Faffion, ber Beys

hombiimg oy bev Steepreflamutionsiommifion) ongeweloet bat

Seften ofme  Rophal@iGale  dicfen niht i Nhgeg gebradhi woben, ber gur Heiftung eive
Hentr BeupHidtele Hat jedod) bos SRedht, von e bupdy i gu lelffenben ‘PRente etmen  Teil ber
Cvou i beyablien Bermbgensitency W Dew Werhitmifie, in welihem dle Sunvme ber Rente ober
wer $ert bev Waturalvente s felmem amit Dey HBliden Becyinfung bes fenerpflidhtigen  Bormilgend~
berechneten DuechichnittdeinTommnen fteht. tn Abgug an Bringen und fich suviidzubehalten. '
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palte 100.000 Swonen angunehuion ik
el ber Humenduyng ver Bideren Zovfen fenn Ble wit her Wnwendiotg dor GoGesen Stufe verbnubene
ebpiloner bod o} Bleke Sinke viedfallenpe. Plug ven jild Brogent dor Stcurrbefid i fberdpeeiten.
Do ver wad) Bichen Paragraghen fefigeficliion Stewee 1 {vbod sody jener Teil ber auf bewelben
Gieneviviger  gleldizeitin  avdqemovienty Einfenimenftener beg fonfeuden Johees Whgug 0 bringen
Ber uad) Dew van Dem in ber wenborditeney beficierien Vermigendgegenftduben fommenben Eine
formiien tonr § 24 ped Weregartifels X o 1009 eatfellen wiede:  anter Diefer THel Hat jeboy  etn
7a Progent der Tonfi beneffenben Bermibgensjtoier fibvrfiergender Abgng it Hort, Sdoisrn iv dem
Eivtomuen vidE Hiof bne ma bew Bermibgen, fonbern aud- oin ans einer afibvisngenven Befaaitigung
fammendes Eifommen enthalion i, i hn Sawie Her Srenerbemeffung fefsuficlion, welder Betrag des
Eiafommeus ol ein avg ehien: i ber en
Einfonomer g Betvadyien it Wewn bas o

ienstiewy - beftenevivn Fermbgendgeaeniiond Eamurenbes
bemt Bermbgensacgenitand fommenbe Fintommen zanr
Erile ober gang ven ber Etafommenftewer befreit f
fiber biv Fovberung der heimifdren Stnbafirie

ift, wie beiipteldweife bie vom Gefeparfitel 11T 1007

fite jrenerfred ovblicien Winlevnelhnmumaseinfinfte, find  dicfe

Ginfinitc jowic e nadi  iren {onit entfallenbe  Einfrmnenfiener belufe Vewerfielignng  ber  ned
obigem guldffigen ¥bgiige i Lauie ber Stenevhenreifung feftyuftelien.

et benfenigen, die sur Zolinng ey Einfommeniteuer nicht verpflditer fnd, it bie Bevindgenss

Tedey Suar wit denr Balben Vetvag bee phigen Sdge feityufieten.
i

. dnjejievn das fely, ober ein unfer dem womralen bleibenves Einforumen bhringenie Bovindgen ded
Steerpitiditinen infolge von i wnabbdngiger Umitinte ine Vevhisltnific qu feinen Bermbgen erlidlinifien
mws_“f{)r'i‘ii'*zn;-mii%ig; grol i, fonn bag Feln Enfommen Dringende BWermbgen  bei  ber Beselfiung  bev
Bermdgensjrencr zum Telle obo gang avfier adt gelafon werben, bejiehungereife foun bie Stener wir

Wittt aui bas vin Ginfowonen pater venn novmalen bringenfe Seymbgen mii eivem Feineren Betrag
feftgefielit iyevien. '
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- Die bereits vedtshdiig feftgeftelite. Stever Fann end) nabivdglit entfprediend  veliifiztert werben,
Wenn bie Partel i glerbwiivhiger Weile radiveift, vafy bie vechistrdftige Stenerbokis sher deren Gine
fomaten ans avfevarbentiden Sriinben fih wot minbefeng 30 Trojent verringert Hat.

Tic bevavtige Mettififarionen onjteebenven Gefudpe find fpdteliens big Enbe Jfinner bes qif bie
erjolgte Stencrbemelung fulaenben Sabres bei ber anftandigen Finangbireftion (Stenerinipefior) “eingu-
Creiden. Uher vag Sefuch cutfdjeibet in evfier Smfe die quv Steverbeurefiung ufiindige Stenerreflamations-
fommiffiou, gegen boven Befdieiv des Verfahren vor dem thnigftch nngariiden Vevmalbingsgeviditshot
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gy Fopiton Dot deber Stencepilidytige ohpte dugnabme p geoe.

S bev Palfiow fat be Stenrpflidtine fein rigened jtoneepilidiiges Bermbgow und beffen Yert,
mwic g frowernifiditige Révmbgen bev g jeiment gemeinfamen wEhalic gehbrenden Wevipnen (§ 4)
Cump pefen Thert ujannun, aber nady hen ime § 7 aufgesdfiten Rermdgenabeirandteifen  gejoudery, mit
by iy ehwer pow Hwnaugniniiiev ju prfcfjenvon Herprbiming Feftaufietionden Detaillicriiig 4o fatieren.

Gine die Yoaxie i threv Faffion bes Reemigeadjtand  wnd  anh den Fert ber eingelnen Hew:
migenétetie fo Setaifitess ap, wie “ed n dev burd) bem Finangmintiier g erfaffenden Serorbrmmg fefts
gegielte 1t fo Towm noown Cev audh eventied{l ben Lert it einem gevingeven Belvag augweifl, afd bet noady .
perl Welthunmrgein biefes {Hejenes Epufiaticchate Fert it brefer Umijtand nidht af2 Bajiz fir ein Bevs
fteer i Sinne bed § A2 diefes @efebes bienen.
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Rapttaizfdulzon jind wnter Nambaftmnding  des Glinbigers und beffen - Wolujiged cinzeln

S Teamen ber nidptfetbftherediiaten, fowie Dex preijtifdien Berfonen gibt bie Falfion 19y peielidper
Feviveier, per fhre Fntereifen. and fin neiteren wter Merantmortiug verieldt, - )

v Tiahidt ber Faffienen it als 'E‘firiifégehéianﬁ‘zé i behanbetn. “Démgujolge bmi bie Faifion mide
per SeowitriptHondiominifiion fibergeben soerben unb swemy fie untey ‘Rl eingereldhf sourde, parf bieled
wy ber Sbfangbivefror (bev Gtenerinfnelton ober der bon fm. bettaute Beamte Huew

Solite ber gur Saffon Derpflidete nidt insttanbe fein, den Fofflsnsbogen audznitefien, fu fat’
pies bie Gemginbevoviichung (bas fiptiide Stoueramt) ouf rump Do in bie Feber bifttecten Fajhion
TR G s pofeitigen, bafs sied pon Wants wepen gefdyeben 3§l L -

Zu Unpelegenfelt bed Tevmined per Glureidhung der Fajiionew, ther Ansitellung ynd Samnilung

perifipt ber Fhuangaintier o Beverhuungsveqe.
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§onp bes @ N Luoe evitvedt T fugenuif  aued auf bie Bermigensitensr, wnd goar
mit per @rodezumg, - baj bieoeni bie Seebgensiiener  Deglighidie  Faifion, fujofery ber ©teuerpflidiiige
aleidhpeitip oudy elue Eufpimmeaitoner an gaflen verpilidter ift, augnafmdied bet jener Gemeinbevpritehung
fhei jenem flbtiiden Sleuccand) ginzuretdhen b bie Fermbgensitener 0 Dev Bemeffungslifre jener
Gepetnbe iguiteden nnd doit povpuichreiben it we ail Diefe Avheiten Ginfbilidh der Einformeniteuer
el wup vesfelhen Stencrpflidtiaen snrdiufithren find.
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Tie Befinomngen ded GoU. X jo08 &8°82-—55  vjiveden jich it jemen Diodbififationed ;
pe in bew SPruften 2 wd 3 ded § 19 beg Gefetes diber bad pattielle Jnafebentreten ber Einfoniuen
tewer enthelion find, frgendf oud) auf die Bevmbgenditenes. : ‘ T

Dic Renffription ber Reemigeusieuetvilidtigen nbwmt gleichzeitiq - mit ber Gonjtciotion dev G
sommenjlenerpflidiligen -etn b piefelhe Somfriptionstonmifiion {Bemeinpevoritebung, frentitches
Fteneramtl vot.
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oy a‘zi.f«.-' "-4:'. s St abzugebes, inie fir o bie Wrr box Beweriung ving elper Yiprs

wihgendicile b L einen Stibpd i Bleten. : "
PBeantr ‘_)e‘v: @3 (‘uarbﬁid}aiﬁ b Alnaugeivelt Gaent Steperinipettor), odo ben
@mwm{a,mr mnihrnn fn o einer [ v WWeyth ommifitcs, s it
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entjenbets g nauzbeanste.  Die Dalfle der 3 itglieber  pefigniedt auws den pey Ed}uﬁhumz Bnier €'c airetfen
wivk . ouf
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Ber Dbecaeipan  (Dbevbingormetitey, oo Fhose ber Gouvernaw), bie anbere Hilfle aber 1ol
Gruny chrer HuForbesiing vuvd) ben Fluangurinifter 4 bemt vurd) Hn beffuunien BerhEliniife von ben
ouf bewm @ebtete bed Wunizintume wivfenber verfihicenen Inteveifenperirerungdorgmicn (lavdlvtjgaie-
T Bevein, Handeld- uud Gewerbetammer und bevgleiden) ober cventuell ven  cingeluen Yaud
Fvterefienbertrrumgdregunen (Lenbedanvifnlimrverctn, Bind bew wegariiden Fabritsinbuiteiellon, Yaibes-
[zs'ﬁu;mm'ucf,; mgarifehe faubmdniiige  Lonbesvercinigung, Sandesteritvecein, Laudedverein ungartider
WWelnbuney :.m'“qu‘{eidjmt nud per Wethe dex  wnf dew Lb_wim_u pes  betveffenden  Muniziphuma
wohienben pber doxr Wermigen beBpenden nngavijdhen Stani8birger gowdhit.
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Die wetteren Borfdtifien . iber die Bufammeajtciiung  ber Wertbeftinmmugstommifiion wab ihrer,
Unterar cf}m?h‘ e (S’e?me%ffnmmmzz Wﬁef("sr Porperjchafion, wie andg  die Diften wnd Weifefoften b
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@ Benn in eliiem Laude ohey in ber Gemeinbe
Wien ble in WUbfak 1 ovber § aufgeftelten Bebin-
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Brmechungen,

. Bie ftoatlichen {tberieeffurnen an bie Sanbesfonds Gabew erft alfmdblich jene BVedeihiug “erlangt,
bie jie-qegentvdniig in ben Yandeshanehalten fpielen: - Jhrer Undgangspunte bithen  biv Ubgrweifungen
Sond ben divcfen Stenern udrdy benr Finanielave beg Perfonatfencrgefepes vom 25, Tltober 1506,
Foo© B B zog; e Yimba e fielhon gearn Wergieht ‘auf bic Bufehidne juv Einfommenttencr cinen
Wrrdl am Grivege der Perfonalitonern, G fefaton anf Ghmd. bed Ghejedies vomr N Jnkl 1001,
Hoe WL S =5, Dbeowethimaen  aus ber erhiihlen  fraotfichen Vranntmeinjience oepen Berjicht der
2erter enf ble Lorbe Lrewntiveinonitoge. Tag i‘ih:nvn‘i‘h:‘ngiguirij pont A, Rdnner 1614, TG0 e, 14,
erhohte Seive Mbevweifuugen anlaflidy dex Btelgerimg bee ftastiishen Eimlommenfioner und ber Bramits
etfioter, i cber Stefoam b Crhbhuag ber Hoatligen . Grbgebiren in Jabre 1915 fithrte
STan g bicjew dind) bie Saijerfde Lermbuing vom 30, Degember 1995, W G BL Ny 171916,
elnen Elealsjuidglag ein, 0fjin Grtvaq ben entonoiien Rivpericgoften geaen Verzidyt aui die Ligherigen
Fondebeitrage von VerinfHesidaiten. iberioiefen wirh: bic Togtere {lberioeiinng Hat paburedy  einen befons
peven Elaratter, bab fic vidi wur Qanbe, feubeyr avth arberen Qorpecfdaften jufonumt, e it benn -
oucy ifre bejenberen Wege. qegangen und mit den fitrigen Nhevwetjrugen nidt veveint worben. -
len siejon betiveifungen  war gemeimjow, bk fie ble Pactizipation der Lénder am Erirnge
Leftinneter fiaatlidier Abgaben eafiellten: govifie €teuern minbden, da fie fich ned) ihver Techuif file
den Gtoat Leffer eigueten als $Br die antenomen Sivperidiaften und nur ihre  cinfeittiche alekhniifige
Reraulagung im gongen @tnatégebict e . bolie Musfchipfing su gefintten jdjien, bem Stoat fibey
laffen. Ter- Gtaal aber gab cimen beftimmten nteil feines Grtvnges den Linbemn in Form voun 1lber=
wetfungen wicder Herans, Ter ufteilumgsidstiiflel, nadh Bemr der ven Lénbern aubomen fiberlafjene
Extragenniel! onj dic eingetnen Rander aufgeteilt e, entipradh  diefent- Pringip  alfevdings it
arnan; tednifde Edwicvigteiten der genauen Grmittlung deg i ben ciwgeluen Qdndern  aufgebradten
hgabeubetraged nd bor Wunidy, vie frmeren Lander vovgugsiveie gn beriidfiditigen, fihrien g gewifien
AWobiftetivnm, mbem bei’ hew i’lberivriiliu’gcu aug bew diveln Stowern dle Auftetiung nacdhy dert Real-
fewesn, Lel ber Brenniveinfioer nad) eincm  veralteten Stonfraf@iificl, Jeit 1914 unter  teifieifer
Berlidfidiiguug ber Beoblferungszahl, cefolgte. -
@ine gumbiétiche Warblung erfulir bog l"E‘{wmivci]"un;zé—;ari_ug,"{p abey erft gelegentfidy ber Vbers
weifingen ond ber Berfoner nadh der Raiferlidhen Vermbnumg pem 27, Yuguft 1916, K. &, BL
Ao 270, bie bie Yéuber onlfflid dex Eihihnig ber fleatfiden Bievfiener gegen Vergicht anf ifre
i’nnifﬂ*inpnﬂagfn ehiclion. Tas Nivtiv fitr ihre Einfithring war (e &buliches wie bt Hegelung Dder
fritheren - Ubauweifungen. Tagn fam aber pas Befirchen, ben Léntern gu Gelfen wnb ihnen fber i
fanzielion Ed mievigheiten, bie bor Witdgeng ded Bipvtonfuiug bel per Bebentung der Lanbeshierauflogen
fiir ihgre Budgers pernvjadhie, Biuwegzuhelien. Tie Qédnder befamen fefie Betrdge, die dem Frivage ciner
Laubeshievauitage vou 4 K i ben Selltliter bel widt vevminderten %riebméfum’m\u enrfpradyen, 3uges
wicjen,  bic-vady bew Worllante pos @efepes allerdings | aud dom rtrage” dev Pantfidien Bievfiener
Caclviftes werben joliten, Taifddylic) Hitte diefer gamge Grivag bogn longe widt Gimgeveidt. Tas lehie -
Weerweifuzgégefes vom 6 Hhrnar 1019, Gt . 9 My 116, bat bamn bel der riidoicfenben
Segelimg bey Doerweifungen fir bic afre 1917 imd 1918 bic Wiffafiung, bk cs {id) Bicr nidt
wehr rm die Ubeweifung  von Erfragzonteilen qug dHer ftaatlidier Bierfiener,  fonbern wn ehne von
- bieion Ertrege wnabhingige ~Totadion bandelt, fonftioniet. s Dat iiberhoupt bie bisherigen libexs .
welfnmgen ans ben bivelten. &lencrn, her Brountweinfiener und ber BierHeied in- fofte, vomr - Ertrage
v fleatlidher Abgaben wrabhingipe Totationen lingemanbelt, A

w




0 @rumd biefer YeslBiung von Dbefrinimien Sreue vextrigen war e Mt auf - dle Fiuauys
Tage \»1 Qau‘ﬁer Ditte man bie {Therreifungen tweiter vom Grtiage bor Staatsitenemn abhdangig gemady,
jo Bidteen die Tlbevweijungen Gei  dem Berfienen  der ‘Jiu— ind Brannhveinfteuer, 43 hl\'ffj bad
Tnfeigen vev Realftencrn over dev Ehrbommienftener it aus sgeglishen wurde, nerjagt. - &in tnzcer
Bujemmenbang » mit ben bigherigen Ilbeviveiinngen wuvve jedody mmfttn mu'vtf;rm)ufie:z al3 - biefe Dota-
Honen, ble nien wud) mettcr[)m al8 ﬂhmm eifungen begeidynete, i jenex D3Ge Feftaciebt wurben, bie HG
Bei ber den Qanbern gimfiigfien “Eu%fogmm ber DBeftanbensn gefe b(l:{)m Beltmnmmqen fir bag al')r 1917

Cepaeben fdlte; ef b[u‘b ,m*atﬁ anth - ber Berieilungdmahitad, in dem bie- Yeiftung an Realfrevern, bep

Bive- und  Braunbvelnfonium b bie Fevilfern wdzahl  beelidfihtingt waven, anfredit. Dicfe %L;Lfmzq o
qaf ritdwivfend jite bie Falie 1(”{ und 1918 (§ 1 Deg angcmf;rfﬂr Bejeyes).

Durh dad pleide Ghefet wushe bet ‘Slaatsiekeetie fie ’Etmn an- e evmddig, ben Qindeny i -
dnf}w 19319 ‘Rm]dyu{’?c auf - bie Nbeaweijungen God)itens  in Mnsimahe ber Fitr tuc beiben Borjafre
-, Feftgetebton Beivdge anjuwelien {§ 2 e angcfihrten Sefeped), Ferner baten wom Seitpunfte dee Wivk-
jmmfeit der neuen mntmhen Weinbejtenerung anf Sruxd des Geleges vom 6- ncblum 1919, &L B

Jre. 125, bdad it wit 1. Wai 1919, an Stefle bder deftehenden Sanvesabyaben Hon Wein und Laubess -

ipeinvevzehrungsfoeryidldge | lﬂmmei]unqeu aud ber %mﬁteau, bie ben Lnbern einen vollen” Ering
fie pow gt Der ufhebung der felbftdnbigen Befteucrung des Weines oeebinbenen Ehinabmes cwtqmg
Bieten »rﬂicn (8 1 208 chgefiifivter Gefees). :

Dig a!u‘izqtzmd)mm alfer Diefer 1'1Emrmﬂ‘mmgen mar  an bu Boraug egn‘:g gmtup,t ‘mf‘ elire
&%mﬁ[}wb:mg ber memnmmﬁtmex fiir 3ufthlags- wnd Deitragdzioede  ridjt fiattfinver, und Lanbes=

auffagen auf den Wevbroud) vow gebbaanten geiftigen Flifigheiten, Bier nad MWein nidht yur &n_)ﬂ‘nuq S

gefongen (9§ 2 unb 4 Ded angefithrien Gefepes). )
' Wiare cubgitftige ?}luchmg ber H[wnveliu'xqen fiv bad Jabr 1919, die iwm %thnrfu bu (,wtnuitgT :
- beg (Bejehed vow 6 Februar 1919, & G, BL . 116, vor allem wegen der Pubefmmtheit der
Sraatdgrengen und Dér lhnui‘)fi&;' eit, bie uiidite mtriiu}n[ﬁirﬁe Entwidlung au fibeghliden, widt exfolgen
founte, ift nod) audftindig. Diele Hinderndfe jliv eine quw[ngL Regelung baweru. a[[egbmq and) gegen:
wirtiq tetliveife nodh an. Fndbefondere (4t fich w0 tmmer nidt fibechlicfen, weide ‘}D{qn per -
nittlevweile erfelgte Fricdrasichlufy fir bie @tmtmﬁua‘ig,en b bie it diefen in engem Sufammenfauge
Hehewhen Finangen bet Seldft vcnmhnmpfuwn Baben wirh. Abey autf) ote. Staatdgeeitsen fnd infofern
“nod) widht enbpfiltig ‘fcftqc[egf 0l§ bag Geingenfand tatichlidy m)d) nidyt i ben: Staat . eingeqliebert it 7
uid it Teife Fdrntens _cine  Volfaabittmmung fbes bie fiinftige 1taﬁt[uI}f 8nqr anfr\;t s Dierreid
oper gu beur jiibilawijden Staat- entfdjeineir foll, beren @jrqebm]{“ exft neiniger Heit nm[n_gcn loerden.

Fricgraveftoweniger - gloubt die @anitlcgleumq mitt - ciner - enbgiiltigen Regelung ei Jtantlidyen
Srwerburger fir bas x‘,a[y 1919 und Davan onjdjlieBend Hiv daz Jahr: 1920 nidt ifmqeL Ahgeen 30
bitrfen. Dic Berhdidiigimg bes Heingenfandes nuh allerdings der Jifunit vorbehalten bleiben, abev anf -
ie od) wngef{fivte L%’mmagwm, i @iten fann Dei der Feflegung  der gefeslichon Eemlmnnm}m'
nnknmm TGt genontmen werben. -

Tev @b, . weshalb eine  rafde - m:ﬁguitm Segefung  uctivendiy  exidheint, t;r ‘m_e afer=
nxbcmitr[‘;* %Lr}dﬂecf)tmmq in ber Finanslage ber Q(inbar, bie §if jeit Whlauf ded Jabred 1018
erqeben hat. o : S

Die  grofe @u‘mcunq ber Ybgdnge in den Laubedhaushalten it vov alfem anf bie wmiter-
brocher Helgenben Unfpriiche ber Lanbesaugejteliten und Leprer fowie auf die Wertewsvung i Betriele
ey uend)nbeveﬁ Lanvedanitalten suriidy nfﬂf)mz bie nicber mit _ her'niigtmeihcn'-@eﬁqem}mrhmg wih
Eeueruny gubammenbiingen.

Die ?taai[ld)m Bnmeubunrjtn an dic Canbesfonds [)abm fid) atlerbingd jGon b:_-;{)u aidit auf bie
,,Libeuucmnmm“ Def u.nanft Jn jteigenden: Mafe i der Staat daju gebrdngt worbew, den Ldnbern auf
jenent Sebiete, bag feit xcEju: i nnh:S[)mtnI)nftr ot alfem hdmtu fat, bei der Bejivcitung ber Bers
{una{nnruenbmgea fiir bie ‘{wffﬁméuten hit mcE) Deigujpringen. Die Staatdguidiiifie fiir nie Tenermngse:
sufagen an bie aftiven wud penfionievten Qehrpecfonen offentliches Talts- nnd Biltvgeridulen wnd deves-
Pinterblicbene, ble Hoatiiden Anf d}ﬂﬁ’mgébe:%tagc unb .die. fantliden Ubergangsbeitrdge an dag Lehu-
pé’i;’bqn[ fleflen  ftaat{iche mpcg,mibnm:wnm fire einen nah ber gefreuben . Qaftenverteilung. deu. ‘Hnbem_
fibetlajjencn 9I|1mmib f3weig bar; jic werben fitr baz. \m@r 1916 ben Betreg von ammr)cmb Ta Wl
E‘mmn %“twneu ausntacden. o

- Die L,tmf-in“]iewug bat fidh) aber ber @rfeantnid uidgt vor{diofien, bdaf mlcf bamit. ba;.."f'w%:-
[ﬂ?“’lt‘ﬂ nicht 3u f”li‘i‘ﬂ ijt; fie beanteagt bufer, den Linbern neben den bisherigen llacnucmnqm e
wnniiehy, da fie vom Cltm;;e Leftbimmter ftaatlidier Stewern unab[)anmq find, de finaugtedhniich vichiigeves

%e[,e.t[)mnm L, Dotaitonen” uhifzn uﬂc*z ﬂlf) nodh it Twﬂtrﬁt anf © ‘n- Buud) die au}:,%mbmt[t:f)en:
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Heitereigitifie geltdrts leidgovidgi i ben. Yaud
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'

shandhalten i dad' Jafv 191D nuferovhentlidie

Bufehifie i ver boppelted, 7 pes’ Jahr 19207 W bew vierfadhen Hlle der Dibtationew ju gewddren,

"3 formetter Begiehung warde Ble Hernitd died) das Giefep vom 6. Februar 1010, Bt & VL P 115,

int - wefentlichen vollgogens Beveinbeititdurg volfornnen Durdigefityet, indem awdh die — olhucbies it
feften Betrdgen nozimievien — FWelnjfeveviisermeiitgen fowoil vt die Totafionen reie Lo bic Juidiie

sindiggogen wrheay, B . _ P o
Wieherbem exgibt fid) bie Tottvenbigheit tlner Dejonberen Borvjorge fir die Geweinde, Wien, . deren
Finangen  oued die  ouBerordentlichen BVeehdtinifie befouwvers jdwer fn Mitleidenjdhaft gejogen worben

b, @5 fnllen bavum audy der-Gemeinde Wieirauferotdentfidhe Jujdifie fn ber dovpeiten, begiehungscile

wvierfadher Hiye  ihres bisherigen Wniciles .an den Tlberweijungen veg Lanbdes Ticberbitevreld) sufonumen,

- Div Befamtaufioany, . vev: §id and - ver- Moveqeling der Ldnderborationed wad - pufhitje it den
Sigal crgibt, Detrdgt fite bad Jahr 1919 1691 Whillionen Heonen  wnd - {owit um 1151 Mitlionen
Roonen -mehr, als Feh nad) “dem  @efep vonr 6. Februar- 19190, St & BL Ne 116, wuer Beviick: -
fihtiguig ber uenen Staardgrenzen evgehen (Bitte Fiv bad Jahr 1920 erveiht -ver Befumtanfwand je
nach bews @rgebnis  ber VolPsabitimmungen o fdonten . 2832 big 2874 WMillouen Kronen,’ wag  —
wie ehy Wergleih mit ven im Stoatsvoranidloge ffiv dad Jabr 1919/20 angenommenen Anjdben jeigt
-~ #tiga bom Blwcinnbeinboeibfaden bes. Ertrages ber Clulomumenttener  ober ber. Fealftéuern entipridyt.
G - biefer” ®olpnianivand fin
6T 3714 SHiflionen

Liter Dimguredming  bev aufierorbentlichen Huidiiffe fiie Wien ohdbt §id
bas Fobhr 1019 quf 211+ Dillewen Kronen, fir dad Jefr 1920 axf

Tronen. :

i, ble neime Becfafimrg uidgt Sertig, bie  finangiele -@ntwithmg ia

Bie vorgefdhlagene Regelung trdgt jHon nach ihrer Befrifhpg nicht dew. Chavafier cinee Datees .
mafankme. Eine folhe whre qud verfeblt ineinst Beit;-In der alfez -palitifd iund  sfostomild) in Fluf!
Feimer Welle - Gherjehbar it Eejt
voeluwer wenen . BVerfaifung ohie. Wudgabstompetengen :bed: Stanted wnd ber Liuber und

wern anf Gy

g

“herew gegenjeitige Vegiching nen gecegeft e werben, wens fevner-bei Degiunewver Gefunding Hes wist-

iGaftliden Verhiltnife die finangiele Lage eine gejeftatere jein wih, 1olb ein Wenaufban bed gejauten
Fimangioitems mbglidy fein. . R :
Bir Nudemanderfepung des Staated mit ben Ldnbern Hber ble Stenerfompeteny auf e ingelnen
Hbgabengebieten Tounte jhhow in einem nafeliegenben Beitpuntt ine Bujanumeahaugs mit dir Berfafinngs-
vejora erfolgen.  Tie fohr die Stantsregieiivig jolde Huselnouberfepungen, wenn e ebier rativuellon
Stenerpofitit nidht jamibeviaufen, - firbert, Detoeift der gleidieitia elngebradie Enhvarf cines Geareinde-
iherwetfungdgefepes. . S bem angedentcien fpdteven Betrprintt’ aber iixd - e3 jebenjolls exjt wmbglidy jefn,
g erfemnen . unb jidy barfiber gu entjdjeiden,. ob  und: inticroeit: bev in bev Offentlidyteit wicberholt
gefocberten ieitgehenben Mudeinanberlequung des Wbgabenipiteme entfprodicn werben Fanyu, Het der Stuat,
Linper unb Gemeluden nur {hre befonberen, wit gleidjen Hbgaben anberer Rbvpérithatten widt fonfies
vievenden ogaben evbalten und it diefen bel' Der Bejteeitung ber fhnen jugewicienen Berwaltingss
gwelge bag Auslangen finben follen. Megen bdiefe Mbglidifeis. fpricht die dabei auftaud)ense Sdyivierigteit,

ben Finangbebarf aller Rivperfchaften asndferad gleimifig gere®t 3u werben.  enn elne folde

volfjulinbige @deibung haher nidt mbgiidy ift, wuf entihieden werben, tvelche. Wbgaben Stast, Land
wib Semeinben gemeinfain jufommen jofen und in welder Form: bas gefcheten foll. @5 Ernen vow
eingr burd). ben Staat cingehobenen Siener- Bufdlige sughnftensher anberen  Rivperjdefion” ehgehoben
vbev. diejethe Stevevquelle durd) - nebenetnander. beftefende Abgaben aller biei Rategovien getvoffen werden,

Clan fane aber audy wody einem i ndlanb T unabfingig von: b ftanisteditlichen Aufommendingen,

jorbert vein “oug @riinben ber abgabentechnifchen - Jwedmdpiafeit — imuner verlreiteleren Borgang
bu?fi.immtc Hogaben gweds  beffever wub. gletdmiigecer Ausnubung dem Stant. allein dibeclafjen, ihren
Erivag -ober audy ben autonsmen Rocpecidjaften. nugbar maden, fei ed duvd Brreiligung an ifreu
@rivag, fei e3 durd Deteilignng b2 Staated an - beftimmiten Anfwanbgiocigen der' antonsinen Hgdhalte,
an_bewen neben beir Ranbeso oder Gemetubeintevefe and) ein aligemeines Stoattidyes Sarercfie befrebt.

Potwendig 1jt-e8, eine Soujteuttion gu fizben, die 2 cemdglidy, das Whgabewvzien fo cudpsufiges, daf™

e3 biz sur Dedung der. bem Stante jebenfalls becbleibenben intetnativwalen wibd indeven Sdulduer:
P?Ifff}tlmf;'ﬁﬂ,.ﬂhft aueh- die fir bie gewaftigen. Bebinfnifle dev. andéren bHFentligen Fiepevidiaiien
erforbectihen Holen Botedqe et mbglidyt geringer. Becintradhtiqung ved privaten Wirtihafislebens fietert,

o e bic Stactdregicrang ans  biefen @rwguagen Lorfdligt, vosliufg an bem Dotations-
peingip. feftgubatten, sugleicy aber die Dotationen ber veeidlechrertenn Fiamylage ber Lanver entfpredind
du echbhen; [onnuf-fie ahbverféits dicfe Dotationen an die Bediugung tnfipfen; daf fite bie firye Tawer™
biejer provijocijdyen Hegelusiq audyvon feisen der Linber nidt cinfeitiy und e id wnre Beinguny qewifie:
Dejtehenber obec vermeintfidor Qaden der Warfafang I 018 Dejehendy Wictidaitd! und Faanyjy ten
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Deeccidaun,  Elfernbein, Perlmutier pbex Sdyilbpatl
verfertigt ober it Gofd doublicst fnd, wens bas
Entgeft 200 IC iberfteint; Yugengldfer, die mit ciner
Saffung  and Edelmetall vevjeben find, wnterliegen
uicht ber evhihten Stewer;

3. Ongivabwefe ber Blafht, Materel wind
Groaphif, memn bad Gutgelh fie baz Wort (ofne
- ber ctwa gletdzeitly aeliefesten Ralment 1.000 K
iiberfieigt unb wenn bag Wert midit von - einem
Ritjtier geidjaﬁcn wurde, ber am Tage der Liefernng
bie oﬁeuudy ithe Staatfangehlivigheit befipt unb dn
viefern Tage am Leben ober vor weniger ‘afs fimf
Jabren, vom Tage der Feferumng gerednet, geftoxben
ift; ech Bolzugsommeifung fann beftinmt merben,
bl und unter weldgen Qovaudjehungen bei %in—'
wenbung bicfer Worjdnifi bie Ungehiiriaen: anberer
Stoaten bew Ofteiretdiiden -@taatdangedivigen - im
Falle ber Wabrung der Gegenfeitigleis gicidzuftelien
inb. Radieviugen, HDolafdnittc, Fubfers und @m{;[—
fiidge qe{aen als h.zuqma{merh

‘lﬂivmnmr (%tttquﬁnten} LD aIIc anbexen

oy - eirem Hinbler © it AlterHinern ober - eiriem
HUntiquar in Audibig . icmeé’ Betriebes gelieferten
Begenitinbde. Drudiderke faﬁen jehody nnter bieje
Bejtimmitng naue danw, venn. bad Gutgelt 50K
e ben Hanb nﬁerftmqt G bad B\udy nov dew
Sahre 1850 gebruct {i: it bie Jubreszahl weber
“angegeben nodh nady bem @11haite oher  ber He-
Jdaffenheit ded Drudoeted ober har) . jouftigen Yln-
ftitnbest -feftftellbar, -fo 't ein berm Jabre 1850 vor-
nn%qef)enﬁcﬁ ?Jmujmf)r cm?;zzne[jmen'

5, Wutogeamte 1hd %ﬁnnufﬁ:tpte Bei einciii Gnt-
gelte pon mehr als 200 Ky 'Ei%ergamemmmmmren*
Begenftinde. bon- nbu:'mtege’n --gefrbuf;ﬁrrber fnf'tm:—
nber funftgejdhi rf}thc[)cr %eheui“gn :

© 6, Biloer- pher @mcgehaﬁmen aw’ ge cﬁmgtem
Holy nber ans Qmmge bm emem Eirt ge[w 'nrm mef_)r '
als /‘UO} : . i

';ﬂﬂir’%é"“;- ‘
. Exps??i‘fjh) H13
Papier wii
8. “ﬁ’uwmpm
itberftelat, s
celted D ARURG DI 5 :
Dvégefivi s ufiv) o fviic beven %%eftnntw )
teife und ”)Eﬁﬂlfjﬂl”u{lt (Gﬁanmupf}mp{ciim Walzen
n. bgl); L
4. mmmmnw hIi

10. @ege n{m‘:c Bie;
Oetwaudyszmede i bicnd,
Méumen befiimmt fsm 5 i

11 i SHobiingss i _Su {mmbd tingss
einridgiiing biesiesbe Oegnvg‘iunbv- ;ucnn fie gasg ober

1y, hw iy dang\'ebm geblmbencn
¢-hed mmf)butrf s mz, bcfnnbecem

"ns{m* elncu $9ufﬁ¢en :
t‘?u r“]d miidung bon

@immmn;;[) one,
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gum geoken Tetfe awd Tofibaven Steffen (teneren

Polagattungen, Lever, Seibe, Samt, Spigen, Brokat,

“- Bromge ufw) Beftehin; o
_ 12, Tapelert, *Die aud anbevem Sio_ﬁg.a[g

EBamm Dergetiellt finb;

18, Tebpidhe, cin cﬁm{a{irﬁ Ber “mmb%ephzd)e
“- bei-cinem Gntgelte von mebt gt 200 K i einen

Omabratmeter: : . e

14, Tofquthe %cf!ctbzmg;gv} fﬁihbe . nnﬁ 2

1f;m ;her’glemmq Dieiende @tn‘ge _ S
.a) @imber e, 'ilm[;aﬁqtun:ﬁt‘r, esn%ind‘e Menffe
- nd Ppaf., bie gany oder g Teile ang Pely=

“wert, - ledyten Spigeni, Seive ober Samt Tey-
aeftefit ‘ober mit Belgwoert ober Samit gefibttert
find, fofern wicht blof die Autaten aug ben
gennuiten Sioffen beftehen

Y jetvene Uinicefletder;

-EBmG}e aus f'mbc
Rivreen: :
ﬁn qefri[me !B(lqmigungen be;imszc ﬂ‘nfhnne

Y Sitte, - die mit @cf;tmxtf‘?ebem Sﬁefgmeri pher

L Damt vergiert, fmdy 4
&) Qactiefe, '--’\oi:cm aug Srite, mit 'ﬂ.%eia-mcrf

- geffitierte ‘Gtiefel; S

) feiveie 0eT mtt 5.[,‘e[3mt>rf gefiitteite $onbe=
e o

1) Cechte Spien;

) Gamtitoffe; : S .
Felle, die fiehy 3inv Herftellung der tn it aumd e
angefithrien Gegenftinbe eignen,

. - Dic Lieferuing gemihalicher Schafapelze, Lomni-,
-5?egen~ RQuninchen- und Hamfterfelle, gemihnticdier
Rilbbedon und ber aus foldhen Pelzen, Fellew wnd
Deden verfertigten @eqenftinde naterliegt Iebuc@ nidit

ber ﬂf)nf;‘resx Stewer.

s 216, Fider, & C'pnalerﬁmfr %%egcn wnd Sormen-
?t[;mne bee eitiéhi @nmeﬁe von ey afz 100 K;

: ‘Hﬂ'jﬂfnﬁf:x “Reifetafen b S{u&ﬁhhc
.;'.-'meam Fw nnt ‘Tmfemqs'genftanhcu (Egbetteden 1. bgl.
= '_.mléqfftntfrt finb;

i 1% nptﬂd;le kx,mtrurue"efz‘ mit ‘Jhmmbmt ber
- Mugengidfer;

wo 18. p]')oi‘orimnf}ﬂd;r Dandappavste b deven

© Beftanbteife ind Jubehir; Vorvidtungen s Ve

: tracdjtung bon - Photographicn
o 19, Gebrandinegenfidude - (Epiegel, Mmfz
Colafer, Rrfige, Yidge, Delendyhmacticper uhv.)
aud geldfiffenem Gias; ‘

20. Spicgelfenfterglas;
- 21, Spirtgerdte mit Musnahme  ber Turn-
getdte; v ) .
' 22, Sandwaflen, deven Veftanbteife nnb Sus
- _bt’f)m o

;Qﬁﬂfgg}







Eriweebung  qum Swede bey gewerdlichen  ¥eiters
vevinferung  uachgersiefen weaben  fann nubd  wie
picfer Radiveis g fibevprfifen 6, wivd durd) Voll=
prgdantweifing beftinmmit, '

) § 14,
3 "Béfreiung pon Dev erfihten mi
ffeuer..
i1 Bon - et mhdf)ien i a};ﬂenm nady §
O fimd Wicfermugen von Eegenftduden bdev bafelhft
- jeidueten Mt Defreit, ' :
UL wenn biefe @egerifrinoe iprer @ ?hanmt!
feit nm[} mi gu tedmijdes, mﬁ’en}mxrhmen Lefr-
“over Heilyweden benugbar find ober, in Ermuangling
biefer Wovausjegiung, '
g 2, wenn nodgeivieten with, baf ber Cuwerber
dic  Gegenjtdnde < im  feniliden  Juterefle, fiir -

o wiffenfdafitidge, Qebr- ober Heilywede ober alg

CoDilfsmittel jur audidyiieklichen b‘fzmig,nnq in {en*cm -
g _."‘mn%c obev . Geimebe erworben Hat.

i2) e %vﬁrmmltnam bes &8, D Hes 'L 9,

s ::3_..4 it Des g “0"'%&;@ 1; qc_[iezt nuf)L Tm" Hu

Dirfeeing bon: | nrnngeqen{mnbcn

8 15."

o Werfteigerung vonw Surudgenqenjtdnben

o Werben Lupnsgeqenitinde nuf Geund einer Bees
Hetgerung  qeliefert, fo {rith Ddie @teiﬁezp?ﬁd}t naod)
812 andy bamn e, wenn au ber Sieferung iveder
cafd Unftragaeber (Bisherdger @igeatfimer) nod) afé
Rerfteigezer ein inldndifher Eriperbunternelpaer e
teifigt ift odev wenn die Wove gum Jwede der ge-
foerblidyen Weitervevduferung exworben wicd.

@ Bur Endvidiung e Stener find zur unges
teiften Pand der Hevjteigecer, bev bisherige Srgens
titmer b Der Eriverber verbfiiditet; Bel puangd-
©wetfen Rerfieigevingen obliegt bie Steveventriditung

_ﬁhem @rmerber, .

S Wi e i Ftege” ber Wefteigernng
U Biosde s et gewerblidhen  Weiternerduhernng eviwors
" Dbewer Rupudgeyenitand vow dem Erfteher vhev jeinent
TRecdhisnadfolger i einer bie Sreverpflidit nndh § 12
fieguiinbender Mot - weiterverdupovt, o e wnfer
“pen durd) Vollzugdantweifung fefizuiependen Roraus:
fefumgen die fiic die @vitehung der Ware entvichicte
/ Stener, fotweit fie den Betrag dev alfgenmeinert Thnjng=
ftexer diberfteigt, in bic filv bic FWeiterverinfernng
im Sleinbandel nad) § 12 s entvichtende Stener
eingucednen. Ter Unforudy ouf e Einodnung
erlifet, . wenn er uidht binmen  gweier  Jabve,
geredynet vom  Beginne bed auf den Tag  ber
Lerjteigerung  ndditfolgenden  Halendovjalfres, e
" Boben wirh. '

o e %c’thnmunquu Der Abldke 1 big 5 gelten
finngemil audy im Falle ded gwanpdiveifen Lers




- ,.lfixzzinﬁiezmt nah § 12 awd
- ehne Qefernng uldt verbunber

Ctrities  der @teuenpflicht. Werben
s

. Berhringung in baz Andland
- einbrivgung i bﬂa Ei-ninn'i)

Sin bas Husfand entndﬁete Etewer 0 'j}ﬁud)en

cooamb @raphit, wenn bad e
-gefeba¥fen avuvbe, bev '
Berbringens in Dbas 5){11§L__
- meniger 4l 50 Jabrew, o

wfaude wolnbaft  find

- ober Weanftragten bedieire

ggﬁ@jgﬁ

Faufes au2 jreier Dand im Hinue der Gpefutiond~
orbuumng, witt Der IBaBgabe, bag v Entridiusg
der Stener der Evwerber perpilichrer it
L% 16 e
Ginfubr unbd Yusdfulhr oo Surudgegqen= -
Ttnnbcn %erbringw bow QHQLH“(](‘QEH’ :
fténde nm bas B_Iuéianta

oy Bet Sheferimg ‘b0t Lupiis _1‘1511 i
bie @f@newr{rf{}t zm ,Eerfeble Fie D - riad) bent

fem mimmﬁ{{)el Eifmmhél.;mexnei}n‘

(1 Weeben bie nad) § 12, ¥Ubjag’
4 wnb b, uwler die esf}dﬁie Hmingfi«eu'
Lupuggeqenfidinge in
ansg  demt Sffoude  oaud qe?ufnt
bie a;trumm(:cbt audy Danu Beq
Ricferung wicht m Mt’m{;mﬁt‘i Tfaﬂ?’nbe

e Das  Berbringen  ber
%[61&%56 angeffibeten Geqeniitiive
1m£eﬂwqi obwe  Huterihied,

entjteht. . Heitpunfte bes
die Stelle deg Enijelted | trit
guneine eyt ez Begenfind

Beftinmungen berfienerien -
Sitand gurfidgebindyt, obne
movben 3u iein, § it chiingung

bes Cimemf[u{)hqeu vergiifet (§

Die Befttmmmungen - det.
gt[ten ma{;t. iy Driginalive

gevechuet, geftmben Ht
B Enbeidtuug e
Der Abfdye 1 und 2 dev :51(
im - Fuioube  wofsbofie
Levfragdreil, wenun  abel’

Berdubever verpilicyet; - Eogin glonen, bie

fitg bei 9H{Ging oder Turdfihrung bes Brrvivages
eimes  fwr Srfemde  fil 6 Bextreiers

Abjoker 5 obltegt.::
Gigeutimer dev in D
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Ereuweverildrnug.

 Wleidigettly  mit ber Aoflusg  Guot  der
Sreucepiditine der Stenercinfebungsitelle die Grwb-
loge fliv die Beeedinung der von G entriditeten
Srewer mitels viner Steneverffdtung nad) efnem
burdy Beligugsanweifung Vejtamiteilenden Mufter zu
tiefern. Duveh  Doljugsonweiting fomn  beftimmt
werden, daf unb unter weldhen Worausfepungen bie
Sewererfliving  in emem anderen Beitpugtee nb=
‘ugeben it '

2 Die Steuererflarung hat, enn der Jahlungs-
bilidgtine  intindijdber Criverbunternehmer i unb
bie Stenevenivichtung nad) Stenerzeitvimen (§ 26
eriolgt, indbcjondere su enthalten:

a) Die Sejomtfumme der vom Fahluwngsniichtigen
- wilrend - bes lehten Steuerzeilvanues emp-
fangenen  Boblungen jowofdl fiiv- dle ftemer-
pilidytigerr al8 aud fix Ddie nod) ben 8§ g
und 10 ftenerfreien Liefecungen (Zeiftungen);

Cfiir Hetricbe, in benem weben  Ciefernmgen
(¥eiftungen), dle nady vepe I, 2bjdmitte diejes
Beietes fteverpflichtiy find, andy jolde fait=
finben, dic Dem ehBlien  Steuerjape Ded
1L Abjhiistes  unterfiegen, ~abgefoabert bie
Gefomtfmmme  ver  empfangenen - Bobluuges,
bre auf die dev exhibien Stener untermorfenen
Lieferungen und fonfigen Leiftingen entfallen,
umd gway getrennt fiir bie  Qieferungen wou
Lupusgegenitindben rviveceits wnd die jorftigen
" Reiftnngen ounberfeits, Die gleide Sonberung
ift auhy Ddamn  worunehmen, ivenn in - bew
Betriebe aud{licslid) Yeferungen (Letftungen)
ftatifinden, bie ber erhilhten Stever unieritegen,

§ 24.

Beanfrandungs uwnd Bemefinngs-.
serfalireil

3 Tie vanmumqw ber §8 111, 112 uud
205 bw 207 bed ﬂ}elﬁmml’siuchime- finden i
pemifge minendung. :

iz 3ft ovr Jablungsbitidptige Infdndifber Eriperbs-
unternebmer, fo  faben  jhv diz Berhoudluug wnd
sae. Berfnhren der Fomodijionen die Beftimmuugen

§& 191 6ig 197 und ber $§ 208 bis 213
bes Perjonalfleucvqeletes finngemife Gelinng; die n

C§-212, Ublab 2, jweiter Sof, worgeieheny Fr-
-umcfmgm:q finbet i}iebrl, unabliingig von ber Dife
ped Finfourmend, i benjenigen Fdllen Wnwenbung,
in Dewest bie g veranfogende Linfagitener 300, K
nidht fberkeint,

oot




hen int %ﬁng 2 by ezd} '?\‘ﬂ“i 3‘% §m
bie cin{dpvinfende %efmnmmlg bes &

hzg .

M'i'tbtigfeitéﬁcfh'nh ?}afﬂmtqhmzttmq”
fthergahlungen

m"ﬂjmhm pon e @Leuexbci)m‘w cbn:"
e CL@GEﬁzz;‘;SEnmmu%un ot Yngaben bev-
“Sfencepflidhtigen  cingebrodiien Stones ceriliemig 1111b__'

' e o ﬂ,}m eingeandlte Betvag viditig - befunber, - fo

otrd - bied in ben fiber die @rgebutife ber Umfags -
Jreser gu fihrenden  Unfideeibungen cefihtidy g
tadgt. Sine ﬁerf’cﬁwhégzmg bes Cfii'mmpﬁi,d)i-igen
nfa(q% T nuf gwm Lerlangen.

o pat i‘mqelﬂen o bie - Fepfelag ‘rsmi) ie

feamf)c{)nrbc pber - der %Lfd‘ﬂu% ber Sibiikungs-
'fﬁ’rii‘mtﬁlm‘l g Ergebhifien ~geffibet, bie vow dem
Angaben ‘bes: @tm:cfpﬂuﬁtagm und pow fetner Fine
"ﬁn{)ht.zg abive uf}m b eiie pifere Steneriduidpigs

it iaequmbtu nbm i, el ber @fmexp?‘[nhﬁaqe
ne “Babinig” nicﬁt geleijtet  und eine Sheners
rﬁarmaq kit abgenelben  fat, - bie ~Bevaningung -

bep Anfasferer auf Ghownd der von  Wmis foegen

befcﬁﬁﬂ‘fﬁﬁ 53%:1){* T(‘ {:T‘Ygfqg fl) ﬁﬂi b?i‘ @ffﬂeu}ff}érbc K

Covenr o Stewerpfidytigen  ven - Beteng  der wou . ifw
A ezttrﬁd;tmbcn Uimfabflener mit cinem Bablungd-

&n?ﬁch hefauntgugeben. Tie Form bed  Babhlungs-

_ m:ﬁmger« toied burds Bolzugsoniveifung beftinunt,
Cooa) Hat der Gienerpilidhiige an  Hmjasftener

i -f-mff)t eingesnflt o3 nady ben Grgebwiffen beg Rev-

- fobrens feiner Sdulbigleit  entipridt; o '[ff er
o htevon Fw verjtindigen. - Der Mebebetray 1, Sofeen
it befen bave Berglitung  omf Berlongen ded

aBlexs fattfindet (§ 31), bei ber Bevanfagung -

Lo Hie ben niditfolgenden Stevevieitvmnn eingredien,

- § 30.

'-}lferufsinq Wefdgmerde an ben Vers
waltungsgeridtéehof

AL ?qu bie Mehtomistel gegen ben Sabimups
auftrdg und ouf dag Redidmittelverfofren Hud bie
“Beftinunungen ber §§ 114, bann 218 big 224 bes
» Berfoualftenergefeses wab anf bic Befdwerbe an den

© Bermaliungsqeridtaho] bie Befimmungen bes § 225
- bed Perlonalfevergefepes Hingomip mag;umenbeu ber
o 8221 febody mit Ser Ynderung, bof b ben Fillen,

i bemen bic vevaniogie Umiapfiener 150 nidt i

: itberftetgt wub bic Sienerbedrde ober bor Bus

L Hhende ber Sdhdpungdfommifiion wnbd biefe jelbft

Cper Unficht find, bafi ver Bernfung  velinfalitid

. . Pattzugeben ift, bie SntiGeibung iiber die Bevufing,













qeqiigene aniiid;
Chtingung elrer

{58 206 wib Bu
m:;oh!i b by L‘n.
“bér Sfeier in o ber i
fiefern bl

jue ff'ﬂinmq“m '{iam

vm:qt-'if‘;n'ithcnml ~Rrift ariu i w_}n! nter afte

o & a7
@“fl o f y Giftgfeit b cE Ma i abeiE W "=
: ftiftung unb TWeihilie

i Ter Steverhiniersiehung (8 ‘-i?‘r.'unﬁ_'."bér.
Bieuevnerheimiidipng (5 36) anady jid ctn&)'_"b'ﬂ'r'
ladpliiber  fbndbiy, bir o biefe ‘ﬂmmhmqen woer.
Tierlaffwigen Iu:i i)‘[zséu.bsmg feirer -i‘ntrqhm_g';
begept. : e
L F)HTL‘LL‘N[ st'mcﬁeu mni\w ey ‘mrJ) IS ERR
busn wath Beililfe - begangen 'q:smfnu DBigibe, per
Soie Beibitje Tinfofae - etner’ dirdy i s:f";m?ré'icfje Ap=
Lohimgiqfett beprfinbeter Mitiaitng- (eifier, ¢85 fei bexn,
Tpaft e ot eine vow ber Fehirde (wiicﬂte Ynfrage .
Camviditige Wngaben wadi oo
oy Fi bie nady den Hhjdhen 1 by 2 imf;nnn,tm' :
®eibfivafen - Baftet mit ber ous § 266, Ubfay 2,
weE - Perjonalfevergefeses Bl crgebenbin Ein- 0
Sdedntung. ver Steucrnflidiiige. o

“Weriud

S ey Qeviudy wntecliend bev i b volfenbete’
o Heatbave Soudlung fefigeicbton Birafe

§ 39,

S %eftrefung ber Ste: ,m-E‘..-iMPr*i?ﬁnng'
S uwh ber Sifenerberheimiidung

Coony Jeqen @ﬁzenerljintetr;,%é{;um wab wegen @m'cr;
S oeheimlidnng  find Geldivafen tn Wusmofe ber
o Bl Big gum Fiwffaden bes Belvaged  jn pere
Chfigen, wwt bem bie Gtener verfitcgt ober ber
i BRerlirgung mté.gm’egt ke (@ﬂ.@.’aﬁwmcﬁu_ngéw
-""qum‘otage) -
Sy Teben dev Gelbiivaie fna uzc{) eine Wreeft-
- 'ﬁmte ‘nerhingt mwerben; L
St yoenm Der Bmfm[b%gieg%r wen lepten fi’mf" '
E \suﬁrpn vov Begebung ber Tat boereits wegen eined
Cher dw beit 88 85 big 38 angeffbrien Steuctvers o
gthen verurteilt wovben it (RAFKal) ober

D001 72




I wemn o bie Swvafhemefing garnndlage
10.000 I fiberfteiat. '

wi Bei dberwicgrinden evfdnverenhen Winjtanben
Gt oanr Moot gu eufenuen :

w Die WAwveliftvafe i i ber Daner bis A
bret Meonaten, wenn abev.ber Betvag, wim ves it
Sfeuer verliezt  vber e Beekiizgung  ausgefet
mde,  5.000 K fiberHelat, BS u einem e
31 verfingen. R o

o @ farn anf bic o cimaalige Beclautbarung
ded Eetennibwiffes tw eiwer pder ehreverr  Beis
tungen crfannt  erben. Uberdies Faim der Qerlnft
bev Beredgtigung jur Huslhiig cines Gewerbes
andgetprodien werben, tvenn bas” Bergehen fidh anf
bie in Ddiefen Gewerbe Lguggefihrten Lieferungen .
“(Reiftungen) Degicht ober i Betriehe einesd Glemorbea
Bequngen mithe. Ce

%}q.lj.rlﬁg"fi gr @& efuf;rbunq Cher 1 miafhs
Bewer.

) Der fabridifigen @é?iiijéﬁ'mgg"%ef Umfaftencr
modt fidy jchuldig, twer bie in ben §§ 35 bis 87
begetdueten  fteatbaren -Handlungen ko Unter-
lofimgen aug grober Sabldffigheit JDegent,
o Gr it omit ciner @elbfteafe von cinem Achtel
biz zum Doppelten bder Givafbemeiumgdgrundinge
su befteafen. R

155 Riegt feine grnbé %a@ﬂﬁfﬁ@t‘éﬁ,.;-:j§unbem ein
biofes Werjehen wor, fo ift ‘eine - Gelvftrafe iz gu
1.000 K au verhingen. SR .

§ :
Cribfden der Stvafbarieit
Die Strafbarfeit bder Steierhintersichung, der
Erenerverheimlichung wnd der fahelaffigen Gefihedung
ber Umjaisftener exlift, mem ber ‘Siraffeliige den
Dem Sefese entfpredjenver Buftund  hetftellt, Bevpr
er die erfte Borfabung gur Einvernahme al3 Bee
~idyulbigter ober He amtlicie’ Witteilung, ba§ gegen
Cifn efne nzeige vorfiege,” exhalten Bat, - und wenn
er, foferne ex ber Gtenerpflichiige ‘1t ben ihm mit
Rahhunganfeage  vovzufdireibendeit #Betrag  binnen
14 Togen entrichtet,

& 49,

@traffalligfeit von Gadhverftdndigen
wnd Wnsfunfisperfonen

) Wer ald Sadhoerfiinbiger oher Wnsfunfis-
bexfor bor ben  Stenexbehhrben,  ben aur Piite

000173




itk bei ber. Duvchfiibrimg - diefes Gefepes | he
mfmen Fomunifjioren ober beven  Borfibeaviei bbe

i etwem yum @ebraudje wor biefen: %Ebnﬁ)cn ‘ober
Deganen  beftimunten Bestaniiie in ber QIImdjt, bie
Bemeffung ber Umfagftency vher -eine Beftvafing zu
“peteiteln ober vedigivibrig [;clhmufuf)ren ohrr eitie
ancidytige Beweffung e Sfeer 0T @tra?e E11g
verditlafien, wiffenttich  wninafue Wngabert iiradyt; +
tivh  bmn Geridyte  wegen Uhmtwtnnq it gt
Dig gu gwel WMonaten nbu i @eib big A nnO R :
beftecit | .
3 Bémn bie ituucﬁiiqr “{nqaﬁv Dmm mnfmtftr[), SE
“aber nidht. in der begeidgueten Ublicht gestadyt worber

] it ouf eine olditrafe bis gu 2.000 K i erformen.

Vevlepung dev PILide 5i1.1 e beime
e hatinawg

Loy Db am . Berfalren i Beranlagung T dex
o Umfafsftener - Detéiligten  YPerfonen, . fermer . Beugen,
v st ieperfonen, . Sadoerftdndige wnh  Pavtelen-
“Hévtreter teetben, mwenn fie bie zu - ifrer Renntnis
gelangenben - WBevhditnific - cines  onberen  unbefugt
offenbarven, vom - @eridyte wegen  Bevoehend  mit
eveft big zi beel Plonatew oder  einer Geldfivafe
iz g 20,000 K befiraft,  Stoatsbeemte  unter-
~Tiegen Rberdics vev Hehandling nady den Dijziplinar:

- norfduiften,

 Tie Heriotgung  finbet  mar ouj WUntrag der
Staatdvegierung, bed  Sleustpflideigen, der KLoms=
Cmiffton ooer ctegd @owrmiffiondmitg¥ienes finit

§ 44
He 'h. irbe Tih q von I t.ﬁ I]mi'h Iu nge n.'.

: %m, i1 :BDTCLI)H‘W imci) btcmn @C]EE‘ el
-mm bev Srewerbehbrbe pber pon ciner Ronuwiffion
- beanfraglen Bexfou ven Eiateith i vie Gewerbe
riwme ober cbeven Befidhigung Cober i - Lornalue
wviner - anbeter - Himtahonblung  vevmweigert oher bie

- Mk Ehandiing g m’zi)inb'bu'f futht, witd, wenn bic
Cofandlung omidtnadh eimein anberen @efm einer
“ifrengeren- @hmc cunterfieat, vom Geridhie wegen
Aberteetimy it einet (JvIb,ftmft big qu 200000 K
Coober it frovelt big zu 14 Lagen Deftreit.

‘\‘. 45,
Drdbnungdftvajoen

Tie BWejtimmungen  bed  Pexjonaljtencegejepes
iber  Dvimmgsfiofen (§  250) finden  mit  bex
nberumg  finngemidie Wnmwenbung, daf Gelbfrafen
big su 30.000 K verbingt wevven fdnnen.

.




§ 46.
Hrouss und ‘l&e_rfnne‘butcf;inrhunmn.

S Steatverfaiven wegen Steuerbinterziehun
" phey Gtenesverheimlidrng ditrfen Handburdindinnage
bg find  Durdfudungen wvon  Wohmmgen obd
fonfgen jum Hauswefen achbvigen Rawmlidyieite
borgenonumen werben, et der begritnbete Berbarh
hejtelt, bafi jidy bavin cive eincg folden Bergeher
perbiidhtige Perjon  verborgen Halt ober bef R
hafelbfl  hegenftinde ~befiroen, deren Befih  ob
Gefichtignug fir eine beftimmic Wwterfudung v
Pevenfung fein fouw, - 7
iy Perfonsouedyindungen bitrfew wr an Berjon
norgenontmen werbest, el benen eine bhohe Wah
Sehetufigteit fix ben - Bejty - folder  Gegenjitn
fpricgt vbev die eines ber ‘genammten Bergehen ve
pidtin §ind. IR :

o Hause unh Perfodspurdiiudpungen diirfen n
CGni @ound  cined : fhiitliden; wit Grimben g
jehenen Befehies bes Borftehers ber Stenesbehiy
*jeines  Stellvertyéters™ pbey. “bes pon Der Fina
lonbesniveftion <Pietzu  crmbdtigten Beamben
o genommmen werbei. - Diejer Befehl 1it bem Beteilig
7 Jogleidh eber bod) timerhalh ber wéidhten 24 Stund
guguftclion. Lo R
- w Bei jeber - paugburdfudung, bel ber nid
‘Werbidytiges eemittelt wude, (ift bemt Beteilig
auf fetn  Werlargen - eine. Beftdtigung  davitber
euteifen, CoeEHTEEEL S S
i m fibrigen”gelten ity sbie Vemabme
Dusdhiudungen’ fowie e - die Befdlagnahme o
Gegenftinben, Bie i bl Unterfudung von B
beutunq fein finnen, e Beftinmnmmgen bes Ge
firafgefenes.
- AT
Gomprtewyin Strafiaden

ap Tad Steajoerfabren. fieht in fenen Fdllew,
meldhen Ddie fvafbare :Hondlung fid) nidt auf
pown Bejuivigten g Teiftende NmjabHener bejt
becjenigen Gtenerbehirde gu, bie gur Strafberfola
pesd Gienerpilichtigen berufen iwdre.

@ Gegen ben Befdyuldigten, ber fid fm A
{ambe. befindet  ober wnbefanmten  Jnfenthaltes
Tam im Sinue bed § 259 ded Perjonalitenergef
borgeaangent mwerben, Dabet find file bie Buitell
dee  Torladung . bie  Vorfdriften Des § 267
Perfonalfienergefees mafgebend. v

s Sm Strafoefahten wegen Stenehinterslel
Steucrverheimlicng ober fafeldffiger Gefdhed
per Wmfahftever fann Der Befdulbigte, wenit
unentidinibigt einer Borladung ver Steuerbehdrve i

_ Folge feifter; - gvangdweife vorgefithrt rerben.

”5 ?f i7@@@175f1ﬁ};ﬂ~






















"C§~3?~‘ugt ‘ :
0 . Dag ber bmtac]e Lhribll"‘f i)
perneint Blefe Ofmja ! & e ToIung, it C-*Lhm andy :
wenn e Gonerbeireihenhey ) -'* enitinbe and b -‘imTc et n;;; nt,_-
: bie awferhath fc:..\ FriverbEtd
%m- voenE “‘fw}: (Sjis.l

PRI

‘““Hlé’\ﬂl"iﬂ bebl :
n:ljczr EuN G, e u‘.h‘]lm‘f‘li

mﬁ ethift’z i \T‘i',_r
I,"!__!Et'

A a‘wfzzms'fm"rr' o Hnfidi e beinflidiien, ©ef bie Frellathimg bes (Ziqenu*.r[z-.utﬁcﬁ
Eéte widyt g

som ber Hmifehfreer fn {Gren Rolgemicfingen mit ber @icncmcz dhtig

nb Safy eg, theny etraditel, wimfdiensioort wive, owl ben @igengebrandy ber

; .1;:\1&51 or 1!17%"1&1(‘17(11 s {ounen.

dj@,mmv T B bh mercna.en Su*lv“rf‘* bf‘w-‘ dy wfdit dedyming getvagen it
puf b\r prahtid In({mz Crmagmz_ﬂ, bty o8 “wm“ i ein ety Tehiy, 3
-t-%-? z uig.\ ey mengelt. Hiegu ;:.{m n oIm rody GeBdEmmite ‘m,; iy
eind perfaflidhe @"r"m 1] nrbed hnr“e n*r,
bobuvdy bie (rlw\nv fof i
, i‘n,‘-n "!iﬁe‘(mm ‘er are ) '
G 1"-.be in ber Fefif {!vv_‘ bex
g ii!'fuij'?ﬁ bie Eteney {zi'tuc' Feael nadg bcm
man befm (Eu,erbﬁtbm*' J!f betv HBevt pry H
g 3y n‘_e Irmc‘nhe ungéunriage den B :
T henm (ilgﬁtwerhra:vﬁc Beie
10 e o Teberverfiufern
vogu befffmmey,
‘fl"IC QJ["* ariiter
m.z"f um

At }c
, Perpleie mit b gt 'ff BrCl:
enverbrand) elne Ui

fdhon ble nuy el
Ivvm* i'"1 34 U

‘fz u '11_)
iremgnng ‘W Ete: ¥y e
él’ji‘I tqen i!"ﬁ::-r'{,-me b oregelmifit o mmrnb mit
Her rfm woariber Ghiauggebond, offe Qe i 4 F Den W3
Hiehiet, ber Sioner ]1“‘“111}“‘5{‘11 ]"z}ﬂ,
ke, wnlebenfiicy imr Ginne
HITr al§ cimer wmfigiich ‘Vf 1CH € .‘ n[ %c%mbfn mer il ;,iv ifefipd ant
Eoentipredyen, Ul er awberen @ l:.,-. -'éft - €1ld'iqm 5 o eine {n’[i?)sﬁ Bevalls
ernng bev Stener “i ~imd fonivelle ihidy eid et wllhe, pime bod)
*-‘-"’[ el nennendivesien "T P oam mamfon. Die - Eryninging 2 ibor .’:mg ber  Eteners
£ - {1 aten Felten {ibrigens mmf cuzitfjnn,i Seiffungen, bie fi avfee

O
. r

é‘-unrem haer. abipicfen, wive 0°mit wie mﬂmvho uE Die Fnonzpermaliimg
’{C{t (‘ﬂ'“ g Ew quite ‘&BI ber et

teiligten -iaumen ‘asgetvlefen, bey mat i-n aﬂ-*" ciner yoohl nidit
barf. Yud im Dentiden Holde wer ber Herfud, bo i} ":; L']u”é

¥
L
¥
i

4

 Gujeitine

Mbarenging

° ber, Gtemers
- pilde,




- Bieferungen
{Beifiungen

- bex Eriverbde
URIRE=
nelmez.

Begriff
- SETerhd-
amternehmez”,

Hleueriub.

wom 26, Suni 1916 mit der Befrewerung ber Eingelumidibe madite, ein Fhlidlag, wd ber finanjieke:

Grtrag bes Stempels von Eimgelumfigen wear ein o targlicher, bab fid) das Umjapiicucrgefed bom
Safre 1918 im Wefentlichen anf die Steuerpflidit ber . pemwerblichen Uuijape befdrdnite.

Dicfe Grmiguugen fithreen dazu, dafp in bem worliegenben Entwmfe — ton gewiffen Husuahmen

obgefchen, diber bie fodter gefprodjen tverben joll — mnur dicjenigen Lieferungen (Leifiungen)

als ftewerpflicdhtia crfldrt werben, an benen. ein inldnpifder Grwerbsunternelmer afs
Qieferer ober Qeiftenber betetligt ifft, wmmbd aud) biefe Umidge nur infowelt, als fie im FRahmen:
foines Wetriebes -pber wemigitens im Bufammenbange it biefem fattfinben,  Eine Sumberbefthmmung.
with Hinfidiilich der Werfteigerungen getroffen; Liefertmpen, bie auf rund einer Bevfreigerung evinigen;

folten nimiidy cudy bann feuerpflidtg fein, wemn gwar nidt ber Aujtraggeber {bizherige Etgentiimer)
woll aber ber Berfteigerer inldubifher ‘Erwecbsunterneliner ift. Dies Hat darin feinen Grumd, daf fidy
Perfteigerumger: - faft - burdhwegs in ber ffentfidfeit abpiclen, fiy bafer dem Bugriffe der Stewer fbwer
entyiehen fomnen, und baf Baber jene proftifden ®efichtapunite, die, wic ermifnt, allein die Einfehyrdntung
per Stencepfidt auf Leijtungen von Grwerbsunternehmern vevanlafjen, hier nidyt vovivalten, :

o5t ber Wefetigeber fhon genbtigt, feine Stenevanforbenung auf 1lmidte ber chen angefithrion ek
au  befchrdnten, o ift ef anf der anberen Geite oy, daf qerabe im Jntereffe ber Steuergerediiigleit
ber Rreis vev bic Trdger ber Steuvrpflidt bildenben Berfonen o weif gejogen erben
mufi, af2 bles mit den oben Defprodjenen praftifdhen eficpspunben trgend vertriglid) i, Ta cd ond
gefepestechnifdhen Gritnden jwedmdpig evideint, i otefen . Perfonentreis cine im Gefepe ftdndig zu
pevmenbende Farge  Bejeidmung au twdblen, fafit ihn Der Guttousf in den Wusbrud -, Erwerbss
nnternehmer® gufammen, el Beqriff, ber nad) ber Qegaldefinition bes Entronrfes nidyt nur die Rauflente
it ©inne bes Danbdelzgefepbudes und bie Glemerbetreibenden im Ginne ber Getwerbeordnung, fonbern {ibees
paupt alle Perjonen umfafit, die ,cive fefbitindige, an Ggielung vor Einnahmen geridjtete gefddfttidye
porr berufticye Titigleit betreiben.” : _

Die niihere BVetrachtung diefes Vegriffes erqibt folgended:

1. Bwifden pyyfifden und tltrtffi}’c[)eﬁ Terfonen mird, wie fdon aus bem Husbdrude
Liebermann® Heroorgeht, fein Unterjdicd gemadt. o

2. Die Tatigfeit der Detreffenben Pevion wink eine pauernde (,gefdiftlide” nbex ,beruf
fidhe”) und e wmufy onf dte Eryieluna von Einnahmen gevidytet fein; bic Ubfiht ber Erzieling
pined Reingewinnes ift nidt erfoxdertid), '

5. Die Thtigkeit muf cine ,felbftdnbige” fein; entgeltlige BVetdrigung in abhdngiger
Stellung, zum Beijpicl als BVebienfreter, Ungeftellter, Weamter, begritmbet fiir fidh allein niemafs b
Eigenfdhast. eimed Ermerbéunternehmers. '

4. Muf oelche Weten vou Warenumfdpen ober fonitigén Qeiftungen bie Tatigheit gevidyte
ift, ift filr die Ginreibung unier ben BVegrify ,Grwerbsunternehmer” phne Belang. Diefer - Begriff
wmfafit baker, nidt nue den ®rofhandel und fleinhanbet, bie Jnduftrie wid bad Gewerhe i
@inne der Geterbeorduing, fendern aud) bas gefamte Gebict bex Urprodutting, jowett der Erzeuger fein
Grzesrguifie, fei 3 nady vorheriger Bearbeitung ober Beravbeitung, fei es vhne folde, gegen Entgel
periufert; Hierher gelbven alfo nomentlic) andy- bie Quanb- und Forftmictfdeft, die Biehzudt, bl

 Bienengudit, der Gartenbau, die OOft- und Gemiifesucht, dev Betried von Bergerten unbd Steinbritcher

unh ehemfp Die Sagh ueb Fijderel ) .

5. Der Stenevomjprud) ridyes fih an die inldnbifdyen Grwerbaunternehmer; alg jolder gil
ein Grierbaunternelmer bann, tenn er im Jnlamde cine Betriebsftitte (Fabrif, Landivichidaft, Verfauis
ftatte, Gemerbelofal ufm.) befipt, oder bei Unternehmungen, bie obne Betriebsiiitte gefitfrt werben, wen
cr pber fein Wertreter tn Jnfanbe ctwen Wobnfiy (Sif) pber den gereshrliden ufenthalt Hat wvbe
menn cv bajelbf, wenngleid) mur durd) einen BWertreter, eine Erwerbéunternehmung tm borfichenden Sinn
Beireibt. ‘ ‘

Gine ber wichtigiten wnd jhiiesigften Fragen it bic Wabl beé ©tenerfahesd; Hier giff es, b

Ynforberumgen Dev in das Ungehenve angemacyfenen Erforberniffe ber Staatsfinanzen mit ber Ridfidt

ot bie Bedirfuitfe der Voltawiriicheit fomeit als mdglid) in Einflang zu Gringen, eine Aufgabe, bi
gerabe bet etner in alle Boeige bes Wirtfhafialebens eingreifenden Ubgabe, wie ¢& ble Winjoh
frenex fein mirh, mit befonbderen Sditwierigleiten berbuuben ift. Ungenitigender finangieller @rtrag  an
per eimen, ungiinftige Beeinfluffung ber Preife, itbermikige Belaftung der Hanbel= und Gewerbe
treibenden fotwie ber jonfiigen Erwechbauntétnehmer, Unterbinbung ber Unsfuhr anf Dder anbderen Seit
finb bie Gefahren, bdie permieben merben muilffen.
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Antiquitdten, befrimmie Yrtes von Velgiweek, die Hrom Welen ned) immer etnemt hiheren Unfwanve
blensa wififfen, unb  Binficklich  anberer Worengattuagen  (wie Runfmerte, toithare Dhufifinftoente,

PO
s

ergibl, cinen {ubjeftiven Beftandiei?, auf befien Beriiffidhtigung  ba3 Minfakfion ertueifs
bergidpten mufi. Jmmerhin gibt e Gegenfranbe, wiv gwm Beifplel  Ebeifteine, Berlon, Frelimeialls

~F

Sraftfahuzeuge ur Perinnenbeiivdering ufm.) [6ft S bod afeidge wenigftens injomeis bebaupten, al8 Der
Preis file thre Unjdoffung eine getiffe - Grenge ihertdreitet, Wiel qriGer fiud bie Sdyierigeiten, wie .
fiy elhuer fdharfen ©oiibering _g,néiid;rn-En‘guﬁma?en wnd gewihndden Warven bel anderey @egeuftdnben,
inghefonbrre bel  benmfenigen eatgeneniiellen, bie ber Belletbung und dex Wohnimnednriditung dlenen:
ihe glit ponbew . @rgelinniffen bes8 Runftgewerbes unh bei dev Wehrznfl ber anderen Glebrand)se
pdnte, %eber “nad ber Uit bes Eegenftanbes nod nody Dem bow beffen Umbang unb Bwed
i Preife - 4ft - ler ble: Enffiellung eined  allgeniein gitttigen, verlafilichen  Femzeichens afs
Torangiepung fic die Unteribeching unter bon Begriff pRupusgegenttand moglid;. YRoltr man fidh et
purdimegs ber anffelung von Brelegrengen ald Unterfeeibungsmerfmals  Debienen, jo iwitvbe bied bie
Unfertignug  wnbd " Veclautbarimg febr detaiFierter, Leinake inbivibyalificrenber Preiafifteu™) fiber Hie
i Betvodt Fommmenben Waren notioendin madien, eine Mefmabe, die fidy fdon megen hrex Hmftind=
ticheie vom felbft perbietet, abgefeben Davow, bafy folde Preigliften wegen ber ftfnbigen Freigjdmantunqen
ciner fefr Ganfigen RNewanflage Hedinfren, . _ :
©4 ift dober gerade anf bem Dier in Fede ftebenben @ebiete dew’ fubjettiven Eemeffen befonders
groger @piclvaun-geboien und feine wie tmwer geartete harengung fomnte bewr - Arnfprude Hrengfter
dolgerigtinfeit wnd woller Geredtighelt Gondige Lriffen, Dies gilt fetbiverfind i) audy (v ble fw Gnt
wurfe vorgejdilogene £8iung ber Frage. Da Hinfiytlidhy der @iareibung bex eingelnen Gegenlidnbde unier
bie Rugndwaren Me afs Ridittinien mafgebenden foslalen und wirddaftlidon Unidaingen naturgemif
einen freter-ZWecie! nntcrmorfen find, ol bic €taatregicoung nady dem Entwucfe privddiigt fein, bie
ndhevenn Vorausfepuugen  fir  bie  Dualififation g2 Rugudware  bord Lollznpsaniveiiung fefiufesen,
Hejonvers widgtig ift bies jinfidtlid ver tw Entwrrfe vorgeiehoien Preidqrongen, bie iy Den jemeilz
Joeefgenben Prelperhiliniffon anpaffen wilfen,
g ber Regel follen bie Brorigrifren fiber die aifgemeine Umjagfteuer finngemds aud

Jtiv bie erbdhte Stener auf die Lieferimg von Lugudgeqenftinven gelten. Die Hasnahmen von diojer

Brundjape werden in ben Eridnterungen g ben Elngelbeftinmuugen evirtert werben. Dier jei nur davanf.
bingemicien, baf die Sefernng von Rupudtvaren, im Gegenfahe gt dec Ricfering andeeer TWarew, in

gemiffen Hillen aud afs Eingelumiak, bas LeiBl and) bown frenerpflidhtig ift, twenn bie Liefering
nidit im Rohmen eined Ererbaunternebmens  ftattfindet. Disfe File find bie Liefernng aud und tad
oene B(uslande, ferner bie Berflelgerung von Rugnsgegenftduben. Hier it bie Stenerdilidt nidgt davon
abbiugig, baf ber Tecsuferer (nter bet Lexiteigevimgen der Berfteigerer) infinbifder Eriverbsunter-
nebmer it Eive weitere Bejonbecheie Bejtel: barin, baf bei gewifien rten von Lugasgegenfiduben bas
bipfe Werbringen bed @egenflandes in bas Uusland, auch wemn ed nicht mit einem Lizfety
prrhunben ift, e Enersilicdht brgrimben folL. .
Die Enfifring ber Mwfabfener Hietet einen geeigneter Wnlaf, gewifie beloubers ftescerfrdftige
@ebiete bes Berfehralehens, die bidher von elner Merfelraftener qanglidh frel waren ober mur ungensigeny
efafit wuvben, i ben Hreis ner Berfehraficusrobicite einguheziehen,  Sicher gefbre in erfter 2inic bas
o1 winberner -feit fo entwidelte Reflameweien in fetnen verfdiiedenen Formen, wie tnskofunbere Jeitungs-
angeigen, aubere Hriew gefddfilicher Ungeigen, Blafate, fonjtige HFentliche Antiinbigungen, zum BVeifpicf
burdy Beleuditung, Umbertragen bon Lafely, Umgerfahren von Rellameivagen, Ynsrufen. Hievan fhlieft-
fidy wefiess Dad Hotelgewerbe, pas Robufubrwertswefen, fowet s fih mit ber Beforbernng bon
Terionen unb  Hepad Defaft, wnd dag Depntgeiddft mit Einiduf be Lernictig  von Srant-
jdchern. Die Leffungen in alen diciom ®eihaftsziveigen follen untes bex Begeldning |, erhdhie Vmfag-
flener fiv Leiftungen - befouberer Wrt? einer 10progentigen Umfabfiener vom @ntgelte untermorien twerben.
Bas nenientfich bie Reflameftener anbefamgt, fo bilbei die Beftimmungen Hieriiber bdie Berwirtlidung
eineg lingft gebeaten Risnes) ber andy tn “ben Stenermafinahmen anderer Staaten fein Borbilh finbety
bie i @t} vovgefd)lageie Limfagftever anf Sufevate, Ynfimdigungen, Blafate uiw. i die einfadfte
wnb oiefer Einfacgheit wegeii audy bie rentobelite %xt ber Fef{amefteuer. Gevabe weil fie-anf die vielen
oft fefe woflowrdbacdhten, mimerhin eber in ber Stegel anfecitbaren und von WAl nidt freien Unter-
fdeibungen und Hoftufimaen vergiehtef, - bie enf befem @ebicre benfbar find, wmd fidy Tebiglich nady
bes DBGe bes Eurgelies vidtet, dirfe i bie Reflameftener in dev vorgeidlagenen Urt feid)t einfcben
un ble Billigrng bor Offentlidyieit finben, '

* s hangtiiide Weles pom 929 ety 1918 (. Unfang u biefer ,Vegriindung”) Gietet Bleffir etn tolt
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ehorecuny ber im Entwnefe vorgelchonen Etensrbefroiingen wn BEteuetermE R ignuge

' anrgRngen.
tielnen wng bowt befonberen Teil biefer |, Pegriimbung” vorbebatien Lleihen, et Ceton wire Bies

enigen Srenerecleidjiernngen erwibnt, benen aligemeinere Bebenhing sufomnt,

uith Stenerer

i 'n_mﬁiglingel%..

1, Stenerbefreivng mweary geringfiigigen Snbrfégmiageﬁ Sfiv biefe Befreiung affen
fich widit fo fefr ahgebonpolittiche oig proftifdhe Erivdguncen mifitfren.  Wu  1mh fiir fich bofteht Feiw

@uunt, bie Stevespitidt ber von ginidin Ermerb&unternelner borgencumency - s

i oeinem befimmion Tindefivmiange tes Detricheg  abfdngig au madien, ba bel fHeinem Betrieh

.btg-_.-]-é-gﬂ'ia’)e Stenecfumine  entipredhend  niedriger apdfallen wiiche und  ehen foegen - ifred miedrigen

lugmofes bev Wicinfeit bes Betriebes angemelent iire. Der Beit= unb Hrbeitaufwand aber, der wit
i Berantaging der Etever :

sibunben twiive, Ritnbe aller Borousidht nady g1 “bem Steneverpebuife in foldem Hifioerhdltnifie, baf

inb mit ber bermadimg ber Ereverentriditung Gel Sen Heiuften Betriehen.

brr Eminnef voigichy, bic Wavernfefernngen und fonftigen Zefftungen berfenigen Betriese von ber

Cimer freb gu leffen, in Demen ber ejamibetzag ber tnmeclalh eines Sabres fiir Warenlieferngen
{Keiftungen) empfongenen Rokiunger fid) aif it mehe ald 5.000 K beldutt.  Fite Lupudnarenumidbe
" b j e R b . : h ]

oll’ biefe Prefretung nidt gelten. . :

o2 Etcuerbefreinng tue Gérerverfehre mit bem Husfanbe Die Staatdregierung joll tach
beri - Enimrade ermdditigh werben, dle Einfuby und bie Huefubr von ber Umfahftever 3u befrefen; Diey
Beftimmung Gat ven Bived, Bevarfefalle die Moglidfeit au -bieten, fitr ben Sdup per inldsbifden
Eitubee unb Husfulrhinbler zu-forgen; dicle Finnten ndulic) fonft, um  bic @teuer gu erfparcs, wuter

witduben v bew TWeife auégeidiniiet werben, bafi berjestipe, Der angldandifthe Waven begiehen sher
Tdnbifdie Waren trpovtieven will, fid mit Tmgebung bed gomerbsmdfigen infandtiden Jmuporteurs obex
poriened unmittelbar mit bev auslinbiidhen Foma in Berbinbung fegt. Anes piefom Grimde {ft unter
' Lovansjeungon aud) fie bew widt im Sleimbonbel erfolgenben erfier tufdnbifdien Nufap cirer
eageiitaten Mare burd) drs Smporteny {owlc file ben Tegten Uiy ohirer aufznfirerden Ware an ben
Exporeomy ble Stenerfreileit vorgelehon, - Ynd) " von - biefen Steferbefretingen fid bie Supusoegeniiinbe
anggenommen, hniiche Befimmungen . find Faud) L im - dentiden Umifapiteucvgefehe vom 26, Juii 1618
etthalten, Die Srmec GHgung,  bet Hinveribung - blefer Beftmmimgen hinfichelich ves Imfuges pon Hobitoffen
ldndijhe Wovenloger dem Muslanbe wrter gemifien BVovausfepmugen gleidigubalten, joll Dogir Dlemen, bie
Bildrug von inlindifden Aehifofflagern zu forbern,

3 @renererleidhteringen wikrend der Doner hev burd) ben &rieg bewittten anfers

srventlidfen Bevhdlini{ie, Hieker gehbren folgende Beftimmumgens

2) Wavenlicferungen, bic wilzend der Dayes Diefer  Berhtltaife vom Staate, ben Rénbevii opber
oo @emeinben Boberer oder micherer Orbrurg g Berforgung ber Bevdlfernug mit Lebense
smitteln, Liehfutter nder Dinger vorgenoimnen  wevben, - fhnnen, fofern bie TWaven nidt
i biefen Sirpesidjaften tm cigenen Betriebe cvgeugt worben find, bou ber Unijabilewer befreit
weeden. Durd) BVolznozemweifung fann ongeorbnet werben, baf mnd inmiewett Do nmenbuug
© diefer Wefintmung ben angeffifirten @egenftinten anbere unentbehriidie Wevbrauda- nher
‘@J’eh‘r.m,ze:f}égegenﬁﬁnbe oleithzubalten finb,~ Der Betipundt, big suo obemr bic perjtehenbon
Gefimmungen anfredht bleiber, - mirs- bied) Bollgugsenmeifung verlautbart.

_' Rieferungen mwid fonfrige Yeifngen von Unternebnieri, beven Betdtigung winsidieglidg
‘wobltétig ober gemeinniibig i, find unter befttmmten” Borausieprmgen frenbefrei,

oo 4 ©tevererleiditerzngen fiir den Warennufay obhne Defigiibertragung Das beut{dye
nijobftencrgeies vom 24. Sult 1918 txifft bie Unoebnung, baf, wenn bet Abmwidlnng mefrever Umfag-
gridhfte, bie gwitdhen verfdiiecdenen Perfonen dtber bicfelben Gogenfténbe vber fiber Gegenftdnbe gleiher et
sbreiloffen finb, ber nnntistelfors Befity an dem Gegenftande nur einmal fibertragen toivh, dur bad Umfage
bisiift besjenigen fieuespflichtia i, ber bew uimittelbaren Befip itboririigr. Kot diefer Beftimmung {ft, den
Dabel, foweit er eine blofe Bermittlertitigheit ansitbt, phne btafy ber Ldudler felbf Befiger bor Maye
With;” bon bor @teier jrefgutajfen. Der porfiegente Entiue] feht fir foldie Fdfe von enem Unjrendh
[ Befeeiung ol und begniigt fih mit ber pem Staatsamte Hir finangen au erteilenben Ermddtigung,
fererevmiifiqung ober Gteuerbefeeiung filv biejenigen Lieferumgen gu getochren, bie nidt mit der liber
uig beg unniittelbaven Befiges perbunben find: bied in ber Crivdgung, ol o8 unter Lmftinden (al3
tpiel fet ber Seltenfoudel genannt) nidit gevedtfestint ex{dhent, ben Sotjdyenganbel frevercedlidy ju
fiigets, baf 3 aber fmuerhin Hale geben famn, i Benen  fer Sdug bed Bwijchenboantels burdy
BYUng e Stenererleidhtesungen  wom Stanbpunite der Voltaiwivtidaf mitnfdensicest fein  fonn.
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Die Wwfabiener i, wie bereit® cvivdhut, nidt eine divefte Stener, innbevn eine Verfehrsftener,

bie wdt eimer Feibe vow bemt Steritpel: umbd Gebithrenwefen entfproffener HWerfebrsabgaben (Eielten-

uniapjteuer, Eijenbahnverfehrajtenern’ auf bas engfte verwanbt ift. Diefer Aujamnienhang  wadyt es
eetldclidy, bof ie mateciel{-redytliden Beftimmuugen fber die weue Stewer ftd) in mander
Hinficht au bie Borfdriften fiber die Stempel- und nomittelbaren Gebithren anlchnen.
Mubers fteht ¢ mit ben Beftinmnmgen fher bag Verfahren, fiu. die in.crffer Liaie prafiijde
Gelishiamutte - makgebend find. Da - nuw,” wie fpiter nody i evirtern fein wird, als rundlage with
Diofitad  ber Tarenumfagfiewer  ia der Ttegel Dber Jafhreser(is bev infdndifgen Grmwerpa-
unteviedmer aug Lieferungen’ itid fonftigen Qeiftungen bdienen foll, diefer aber andy Del . ber
Beranlagung - vev Einfoutmenfiener “unbd-der CrwerBjteuer afs i Nedmungsfafior oher boc) ol “ein

Sfugeres Werfinal jliv Betjfungsfdigleit und Errragsfdbiafeit eine hervorragendbe Rolle’ fptelt, ift o wahes

liegend und pom Stanbpuntte ber Wrbeitstfonsmie geboten, mit per Lerwaltung der Umjapficier
bie mit dben Wahelegenfeiten ber diveften Perfonalfenern {und gwar der Einfommenitener wnb
ber @riveedftener) befaBten Drgane ju Detvauen. Diefen ftebenr i die Bevwaltung der Umjapfence

sidt nur wertvolle Behelfe 3t Gebote, fondern aud)y Grfahrungen wnd Renutniffe; die fid) ein anberer
Wehbroenorganidmng  eeft ‘bejaffen mithte und nidt obue ecinen evhebliden Arbeits= umd Feitanfoand ju
Befhaffen vermidte; fill man eine folde abminiftzative fvaftoerihmwendung und dle damit verbunbeneir
grogen Wiehrlofien vovimetbon, o bleibt froy des gemwidgtigen Nuteridiedes smifdien der nen eingufithrenden
Bevtehesilener - unb bew bivebten Werfonalftenern nidhts ithrig, al@ Deibe Verwaltuugsgebizie in

_einer Hoand ju veveinigen.

Was die Beftimmungen itber dag Bevfabhren felbit anbelangt, o it zvijden der von ben
infindifdhen - Erwerbauniernehmern  ju entrichtenden Wwfasitener einerfeitd wnd  der Tfagftener  fite
Eingelmmidfie anbererfetts zu unterfhethen, ~

Fite die erile Genppe, bei der ef fih um zeitlidh vegelmiBig wiederfehreudbe Steuers
teiftungen Banbelf, eiguen i — wmit einigen im Entwucke vergefefenen, fm Defoubesen Teife biefer
oBegrimbung” u erlduteruben Abweidpungen wud Ergéngungen — b weientlidyen die Vorfdriften itber
bag Berfahren in Saden der diveften Perfonalftenern, und gwat die bes IV, V. und VI Dauptitides des
Pevfonalftencrgefeses, zur finngemiBen Mnwendbung auf bie Winfaitener. Die {Qbernafhme diefer
Lorfdpriften i das meue Stewergebiet bringt audy den Vocteil, da§ bie reichaltige Medifprediung
fiber bug Berfabren in  Perjonalitencrangelegenfeiten jofort Hir bie Binjaiteuer bder inldndiiden
rwerbsumternelmer verivertbar iwivd, Daf {id ber Rreid der Umfapftenecpilichtigen mit Dem der
Einfouumen= und Erwerbjtenerpflichtigen uidht dedt, fondevn idhneidet, wirh swav bet ber Stenerveranlagung,
uldht sber bei Wnwenbung ber BerfaGreusbeltimmungen eine Erjdwernng bifbern.  Fitr bie Umiahitener
ber inldudijhen Eriwerbsunteenchmer fieht der Gutmurf afs Hegel bie Entridtueg nad) ber Gejauwtimnme
per in einem beftiutnten Feitzaume (dewr jogenanuten Stewergeitraume) fiir Warenliefernngen wab
{onjtige gewecblidie Leiftungen eingefloffencn Enigelte vor; ber Stewergeitvawne ol grindjdslid) wit dea
Raledberjafr, daher aud mit ber mwosntalen gettlidhen Beftenerungdgrundlage ded Perjonatitencegeiehes

gufamuenfaflen, bod) i die MBglihleit gegeben, buveh Bollzpugsamwethung den Stenergeltraum, joiveit

erjordeclicy, audh) mit einer Miegerew Beitipantie feftjufeben oder mit demt vom RuienFerjafr abwidenden
Sejdfta: ober Wictjchaftsjahre des Unternehmers juiammenialien g laffes,

Eine viel geringere BVebentung befist die jweite Gruppe, bie der Berjteweruug voun Eingel=
umfdpen; bic Guugelverftensvung fommt wie Hudnahure ber Bevinferuny von gangen Gowerb3untecs
uehutinger aure im. BHeceihe  der upudwinfapitencr vev und wnfafr die File der Einfubr ury ber
Hudfufr von Lipudgegenitinden mit Sinfdiug des wuneer Wusjtdnben jteucrbflidtigen blogen Berbringens
foldher. Gegenftitnde in Dad Wusland, Serimer die Fille . ber Beriteigerung  bon Lupudgeqenjtinden, wean
weder  ber Auftraggeber (Bisherige Eigentitner), nod bder Becfteigerer inldnbijdier Scmerhdunternehmer
ift. Dbwedl es fih Gler nidgt wm. geitfid) regelmdply wievcciehrende Gtenerlelffungen handelt, febt
aud) Dbet’ dbiefen Stewerfdllen bder Jimuwgeméfen Unmwendung ded Perjonalftenergefepes im
witgenieinen nidyts it Wege, nur wnh hiev jelbitverjtindlidy dic Romveton; der Stewvcfommifitonen,
in deren Aufgabenirels die Befaffuny mis ber Eingelverfteuerung. pon Qieferungen und Leiftungen it
page, auggefihalter snd wiiffen die betreffenden Gefhdfte bea Behorden ver Veronltung der pireflen
Steuern #bertragen twecben. '

Eine, fiiv die gange BVevanlagung Hefonders widgtige drage geht dabin, 0d die Steweventrighing
anj Geurd - vovgingiger amtlider Bemeffung ober phue eine jolde zu evjolgen Hat. Die
Boridlige bes Enbwnfes entjdeiden ftd) fite ben lepterew Weg, und zwar Huupiiddich veshalb, well die
Cinfithrong  9e8  amtliden Bemeffungsverfahrens i bie Hatfafiiener einen fehr qrohen Mebeitdaufwand
evjorbern tifvbe, bem ber buvd) dew Reteg ftarf gelichiete und b bie Pehrarbelten, weidye §ih ald Folyes
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Doy Stenerpjtihige it _Ee_t:c_c'[)tfgif.;aﬁ.'_étej:f:[e"-b"cr i b Btedecrstivaum (& 76, Wolay 1) et?ulgte'n'

Baplungen in ber” Unmielhicng ben Gefamtbetiag - bes S@nigeftes e die in feinem Beiriebe toifhrend
biefes Seiroumes efolgfen Liefevungen vhne Bt auf bie Bezallung  anjngeben b danady bie
Stewer ju entridhten. Fit ton . piefen’ Hedhte: ehomal Sebroudy gemadyt, o Fforn e Hiepon il nit
Genehutiqung  bev  Dieeftibbehorde. und ter L bew o diefer fefinfepenen Bedinmmegen  fiie einen
folgenben @teuer‘?,s'"ihfc!d11:1'1-_:._(3_’[1:1;'__@‘1&'@ o TR o

Tiie _ steid) ih Giemeiiibebehirben firth verpiidics, beni BelBrben i bie Erfebung ber
nady porftelienen: Borfbuiiten au eniridhtenden Hbgabe anf Erfudyen dus ‘SBitchern, . Aften, Urfunben 1w, -
ekt fthee bie ben Worenmniny dor. Stererpilichtigen betveffenhen Berhiltnifie zu evteilen ober e
it jobdye Biicher, Wen,  VrTuder i, qu gefiatien, ote ciwen Wufjdiluf Hieritber zu geben
werpHgen. ' Lo

BTk exeiduiten Semerbetretbenben haben ifre’ Bliher und die in ihrom Sewerbebervieh
empiangenen  Enpfangabetenntnifie Timf Jabre lang, vom Sdluffe des Jabhves ab, in weldem bie Abgabe
entvichtet {jt, wafiuberalpen. s 0 ‘

¥

e “fi reime  Warenlicferung i Betrage vou niehr als eingunoert ek, die nicht im BVetvieh etuesd
mlandiiden Gewerbes (§ 76) erfolgt, m Jnland Fallumg gelefiiet, fo hat her Empfinger der Jabhmg
Bimen  gwet Todjen oin fdyeijtlices Empfangsbefenninis evteffen nud mit eins vom Taufend ded
Betrages et Fabhrng it verftenern. 5,

Die’ Yorfdniften er Tacifmommer 10 fndew  entjpredienbe mivendung.  Befreit jind Fahlungen
fie  Tarew, bie i %Wege  bev  Jwangsvollftredung iibertragenn  twevben, Bei  Teilzablungen ift cim
oerflensrtes _m_lrﬁeﬁigfﬁﬁ?ﬁinmn’:;ﬂ fther pen Sefandberrag ber Dejabiten Schuip bel der Tegten Teilzabhlung
qu evteifen, . .

Xt pie Ghtrichting ber Ubgabe von best Empiduger dev Habfung unteriajjer worben, ju it bie
Ybgabe vout. Smidarger ves Emplangsbelenmtniffes binnen ghoet Fodhen nad) dem Tage des Empfanged
and jebenfalld “vot ber: sweiteren YusBinbigung des Empfangsbefenninifies gu entridyten.

Unterbleifit dic MAnafteliung ved Empfangdbetenntnifics, ebaleid) eine BVerpflicdhtung dagu beitand, jo
tritt pie Sfeuerpfidit it bev Bablumg ein

_ : § 83h.

Die Beepflihinig  go Ubgabenentvishuung tm Falte bdes § 854 wirh erfillft duwd) Veroendimg
pon Bropunden; bie bov bem Gebraudie vorjdiriftamafiq abgeftempelt iind, pder von Stempelmarten nadhy
niherer Hnovdning beg Dundesrats. :

Teni: Bunbesvate feht bie Befronmung  pariiber gu, oh wnb wmier weliben NRoraudfegungen die
Mbgabe ofre Verinewtimiy von Stempelzeichen entrichier foerden Farn, :

§ uuG

Wev ven §8.%8, 77, 79, Ubjay L, $1, S3a guwiderhondeis ober diber bie empfangencn
Boblungen ‘vher Wefetinigen (§ 81) wiffentliy miwidyiige Angaben matht, Gai eine Geldffvaje verwirlt,

weldye bun 20fachen Betrage ver hinterzogenen Wbgabe gleichfonms. Kamn der Betrag ber hinterzogenen
Abgabe widit: feilgejtellt terben, jo tritt Grefdfiecfe oon eimbundertfimfzia bis Dreifigauiens Marf ein.
et ber Borjirift bes § 88 suwiberhondelt, it mit Geldieafe Bid qu bureitoufeny Mart ju befrvafen.

) ﬂéerhﬂ__l}l-__@_{_ﬁ?’f_ﬂi gffvi)'éfé'l_ll_lf_ﬁ_iiﬁé'.-_ge:‘id}ﬂid} pver notayiell aujgenounuer, ju i fir fie durd) die inr
§ #sa angeorbuete - Stempelabgabe: bie - @xhebung ber in Dben . Qaribesgefeen  fix gecidifide . over
netacielle Hufnabmen:iid - Beafaibiqungen’ eliva corgejyricbewen Ahgaben nicht andgefchlofien.
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Divjes Weiels friti
. Die in ben §§-
Ubgabe ift evfhmally Hir b
fallenden Baflungen s enirid)
Sind flir Liefoungen
Habhmgen nady  biefem Beltpin
perpflidhtet, bem Lieferet ein
Stener 3u leiften, Drefer Preigy

#, Belen vom 30, *ﬁ?

T Weferimgen nlis
Siefever micht bevechtigh,
bom Wbnehmer  neber - bém

aug einem  Rieferungdperiia

gefteliten Pureife zu Hirgen:
Wuf vine Bereinbarinig
im Falle bes Abjaped j B

bes - Reichaftempelpefe

Grtitel 1V,

e

ked find oov den Horten Jher Redpseg” bie Wiorte

:'11_1@"{;%':-80_-?:416.')‘.:% anbered evibr”,

Brder

CReidgafrempefqefebes  icd bie- Bant L, TRY cingeidisitets

werben folgende Borjehriften hingugefiiat:

: angeorbneten Ybgabe fann von ber Sanbeds
1 Berghting dberivagen tverpen. T Bergliumg et bex
,'._‘v}lb:__'i;"l anftefenben Eehebungs= b Vermaltungaiofton
aieting erlift die jur Hegelng bes Blefiftanertelres  wmit

dibehivhen erforheeliden befomberen Bejtimmimpen,” '

21006, Mbfag 2, Soi 2 bes -Relmsfiempelgeienes frit®

foldhe purd) bare Gingahlung -der in Tarifuumueer 10
eielt wivd, der Betrag von gefn vom Huwbert s

npelgeienied W ber Fetfuny biefes Gefepes angenrbnete
utiafitreton blefes (efeges Big jum 51, Degember 3916

big”tor b Jofraftiveten: biejes Gejetes ebgedyiofien jind,

;40 it ber Whnelmer mangels abetdhender Berehbarnng

i ami Preife fn Hihe ber auj biefe Aahlupgen  entfallenben
dileg bilbet feinen Groumd qur Vermagéauhebung.

it benr - 30. Septembey 1916 “abgefd)lofjen finb, . ift bex

ety ober Deven Bezahlumg enifallenben PWarenumfabitentpel

o nbbr tétlmeife gefonbert in Medmmg zu ftellen. Der Ahitehimer
af, ben b ber Weiterberduperung  der TWare ayf ifre
ahftempel pon bem ihm bon fenem Dieferer in Medyung

ol __.._tjbﬁﬁ{.tef)mbeu Loridisten entgegenfiehr, Tamn fidy ber Ciefever,
er Abnehter, nidit Derufen.

T .
te Wetrag  vov bem . Jnkraftreten Dbiejes Mefenes gegablt ober it iw
bie Fiiryung deg Beivages Hom Qicferer bor. biefem Bettpumtt anevfannt
ny’ _i’ii’,f_:_SMCle‘.i’)E‘l'ltﬁg ané § 1 mnidt geltend gemadyt werben.
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mfobitencegeies von 26, il 1918, Seitgeickbinit Seite 779.7)

1. HSenering Eefeirr Ay Freferiomen wmn foilige el

v Lini}dgfie_ﬁér';'-' ; 1 Die dni Saland j'gegeﬁi;@n%ge’[t qusgefifuien iéi'e'fumngénr1i1;.b $1m1'ttg‘tr’t"_-

stpiftungen  Toliher - SPexjomen, dier eine [bftinbige qemestlide Tdtighet: it Ginfdlng ber Mrevzeugung

anb  Ded Danbdels jdﬁéipb;ﬂ'{,’;_i_ﬁj}q&%i‘i’iﬁ}l{ Sleferwingen b Letftingen finrerhath biefer gererblichen Edtighett
tegen,  Die - Stenerpilicht with i Babuvdy  berithut, paf bie Heifhang  auf Grund ‘gefeslidier ober

befivdlicher Hrorbining -__-Ei_eaijn wied nber fraft gefeblither Dofrift ats bemirt gilt.

Tie Stetier wird s erhoben; toenm bie m Abjak 1 begeldmeten Perfones Gegenfrinde aus deat
dgenen Wetrlel Enbighmen, o o Citferhalb - i0ver  qeinerbiidien Titigteir ifegenben Jweden su
sgehrawben  pbey ft verbrinithen; bubel” gl ol Guigelt Deienige Betrag, der aw Dede wmd guv Beit
oer Gntnalyme von Wiebecheekinjern  gezable g soerben pilegt. o -

i @ity -einer Berfieigerung exfolgen, iind, unbejdhavet der cigenen Steucepitdt

feiner - Eitigheit, © aud)  bonh Jtenerpilichtia, woewn der Anftraggeber eime jelbit=
tindige  gewerhlicye © & pfett i andithf, Diefe Povidyeife gile widht fiir vie Vevfteigerung bt Bege
ner Soangatollfivediig, fire ‘e LVerfieigerany mier Witerben pnn Jmece der Teiliyg cines Trahlaffes
‘oiwie fhr. die Bevfleigening . von  Suunditiiden und von Berechtimmgen, onf melche dic auf Grunbftlide
wegiiglichen Borjdhrifien bes biiqerfithen Redytes Awwenbung Forden,

Wan er’ Weftendvung fiald - guegenDmmeR oo :

3. Vhnddge andt dow - Hudlewh wd ¥y auberbalb bes ®leinhandets erfolgempen  evjten  1kmjige
cingelitleiee G frbe -dm Jmtland joieie Umifage in bay Viusland, joweeit nidht i diejem Gejepe {§ 10,
iy, 2 wab o B1oeaubeds - Deftmit it wd  bie vom Bundesvai dhev pic Siferftelinny ver Herhomit
Wber ber, Beftinmmnung b ‘Gegenfiinde 3w treffenben  Woridriten inregehatten twerben, Tor Buubesrat
aeftinumt, inicveit’ b Wimnfdgen  von Rabfieffen aus denr Auglsnd pie dew Hoftoustand  gleidftehenben
dhebieie e Jmlavnes, bed gebundene Berfehr ves Sollinlamdes e, ioweit ox fid wm golifeeie egen=
Uiree Derbelt, befmibeve begeitbrete fontige mliubije Lager wie bas Wudlawd o behasbeln find;

) 0. frebitgewdihringen b Tmfdge oon Selpiovhernngen, msbejonbere v Shechfeln 1md Sdheder,
jmie B 24t piocen, Mpmietien von @ifellidoiten wnd jonitigen Bevelnigungen, Raninoten, Papiergeld,
elvforted hitd b inldnotiden “qmifitdfen Wertgeihen; ' :

A, Hhujige won Goehnetallen pud ESelmetallegiernugen nady ndbever Beftinmmng des Bunbesvats,
sofern biefe it i Ricinandel (§ 8) crmorben wevbe - . ’

4.7 Bechadiingen b Levmictimge von Srindfiiiden wd vow Beredriguigen. fir meldhe bie
cuf Grudbitde besiiglichen Moridriien bes birgeriidien Wedites gelten, jowie wow faailichen  Debeits~
redyten, bie R Taif Be Hnkwagor ven Smd i Boden  beziehen, mit  Widnabme der Berpadiungen -
and Berdvetiigen eingeriteree Riumee; ' o

5. Seffvberumgen im Shine bes Gefeges ey wie Bejtenerung des Berfonen: b @itbervectelys vout
A Wpeil 1017 (Reidha-Gefeslt. S 329} wit Wpsnahme ber fu § 5, M. 4 usth B, bofeibft genaimten;

. Wmidsd e v Zavifmmmier 5 bed  Sheldiitempelgefebes  pam B, Sufii 1913 (Reide
Hefesdl. €L 630) genamuen Geaditinde; o : :

%, UetHmgen, e elde  Borgittungen  im Siane Her FTovinimmer § bes Reidsjanpeigejebes .
gewiyel Werbemy oo ) ' :

8, Seefiherungen - Stane der Tariframmier 12 bed  Meihafteimpelgeiehes:

9. bei emgttragene - Gowofiéndoefien, die der ‘qomeinjdafiliden Bermertung von Ergeuguijien bex
fenvffen ober et gemetnjhaftlichen Sinfouf vov Fhoveti onFilieklid) Hr bie Genwfjm terien, Derfenige
Eell hes 1?[m}'ﬁ§&95j-_“§_l?t (nIc Butgelt fire FidTieferung “oon” Mirdftiuben aug bec b Betriehe ver Genofien=
jdaft eciolgten ‘Spvarbeitung der von ben Gfennfien eingelicterten @Erjenquifie odel afe Ridvergfittmg anf

sen Ranfpreld ber pon fen Senofien bejogesen Baven angifeden it

= Die Musfiifugsteiimiiingen -ne biejew iefepe wurde Uil b Pefanuimoacuirg ded Helthsiangiers Lot
w6, ult 1918, Binfralblaft Tie bos Teutihe Reidy Hr. 24, Seite 228, perigutbars. Bgl. jeimer ble Rommenta
Gon Br. Bant Devease.  Unijebfiewcegeies no 26, Jui 1918%, Winuben 1918, . §. Berd'jdie Berlogshudghondhung,
b von Dr. Friy Etier-Boniv . Pomunentoy gum Amichiieusrgeied vom 26, Suit 19187, Bertin 1918, Berlag oo
Heasg Bablen. S ' T




Peon ber Stener Hob befrait: . RER
. Teldh und Punbesilaaten bepiiglidh des Mot wnbd Eeleguaphen- b n"l"}bmd)gﬂ{-ef]r Shrie
‘oemrbewng;u aternelnmingen wegen - Letfungen filv dicjer BVerfely: _

2, Untevwebuen, Dbeven  Bivede onsidlefilih gemeinnitbige ober wollidfige jind, foweit & §id
aidt wn folde Mmjdse diefer Unternehmen funbetl, dle anj Gowluneryieling qc:u{)ret fimb. D0 em
Unternelmien als gemeinnitbig sber ipohliditg tn Sinne biefer BVorjdueiit anguerfennen 1,  befbmme dic
~sherfie  Sanbesfinaugbehirhe; ber Bumbesvat fana ndhere Worfdriken fiber dic Worausiepungen Hiefer
Huerfenmmg erfafien; _ _ : R _ _

: 2. Berjomen ber e £ 3, ¥olap 1, {lug'itﬂucfén Urt, e pie Gefanubei der Gatgelte in einem

- Slewerelfdmitte (& 16, Ubjap 1) vidit melr alg brettoufend Miart befragt; ber Teth brr Eatgelte, des
Cauf bie Eninedme aud pem eigenen Tetriehe (8 1, Ubfap 2) entfdlly, bleibt aufer ufay, womn e widyt
sqmefr ofs pocitonfend  HRorf Betrdat unb die (ﬁefmnihm Doy @,nlgxm finfyehuraufeny Marl nidt itber:

o Achvettet. _ o

: _ Die Steuecbejrenmgsvorichrife in . 3. findet auf vie Licforuig dev im §-8 Dejeidhieten Segens
o fEnbe Feine Wnlwenbig. ' : '

Wi el Ubwidtlung mefrever Wirfaggefhifte, die guiiben verfiedenen Peufonen diber  diefelben
egenfidnde ober- Rber  Begenftinbe gletdher  Yet . abgefdiloffen find, ber wamitielbare Befik dn demn
Gegenfonbe wuv elmnal  fhevtragen; o i wie “bad Ulmjabaelddit ‘mﬁ;enmen iterrerp hcﬂtrg, ver e
mmitielbaven Befin fhevivdgr. S S : .
et Clefornmgen ey Ronnofement, Labeidein ober Qagevidiern i i diejentge b ben evfren
ifandifhen Cfnhober ted WWapierd frenerpiiiditig. o S B

Bl Yieferungen find bie Berxdige, bie vom “éetﬁu%cm fm i &‘w ﬂbunq un\ "%mu{;uuuq it
Reduung geftellt merben, muc nfoweit nidt  off Feil bed Enigelid angufehen, al durd) fie vie Wuds
lagen Ded B ranﬁerezd filr bie Werfenhing und Verfidernmg exfepl mezben . Die Qoften fiir bie Waren~
mihlichung bithen eiven “Lell bes @Entgelts aud) b, wenn der Verdufever it verpflidytet ot  bie
.u‘mid} ieBung gegen (beimithrufig. einer hefiimmten Lergitbmg zoviicumelmon: &

Bei Temfdygefdaiten glit jede der Lleferungen ol @uigeli fitv die anbere: bel Hingabe an
shinngd Statt witd bas Gefdait of TaufdoelGaft delonkeln : '

&

E:‘Qif Steuer  Dbetvdigt fini  wom ‘Eauie‘nb bed ffiv e jt .!1‘:’{‘(5({;&;}6 ‘Ceifttng  veveinmafuuten
ﬂrgeﬁh : o

e in’ﬂlLtﬂt’trﬂga twerhen auf wolfe Sarf nad} unicu abgerunbet.

FuslEudiidhe Werte Sord mach niherer Befiimmaung bezd BVunbesvats umjpuredmen.

g 7.

. Defteht ciu Untevmehmen aud  melpeven beﬂ\f;{ehenaumcu Betricben, gom bemen der eine in ihm
geftelite @egenjtanbe an ben ('mb?tﬂ‘ fiefext, fo it . bieje Lieferung, toemr iie E)’mbr’rtmmenﬁ Peart
i dberfreigt, ummaftmzubﬁuﬁhg, oabei gilt af-.s Entgelt bﬁr"cmqe ‘bc;mq, ber am Dne Tith dm

v Riefermng won Buﬁemalauycm gezablt gn werben- pfleat.

Die niflheven Foransfesungen diejer Steaerpiiidt bejwinmt nad Snhieing -der Bffentiith: vedtiidgen,
_i?g_rmm;n_gen ber  Bunbedrot, @r . Town fie  beftwnnte | Fille s u(m( {;bbr im[mm'ge von biefer
Tie Beftinumunugen deg Bundedvats treten mmn feeait, - utm:zr ¢ bﬁ ?Rmff)mq vexfangt.




GenBiin Seer Dixispeaenfinh,

E :'}E!"S. L
Do Sterer erlybt fidy el per Uiefetung srer” folgenden Gegenitinbe i Qeigandel- o 30
pon Pimbert:” L SRR S Lo R e

1 il “Sterfen, - (rbelfleine, fynibetifcge @belifeing, Hofbepeliteine und Eeqenfiinbe aus"
pher 1 Berbiubing it biejen Stoffen, etnjdjficfilidy der mit Enelmetall bonbliesten jmd plasticiten fowie:
ber umc‘{;imﬁ)a![ﬂﬁz‘ziéﬁé:ﬁ,‘ ‘wergoibeten  oDeL perfifberten Seqenjtinbe, Bet Giegenfiinben, bie aud Den tm
Eale genanvten Etoffen unh wberen Stoffen sufammengefest iind. iji bev wertpoliere Beftanpretl fir
sen. Etenerfaly nuhgeberid. ’ ‘ ' : ‘

Foffrmgen o Hugenglifern ungerfiegen per crfibhten Steney it

2, Tafdenlren, jofers vas Enigelt fhr bie Qieferung einhnnbv& Giarf fiberfdyreitet;

o TRerte vee Plafrf, Vinkeret und @raphit jomie fopten oty Sevpielsleaungen joider Werte,
fojern bad Entpelt fiv e Seferuig seifumdest Slart itberidyretct. : . :

Ter exfibhten Steuer wterliegen  nidgt Ovigimabmerie ey Wiafiit, Halerel uad Grankit ventfder
teberper pper innerfialb ber Tehren fhnb Fahee perfrovbence Sunjiier, Hie pom bewt Wimftier ober nad
feinemt Tobe von ieinem Ehegatien, feinen FepEtmmlingen ober jetnen Elbern ober murch Besfanfs= ober
usfielinngsperhinbe od @ifilern  pecteisben merben, Die Fetft von finf Sahren with W Abidyluh
2o Dmjaboefdyifte dber  Dbad Seert ab geredgnet. Die @tenerhefreiumg gift widt fiie Beveinigungen von
Giinfilern, weldhe hem geoerb@miifigen Merfen Jownhl eigener alg andy fromber TWerle hegmeder;

5. Yrdiouitdten, einjhifichlidy alter Dyucke, wid Gegenitinbe, wig fie ansd Qiebfjeberel von Saunlem
eviorben merhen, fofern piefe Hegenitinde nidgt voriviegend 35 wiffenjehafiligen Ameden gejanmmelt it
werden ;f‘[egciﬁ, jowie Grzengniffe bed Budgpunds anf beionbwenr%ﬁaptere mit befdudntter Anjlage;

5. phbtugmpfﬁd’)e $anbapparate fomie Bexen Beftandieilz wrd S;.zbv.{)ﬂi?rﬁffe;

g, Fiige!, Slavtere, “Hgomoitten b Rorridnmaen  FUT medentiden Pgiepergabe  mufifalijd)er
Giiude (%{"{an‘?eripicI.ﬂppn.mte, Syeedapparate, Dhomograpfen, Orcheftriond i) folie sugehbrige Rlatten,
FRalzer u. ol . ‘ ' ' :

7. Willarde b beven Aunbeldrfeiite;

. apanbmweffen, oderen Beftandteile b Bubehipftitde fowele v Hanbferertvaiien hejitmmte
Funilion; _ ' ! _

v o0 Qand- unh Bafjecfalrzenge SHE Perjonenbefirperung, e fie wit moforijder Srajt angetrieben
werbenr ober wenn fie nady frer Refchaffenfeit {Banart, Y ngjtattung) Hil Bevguilgungss oD {porilide
Aece Defimmt find. iber bie Amedbeftimming it aua{dhlieBlidy tm Perwaltungdivege U entidjetben;

0. Teppidge, einjdliehlich ber Fanbieppide, filr beren Qiefering bad Emtgelt freifiq Stat Hir den
Cinabraimeter dberfyreitet; ' ‘ :

11, sugevidytete Felle znr Perftefling  pon Pelywert mit Yusnabme  gewihrlider Sdpfielle |
Pekletbumigss 1nd Sg‘liiiew'\e'ir,ricijtmgégegenﬁﬁnbe qus pbec unter Berwenbung po Pelpwert mis Wuanalme
gebluiiden Seafpelzes, fomeit ef jich widt wm hlofen Jufpub fanbelt; Pelzivagen b . Welzhittes
gelten idyt alg . biofer Aufouy. :

Pet Der Feitellung, ob Dad Entgelt fhr Die efentnig  die in Sz, & ownd 10 angegebenet
Betrdqe iberjrjretter, iff vom pem @ntgelt fllv die ieferung  jebed eingelnen (legenflanbed augzunehe
¢2 Set benw, bafy wmehrere anf etnmal entnommene egenfidmbe nad) det Awede, fiic den fie Beftim
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oo foldgen fonfligen +m § 8 T oy genannten Segerifis Sefdiichie, 'bié’f?@ul'mrgcfd)idjie
ober bie Wrgefthiche ey Bilaugen-  ynp Tiermelt . nan Bebays find, i bag Uusland, ‘ez foi ey,
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Sund Redhten  iFifdpevei=, Jagdbredit ufe.) newoenien
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bic jdbrlicge @ejamtannuitdt weniger ol 1000K |

tatfachlich evgielte veine Wirtidaftseriraq, ber ang
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§ 170.

@ Bet dem Einfommen ans Wertpapieven if
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aufier Betead)t zu Tafien, foferne nidht die Papiere
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fefeetdr filr {Fnangen Hat  bie - fidy hierwad
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ST . [iAhrTidy Bunbjuuiaden.
@ Bei Cinfonnnen non itber 100,000 K bis ein- | ) Gowelt i bew Beftimuonngen diefed Ge-
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itbrigen. barf, nig8 vow bem Yodften Eintommen " ber
TadHE niedrigeren Stufe nad Whgig ber avf Teptore
eiffallenden Stener eritbrigt, - _ o '
o) Sojerne anf rund ber Beftimmungen  bes & Soferiie anf Grund i_zbu: Beftinnmungen  hes
§ 155, Wofag 2, unb Ded & 175 Einfomumen vou ; § 155, stoeiter Abfap [ ] Ehtonomen von 3000 K
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Geltenber Gefek,

1600 K ober weniger nr Levanlagung fommen,
betedigt die Einfommenftener Dei cinem Ginfommuesn

Bteuer

von mel alg
o K

hig einidlieflid)
K .
S 1600
1.500
21400 oo
1.850° o
CHBOO
S 135000

1.500
1.400
1.350
1.200
1.250
1.200

S10°80°
b0
880
om0
Vel @;itt?n‘_xnnﬁmﬁ" bt 1”20_'('.) Knbel :mmigér
vevminbern fidy die Einfsmutenitufen um e 50 K
nud die Stener um }'{; soh B

Huifdlag fiiv mhiuﬁber[ac,'[aﬁetc Hous-
atte

& 1724,

o Fiic @tcttcrpﬁicﬁtige mit etnem fteuerpflichtigen |

Einfommen bon mebr alg 2400 K, su deren Hans-
hait feine Perfon -gebiet, Heren etiwniges Einfoumen
gemifi § 157 gemeinfam gu peramlogen ift, cxhbht
fidh bie nah den vorfiehenben Beftimmungen beo
redynete Einfommenfiever  um 15 Progeut, Ffiir
Steuerpflidgtige, su deren Hauzhalt micht mehr afa
eine {olhe Perfon gehiet, wm 10 Brogent. bed im
@inne  ber  vozftehenben Bejtimmangen  vorzn-
idgrethenden Betvages,

i Bei Antwendung dieler Beftimmung find an-

shvedhmen;

1. Die im § 157, Ubjay 5, bezeidineten

Perfonen, ipfern. fie vom Stenerpilidhtigern  vegel-.

médbige Beitrige i Ungmofe bon mefr ald fimf
Frogent feines Ginformmens empfangen, Dicjer Bei-
tragsleiftung it bie Hingabe eines entibredyenben

Bermbgens jur Verforgung  der betveffenben Per- |

fouen gleidanadten.

2. Perforen, * dbeven  gemeinfome Bevan-
Taging mit bem Steverpiliditigen  anf Grund der
Hnsnahmsbefiimmung e § 157, Abfap 2, zweiter
&ag, unterbleibt, Jn biefent Falle enifdllt bie Ers
bobung  auh Det ber Defonberen Beftettexnng ber
Dbetreffenden Perfonen, o :

12"@:

Wefegestert in der Foffumg ber Regierungdoorlage.

ober weniger gur Beranfagung foutmen, betrigh bie
Einfommenitener 2 Progent desd Giufommicns,

@ Das  freverpfiidtige Gejamtcinbommen  ift,
foferne fein Betrag nidt durd 100 teilbar ift,
ouf' ben uwidiflen duedy 100 téilbaven Beteag, -
bie entfellende Stewer mit Huduahme ber erfter:
swei Elubommensfiufen anf Hen nddiften durd
10 teilbaren Befrag nad nnten abgusunden;

Ewtfallt,

§ 172 a.

Entfifle,

Enifalt.
(Bergleide § 173, roeiter Abfa.)

1. Entfalit.
(Bevgleidye § 173, weiter Abfoy, 30 1.)

2, Enifal.
{Bexgleidie- § 178, gweiter Hbjas, 3. 2.)










Uhettenbes Bhefes.

[ boei
cehyiifyte

Dyt ber Befteneinnyg,
§ 176

Lexlon . ihren ordemtlichen Robhnfi Hat; - ;
S Romaren in diejer ‘Beaiéf)ung mtfjr&n:'e:—@E[)ﬁigitn'g»f-.:
begtute in :
Idreibung i jenem Sdylipungsbesivte ftattzufinden,

o biveflen Steuern entriditet,

Nngebhivige der int Jeidivate vertretenen hinver,
fche ‘in Testeven feinen Wolniik Haben, werden int

¢ dicfer Liuber im o gleidgen Falle in ferterm
hisungébesivte beftenert, in weldyew fid) ihre jtesers
dtige Cinfommensquetle, beziehungdeife, falls fie

L mehrere befigen, ihre grifice Einfounmensquelie

- Die Einfonnmenitener vhd i ber Hege! bort
fiew unb vovgefdyriebes, - wo e jtenerpfliditige

1 me'Il;E_mn. bev Detreffende Stenerivdger ben bbdhiten

Giitungsbesivle igrer Heimatgomeinve, Teid)tonges |

Betracf, fo Dt die Bemeffung i Bor- |

Wefebestert in der Fafung der Hegierungavoriage.

lbcrbﬁlfnié’mﬁfgig und) jenent Stewerjake  ergibs, -
ver nuf bag fouftige Ginfenmumen bes Stomer-

o pRidiigen gmziighid bee burd dic Bagl ber

vollen Befigjahre geteilten Verfnfevnngeqewinmes

o entfillt,

o Eind in bem fencrpflidtigon  Gintonowen g

auferorpesilidie Elunafmen  emthalion, bie fid

al2  Enilehuung flicr eine dber mebrere Jafre
reidjenbe wiffenidafiliche, finftlecijde vber jdeiit-

- ftellevifde Titigheit parficllen, {0 wicd die Stener
| vene gefamten Ginfommen ped Stewerpilidtigen -

it bewt Betvage exhoben,, weldjer fdf verhiltnis-

o miigly nad) fenem Stenerfaye crgibt dev auf pag
S burd) be Bahl ber poflen Sahre per Tihtigleit
o Lgeteitte’ Ginfowomen aus ber crwifufen melhr-
| idligen Tatgleit suziglid bes fonjfinen
s teuics bes Gtenerpiliditigen entfallc,

Eiu-

o S Filleit aufersebentlior Wakdnutungen,

= insbefoubere Walbabitndungen, vie fiber die vegel-
- jmifige Rubiong goefentlid finansgehen, wirdibic

Stener wom gefauticn - Ginfommen bed Stoier-
pitidtigen mit bew Betrage evheben-welder i

| erfaltuiémifin  wad jowent Stenerfage  evgibt,

oer anf hag wmo den fhnflen Teil e nfers
srdentlidon Wefrealifes  erbifite fonfige  Gine
Tommen hed Stencepflichtigen cutfillt,

o Bet ber Deftewernng vou clumaligon Gut-
fhiviguugen, bie alf Griss fiv cutgejende Gin:

| nafmen grindfee werden, fomie bei oy Beftencrmug
+uon Lofteciegeininnen uud dhuliden aufervibent

lien @inpalmen find bic Beftinmungon des

Sl briften Alfakes fungunil anmenden.

Lot ver Beftenernng.

§ 176,
(11 Nuberdndert.
o S Unperdndert.
&) itvesdnbert.

. 0u0294






















































































































Poclage der Plaatsvegiovmy.

bon .

e .
. mine Dbefondere Pﬁmtauﬂagz i ﬂal;w 1920 b eine E‘ﬁhaimﬁmng- -

e Belehes oo 40 Fpeil 1949, BL @, Bl Dr. 218, befreffend
eine befonbere Brolauflage im ﬁeﬁ}w 1919 (Brotauflagengeles 1920),

Die ifi'aﬁmmﬁwﬁgﬁa‘nﬂaﬁﬁg' E}ézt :.Befeﬁivﬁ’en: .

g1

_ Sm Jobre 1920 wird cine befoudere Bmi'
aufloge nad) ben Auflagenfihen ded Gefepes vom
4. Wpril 15918, Gi=@& BL Jx 218, Detveffend

etne Defonbeee  Brotouflage fitv bas Jafr 1919,
{Brotauflagengefep 1919), cingehoben, Die  Be-

Cofttmmuugen  Geg  febteven ®efehes finben amif bew-

Cin ben, 8§ 2 und 3 folgenben iberungen uwb

 Ergdngungen o anf die Brotanflage bed Fobres

1920 Ymwerbung.

52

o Die Unflage ber Grunbbefiper ijt sugleidy wit
ber @mmbfiencr be8 Jabres 1920 fu  veraulagen

b in Deven orbentfidien Filligfeitsterminen ein- - ‘

gugoblen (§ 2, %Ibinh 2 ped Brotnuflagengeiebes
- 1914),

- 2) @DMJen Huflagepflidytigen, bie wou der un—
Tontmenftener Hir bad Jabr 1919 befeeit ober bie
nath '§ 153, Ubfab 1 bed Berfonaljteuergefenes (in
ber Fafung der Vefoualflenenovele won 1914)
renerpflidtig find, beuen jebod die Elulommenitener
v bad Sabr 1919 nur mit etnem e Eluivmumen
vor nidt fiber 3000 K eutfpredieden Steverinbe
vorgefdrieben wieh, ifi ver Hoibe Betvag bev Stener
abjufdireiben (§ 2, Ubfop 4 Dbes Brotauflagens
gejeses 1919). : ’




o 2o b Satofraleinertrag bér von eimem’

Co7 Tidhter gepochietén Grunditide 1007 K nidht fiber-
© - ftetgh, faun piefer bie Wbfhreibung bev baraui- P
_.?aﬁenbesa Brotauflage veclongen.: Weitn bei elnem

- Mithter - grmmbdirencepiitdtiger Licgentdaften diein
Wbfaly -2 -angefiheten Boransiepungen gegeben “find,
¥ e bie Abjdreibitng ber auf biefe’ queni’cﬁartm g
- entfalenben i)nfﬁen Brotontlage berlangen. S betden

S _' i S S ':':"_':':'E}aﬁen erfolgt Bie  Abfihreibung auf Ssuinh - eines
: S S L bom iﬁm‘f)tcr emg,u[wtmqenben 1mqe1‘rempeﬁen Gje‘ ey
' ‘;litﬁeu . . - - R R 'f_-:.

SRRt ﬂm bu _Jumﬁagnuq bes Bmtnurlagt ey
.:'__'--513[)&[101111itﬁt&n Ant . afre 1920 it vie Merais o
S claging-ber Swfommenftener  fiv bas - Steberfaby
1919 iakgebeud: "\w Bt ey Dienftperionen
{8 b Mbiay 2 b5 hed - Brotanflogengefeles
1‘91(}&& jebod) wad b m E-Jtcmbc voyt’ 1. E%nnnm,_'_.-j-
S e A0 uh;,mcé)zwn ”
T e @ Diecnad) § 154, 521[):1;3; i uzm 7 bLS i&r
P R IR Tmmﬁiumgmgcu (i Ber Faffung ver Perfonljterers
';nnneﬁc Bow 1914) von dev Ginfommenieuer Dg=
~jretieit militarifhen  Dienfibejtiae . jind - joiofl i
' Lo e Beurteilung dev QInffaqrpﬂnﬁ ol8 T bie Fefts
L _ Sl g Des S Wusniafes bee 9¥uﬁﬂqe {88 4oumb 5
' e e beé %Lﬁtaltfimcnqcfel ¢8 101901 in Unfeblag gu bringan..
S Die s Hisfdyvetbung ber  Wrotamflage her:
bubcrbcnmte&en crfelat wittels Qundmadmeg, - Gy
- Baflungsanfieay Swicd o ausgefertigh, Svei in
« Ber .f;dfw b&x,mzﬁnqc gegeniiber jener bed Fabres
L1910 einesdnbermg einteitt (Abfap 1 wnd 20 o
AT TR iBmxaquaqf hows Piherbemiticlten  im -
Fahre 1920-if, wenn - dew Ubgabepflidhtigen Der
Bahlumgaanfivag " iibet it $1atauf[m;L i 1919
- Bis 1, Miiry 1920 jigeltetle ift, am 31, Wdiey 1920, -
ol fmmen 80 Edgen: nacﬁ Buftellung: diefed Hahe
U pumgsanftrages boeldiifig m Wnsmafe bt Wuflage
fitr 1919 auf : eimmal- emgu&af}‘{m Eine allfallige
Ynsaleidiuitg  Gat - sady - Birftellung bed  Rahlungs-
an?tmgeg uber b\e ‘quf uqc fiir 1920 jtatty ufinben,

o Bie %cqmi]nqunq ber Padhter glun‘oﬁeuer'
pitidtiger - Liegenidaften nody § 2, Abfap 8, finbet
 viidhpivtend aund) auf bie Brotouflege des Jahres
1919 Wit ber gp;ﬁﬁqﬁﬁt‘ Auwmendimig, daf die U= -
fdveibung  der Galben i’imtmuinge perfangt werben
; ﬁfamt,‘wmm per Pgter fie dad Jahr 1918 bei -
- einews Eintommen big 1600 K vou bn Finfonmen-
ftener Gefreit ift.

T S Ubdndexung bes § 6, Yblag 1, bed -
. Brotauflagengeiches 1919 it bie bevelis beme ;mer
Yuflage Dder Hiherbemiitetren - fitr Diefed  yabr,

_ wenn ihre Eingablug wigt nady ber  begifenen
- ' : ' %cituunumq frither au exfolgen Dat, blunes 30 Tagen




2

coa

7 nady ﬂuﬁbnmc’;@unq bicfea @iel agew ;mh im msﬁy
‘Rm‘mnm&’;mg niejer Selehes porgefhrichene Unfinge

auftmc;eﬂ Fitr @aﬂae em%ﬁgﬁ[ﬁen

o §s

binner 30 Tagen wody - Bufrelung bes %nﬁ‘{mtgm o

I)Eefeﬁ (l%}tieh it mit bem %xgr feiner @ﬂnb‘ o
madjuuq i Wirtfambeit, . Wit feinem %s&ﬁym %{ S

hm: @mr‘iéiefﬂfm fhe "}Enmmem B@hmx?



















	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-151
	Der Vorsitzende bemerkt, dass die Steuersätze des Entwurfes den stärksten Einwendungen begegnen. Nach seiner Meinung werde über die Sätze endgiltig erst bestimmt werden können, bis einerseits das finanzielle Erfordernis des Staates bekannt sein werde ...
	Staatssekretär Dr. Reisch begründet die Einführung der Umsatzsteuer damit, dass sie das klassische Mittel darstelle, zerrütteten Staatsfinanzen wieder aufzuhelfen, und in einer Reihe von Staaten mit den besten Erfolgen für den Staatsschatz in Anwendun...
	k) Staatszuschlagsgesetz.
	2.
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